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Das Büro für Technikfolgen-Abschät-
zung beim Deutschen Bundestag wird 
wichtige Ergebnisse seiner Arbeit künf-
tig in Buchform veröffentlichen und 
damit interessierten Leserinnen und 
Lesern besser als bislang zugänglich 
machen. Nachdem dieses Vorhaben 
von den parlamentarischen Berichter-
stattern nachdrücklich befürwortet 
wurde, haben sich das TAB und der 
Berliner Wissenschaftsverlag edition 
sigma. darauf geeinigt, ausgewählte 
TAB-Studien in einer Schriftenreihe auf 
dem Buchmarkt anzubieten. Rasche 
Produktion und erschwingliche Buch-
preise sollen dazu beitragen, daß die 
Arbeiten des TAB aktuell und preis-
wert für jedermann zu haben sind. 
Das TAB hat primär die Aufgabe, die 
politischen Entscheidimgsträger durch 
die Erarbeitung neuer und die Aufberei-
tung verfügbarer Informationen sowie 
durch die Darstellung von Gestaltungs-
möglichkeiten und Handlungsalternati-
ven zu beraten. Die . Arbeitsergebnisse 
des TAB zu brisanten und aktuellen 
Themen des Umweltschutzes (Müllver-
meidung, Grundwasserschutz), der Bio-
und Gentechnologie und der Neuen 
Medien (Multimedia) sind aber auch -
wie die große Zahl der beim TAB täg-
lich eingehenden Anfragen interessierter 
Bürgerinnen und Bürger unterstreicht -
eine nützliche Informationsquelle für 
alle, die sich mit den Chancen und Risi-
ken des wissenschaftlichen und techno-
logischen Fortschritts auseinanderset-
zen. Die TAB-Reihe soll daher auch ein 
öffentliches Informationsbedürfnis be-
friedigen helfen. Die ersten beiden Bän-
de der TAB-Schriftenreihe sind nun-
mehr erhältlich. 
Der Endbericht zum TA-Projekt 
"Umwelttechnik itnd wirtschaftliche 
Entwickhmg" untersucht Entwick-
lungsmöglichkeiten und Nutzungs-
chancen einer integrierten Umwelttech-
nik. Integrierte Umwelttechnik soll hel-
fen, daß Umweltbelastungen gar nicht 
erst entstehen und Produktionsprozes-
se von vornherein ressourcenschonend 
kon zipiert werden können. Sie stellt 
damit eine neue Generation gegenüber 
TAB-Brief Nr. 11 /Oktober 1996 
den herkömmlichen Umweltschutz-
technologien dar, die noch auf die nach-
trägliche Beseitigung umweltge-
fährdender Substanzen oder auf die 
Wiedergewinnung verbrauchter Roh-
stoffe zielen. 
Die Studie "Biotechnologien für die 
'Dritte Welt"' analysiert das Potential 
moderner Biotechnologien mit ihren 
erwartbaren sozialen, ökonomischen 
und ökologischen Folgen für die Situa-
tion der Staaten der Dritten Welt. Aus-
gehend von den derzeit erkennbaren 
Anwendungsmöglichkeiten, wird die 
moderne Biotechnologie vor dem Hin-
tergrund entwicklungspolitischer Ziel-
setzungen bewertet, um Schlußfolge-
rungen für die zukünftige deutsche 
Entwicklungsarbeit zu ziehen. 
Die Publikationen sind im Buchhandel 
erhältlich oder direkt bei der 
edition sigma, 
Karl-Marx-Str. 17, 12043 Berlin, 
Tel. 030/623 23 63 zu beziehen. 
Neue TAB-Projekte 
• Entwicklung und Folgen des Touris-
mus 
Zu den seit einiger Zeit im Gespräch 
befindlichen Themen für neue TA-Pro-
jekte gehört der Vorschlag des Aus-
schusses für Fremdenverkehr und Tou-
rismus. Dieser hat ein Projekt zu Chan-
cen ~nd Risiken des Freizeitangebots 
und der Freizeitgestaltung und den mit 
ihnen verbundenen sozialen, ökonomi-
schen und ökologischen Folgen angeregt. 
Unter den Freizeitaktivitäten stellt 
der Tourismus den bedeutendsten Sek-
tor dar. Seine Bedeutung für Erholung, 
Entspannung und Selbstverwirklichung 
ist unumstritten; seine Entwicklung 
und die damit verbundenen Chancen, 
z.B. für Wirtschaftswachstum und 
Arbeitsplätze, scheinen aber nur dann 
gewährleistet zu sein, wenn es gelingt, 
den Massentourismus umweltschonen-
der und sozialverträglicher zu gestalten. 
Angesichts der Bedeutung und Kom-
plexität des Gegenstandes, setzt sich 
immer mehr die Einsicht durch, daß 
nur durch integrierte (Politik-)Strate-
gien die durch den Tourismus verur-
sachten Probleme bewältigt und seine 
Chancen weiter zu nutzen sind. Ein 
TA-Projekt "Entwicklung und Folgen 
des Tourismus" soll Entwicklungs-
trends und Problemfelder identifizie-
ren. Alternative Entwicklungspfade in 
Abhängigkeit spezifischer Rand- und 
Rahmenbedingungen sollen untersucht 
und Instrumente und Maßnahmen für 
eine integrierte, sektoren- und ressort-
übergreifende Politik geprüft werden. 
Das TAB hat eine erste Konzeption 
für ein TA-Projekt zu Entwicklung 
und Folgen des Tourismus erarbeitet; 
der Ausschuß für Bildung, Wissen-
schaft, Forschung, Technologie und 
Technikfolgenabschätzung hat diese 
grundsätzlich befürwortet. Im Hinblick 
auf die Bearbeitung dieses TA-Projek-
tes ist das TAB daran interessiert, mit 
fachlich ausgewiesenen Personen und 
Einrichtungen ins Gespräch zu kom-
men, um die Möglichkeit der Vergabe 
von Aufträgen für zentrale Fragestel-
lungen zu klären. Bei Eignung und 
Interesse sollten diese sich bitte an 
Herrn Dr. Petermann (0228/23 35 83) 
oder Frau Wennrich (0228/23 35 10) 
wenden. 
• Gentechnik, Züchtung und Biodiver-
sität 
In einem TA-Projekt "Gentechnik, 
Züchtung und Biodiversität" soll auf 
Vorschlag des Ausschusses für Er-
nährung-, Land- und Forstwirtschaft 
das Problemfeld "Gentechnik und 
Züchtung unter dem Aspekt der 'biolo-
gischen Vielfalt' im Agrarbereich" ana-
lysiert werden. Die Untersuchung wird 
sich unter Berücksichtigung der 
europäischen Rahmenbedingungen auf 
den deutschen Agrarbereich und ;tuf 
den Bereich der Pflanzenzüchtung kon-
zentrieren. Zielsetzung des Projektes ist 
es zu prüfen, welche Beiträge Züchtung 
und Gentechnik zum Erhalt der Biodi-
versität leisten können und welcher 
politische Gestaltungsbedarf daraus 
abgeleitet werden kann. Ein Vorschlag 
des TAB ist vor kurzem befürwortet 
worden. Für weitere Informationen ste-
hen Herr Dr. Meyer (0228/23 66 28) 
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Auf der Suche nach neuen Konzepten und Methoden einer umfassenden 
Technikfolgen-Abschätzung finden sich in jüngster Zeit verstärkt Verfah-
ren, die auf Partizipation, Verständigung und Konsensfindung ausgerich-
tet sind. Insbesondere in Deutschland macht die Technikfolgen-Abschät-
zung als "Diskurs" von sich reden: Seit Beginn der 90er Jahre wurden be-
reits verschiedene Diskurse durchgeführt und von Bund und Ländern fi-
nanziell unterstützt. Es sind ganz unterschiedliche Erwartungen, die mit 
der Durchführung von Diskursen verbunden sind: Während die einen den 
Diskurs als innovatives Instrument der Informationsgewinnung und Wis-
senserzeugung betrachten, sehen andere darin ein neues Element moder-
ner Politikgestaltung oder erhoffen dadurch eine "Modernisierung der De-
mokratie". Im folgenden soll ein Überblick über ausgewählte Diskurse ge-
geben und Verfahrensansätze, Organisation, Verlauf und Ergebnisse skiz-
ziert werden. 
Ziele von "TA-Diskursen" 
Diskursen zur Technikfolgen-Abschät-
zung liegt die Erkenntnis zugrunde, 
daß eine umfassende Bewertung und 
Abschätzung moderner Technologie 
ohne die Einbeziehung möglichst aller 
relevanten gesellschaftlichen Interessen 
und Positionen, Sichtweisen und Wert-
vorstellungen unvollständig bleibt. Ge-
genstand von Diskursen sind weniger 
aktuelle projektbezogene, lokale Kon-
flikte, sondern vorrangig allgemeinge-
sellschaftliche Technikkontroversen 
(z.B. Chancen und Risiken der Gen-
technologie); Themen also, die kon-
trovers und kritisch in Wissenschaft, 
Gesellschaft und Politik diskutiert wer-
den. 
Zwar basiert diskursive TA nicht auf 
einer standardisierten Vorgehensweise 
und muß abhängig vom Diskursthema 
und finanziellen, zeitlichen und räumli-
chen Rahmenbedingungen des konkre-
ten Falls konzipiert werden, doch ver-
folgen alle Diskursprojekte prinzipiell 
eine ähnliche Zielsetzung. 
Diskurse versuchen, unter Beteili-
gung möglichst aller relevanten 
Gruppen (Kritiker, Befürworter, Ex-
perten, Politik und Verwaltung, in-
teressierte Bürger), zu einer (im gün-
stigen Fall) konsensuellen Lösung 
von Technologiekonflikten zu gelan-
gen, bzw. zu einer konsensuellen Be-
wert1,mg von Technologiekontrover-
sen zu kommen. 
Diskurse versuchen, betroffenen 
bzw. interessierten Gruppen ein Fo-
rum zu bieten, in dem sie ihre Posi-
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tionen und Wertvorstellungen deut-
lich artikulieren und begründen kön-
nen. 
Es sollen durch die aktive Mitarbeit 
der beteiligten Interessengruppen 
Mißtrauen abgebaut und Nachvoll-
ziehbarkeit der Argumente ermög-
licht werden. 
Ferner versuchen Diskurse, neue 
und qualitativ bessere Informationen 
für die Entscheidungsträger in der 
Politik bereitzustellen, um gut be-
gründete Entscheidungen zu ermög-
lichen. 
Welche der hier aufgeführten Ziele prä-
feriert werden, ist abhängig vom ge-
wählten Diskursansatz. In einer ersten 
Annäherung können wissenschaftliche 
Diskurse von "öffentlichen" Diskursen 
unterschieden werden. Während der 
wissenschaftliche Diskurs die Generie-
rung neuer (interdisziplinärer) Infor-
mationen in den Vordergrund rückt, 
zielt der "öffentliche" Diskurs stärker 
auf die Partizipation gesellschaftlicher 
Gruppen und deren Urteil. 
Die "Spielregeln" 
Ein Diskurs soll ein Forum bieten, in 
dem allen an einer Kontroverse betei-
ligten Gruppen die Möglichkeit zur Ar-
tikulation ihrer Sichtweise eingeräumt 
wird. Zugleich wird von ihnen erwar-
tet, daß sie ihre Positionen nachvoll-
ziehbar begründen und gemeinsam auf 
einen Konsens hinarbeiten. Daher müs-
sen Rahmenbedingungen und Spielre-
geln geschaffen werden, die einen fairen 
Austausch von Argumenten ermögli-
chen, eine "ideale Sprechsituation" er-
zeugen. 
In diesem Sinne orientiert sich dis-
kursive TA im wesentlichen an den 
Prinzipien der Partizipation und Dis-
kursivität. 
Partizipation verlangt nicht nur die 
Einbezienung von Interessengrup-
pen, sondern ihre Zusammensetzung 
im Diskurs sollte auch dem An-
spruch der Repräsentativität entspre-
chen. Alle relevanten Positionen 
sollten also gleichberechtigt vertre-
ten sem. 
Der diskursive Ansatz besteht darin, 
daß alle Meinungsverschiedenheiten 
und Auseinandersetzungen in einer 
spezifischen "F ace-To-Face-Kom-
munikation" diskutiert werden sol-
len. Zwar finden viele öffentliche 
Debatten statt. Aber anders als in 
sonstigen Formen des Meinungsaus-
tausches, soll im idealen Diskurs ein 
geschlossener Rahmen geschaffen 
und sollen Regeln des fairen Argu-
mentierens befolgt werden, die 
förmlich dazu verpflichten, das Ar-
gument der Gegenseite aufzugreifen, 
um dies entweder zu widerlegen, 
oder dem zuzustimmen. 
Generell hängt das Gelingen des Ver-
fahrens von fairen Rahmenbedingungen 
ab, wie die Schaffung einer gleichen In-
formationsbasis für alle oder die unbe-
dingte Neutralität der Verfahrensträger. 
Im Hinblick auf die finanzielle Un-
gleichheit zwischen Umweltgruppen 
und Industrie kann die Bereitstellung 
von finanziellen Mitteln notwendig 
sein. Hier gilt grundsätzlich: Qualität 
und Akzeptanz des Verfahrens und der 
Ergebnisse hängen von der Gleichbe-
rechtigung der Parteien im Diskurs ab. 
Im folgenden sollen an Hand von 
vier Diskursprojekten verschiedene 
Diskursansätze näher vorgestellt wer-
den. Es handelt sich bei den ausgewähl-
ten Verfahren um den Diskurs zur "In-
formationstechnik" des VDI/VDE-
T echnologiezen trums Informations-
technik, den Diskurs zum "Freilandein-
satz gentechnisch erzeugter Kultur-
pflanzen" des Wissenschaftszentrums 
Berlin (WZB), das Diskursprojekt 
"Gentechnologie in Niedersachsen" der 
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Diskurse 
Evangelischen Akademie Loccum und 
um das "Bürgerforum" der Akademie 
für Technikfolgenabschätzung in Ba-
den-Württemberg. 
Der Diskurs des VDINDE-Technolo-
giezentrums Informationstechnik 
Das VDI-VDE-IT initiierte in Zusam-
menarbeit mit verschiedenen wissen-
schaftlich-technischen Vereinigungen 
seit 1989 verschiedene Diskursreihen 
zur Informationstechnik. Die lnforma-
ti~nstechnik bot sich im besonderen 
Maße zur Erprobung diskursiver Ver-
fahren an: "Als eine vielseitig nützliche 
und inzwischen fast allgegenwärtige 
Technologie ist sie komplex und in-
transparent in ihren Abläufen sowie 
unüberschaubar und mehrwertig in 
ihren Wirkungen" - so der Projektleiter 
Dr. Reinhard Stransfeld . Die Diskurs-
projekte wurden durch Fördermaßnah-
men zur Technikfolgen-Abschätzung 
des BMFT mit ca. 1,4 Mio. DM finan-
ziert. 
Mit den Verfahren wurden folgende 
Ziele angestrebt: Die Stimulation einer 
fachübergreifenden Verständigung zum 
Erkenntnisfortschritt der Technik und 
deren Wirkungen, das Aufzeigen von 
Forschungsbedarf, die Generierung von 
Hinweisen und Empfehlungen für die 
Politik und die Initiierung von Netz-
werken zwischen den Akteuren aus 
Wissenschaft und Praxis. 
Mit der Teilnahme von Wissen-
schaftlern der fünf beteiligten tech-
nisch-wissenschaftlichen Einrichtungen 
sollte die notwendige Verknüpfung von 
theoretischem Verständnis und prakti-
scher Erfahrung in den verschiedenen 
Entwicklungs- und Anwendungsfel-
dern der Informationstechnik ermög-
licht werden. In Abstimmung mit dem 
BMFT einigten sich die Vereinigungen 
auf die Themen und Zielsetzungen der 
insgesamt fünf Diskurse: 
Der Diskurs "Theorie der Informa-
tik" in der Gesellschaft für Informa-
tik (GI) griff die Defizite des rein 
technologisch orientierten Verständ-
nisses der Informatik auf, und ver-
suchte, im interdisziplinären Diskurs 
die Informatik auch als sozial wirk-
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same Gestaltungs- und Wissenstech-
nik zu begreifen. 
- Der Diskurs "Menschenbild in der 
Künstlichen Intelligenz" im VDI ba-
sierte auf der Annahme, daß die in 
der Informatik gängige Auffassung 
vom Menschen als symbolverarbei-
tende Maschine nicht nur dem Ge-
genstand nicht gerecht wird, sondern 
darüber hinaus in Forschung und 
Entwicklung zu Irrwegen führen 
kann. Im interdisziplinären Diskurs 
sollten ein erweitertes Menschenbild 
diskutiert und neue Orientierungs-
lulfen für die Informatik geboten 
werden. 
- Der Diskurs "Rechtliche Beherr-
schung der Informationstechnik" in 
der Gesellschaft für Rechts- und 
Verwaltungsinformatik (GRVI) wid-
mete sich Rechtsproblemen, die sich 
aus den komplexen W echselwirkun-
gen der Informatik ergeben. 
- Der Diskurs "Informationstechnik 
in der chemischen Technik" in der 
DECHEMA/VDI-Gesellschaft für 
Verfahrenstechnik und Chemieinge-
nieurwesen (VDI-GVC) behandelte 
das Problem zunehmender Komple-
xität in der Chemietechnik und Per-
spektiven ihrer informationstechni-
schen und organisatorischen Bewäl-
tigung. 
- Der Diskurs "Datenschutz 1111 
ISDN" in der Informationstechni-
schen Gesellschaft (ITG) behandelte 
zentral die geplante Speicherung von 
Kommunikationsdatensätzen (Teil-
nehmerrufnummern, Datum, Uhr-
zeit und Dauer der Gespräche), die 
beispielsweise zur Erstellung persön-
licher Kommunikationsprofile miß-
braucht werden könnten. 
Die interne Organisation der Diskurse 
oblag Arbeitsgruppen, die die profes-
sionelle Durchführung sicherstellen 
sollten. Zu ihren Aufgaben zählte die 
Erstellung erster Papiere, die den Teil-
nehmern als allgemeine Informations-
basis dienten. Parallel dazu wurden die 
Teilnehmer zur Erstellung von Positi-
onsp.apieren aufgefordert, die die spezi-
fischen Sichtweisen ihres Faches reflek-
tieren sollten. 
TAB 
Dies war die Basis für Arbeitstagungen, 
die einem größeren Kreis von Wissen-
schaftlern der Informatik und benach-
barter Disziplinen die Möglichkeit bo-
ten, die verschiedenen Sichtweisen und 
Positionen zu diskutieren. Die Ergeb-
nisse der Tagungen wurden von den 
Arbeitsgruppen protokolliert. Daneben 
wurde durch eine Umfrage unter den 
Teilnehmern ein Katalog themenrele-
vanter und offener Fragen erstellt. Das 
Tagungsprotokoll und der Fragenkata-
log diente wiederum als Informations-
basis für weitere Diskurstagungen. 
Die externe Organisation lag in der 
Verantwortung des VDI/VDE-IT, der 
das V erfahren initiierte und koordinie-
rend begleitete. Der VDI fungierte als 
Herausgeber der Diskurs-Protokolle, 
durch die neben den Teilnehmern auch 
die Öffentlichkeit unterrichtet wurde. 
In den Diskursen konnten verschie-
dene Ergebnisse erzielt werden: 
• Im Diskurs "Theorie der Informa-
tik" wurde festgehalten, daß keine 
einheitliche Theorie existiert. Auf-
grund der Komplexität des Faches 
bestehen unterschiedliche und z.T. 
widersprüchliche Theorien neben-
einander. Konsens bestand darüber, 
daß die Informatik eine praktische 
Wissenschaft sei. Daher müsse sich 
eine Theorie der Informatik immer 
am konkreten Alltagsbezug des 
Handelnden orientieren, und könne 
dementsprechend divergieren. Aus 
dieser Erkenntnis gingen wichtige 
Impulse für eine neue curriculare 
Planung des Informatikstudiums 
hervor, in dem die sozial- und gei-
steswissenschaftlichen Ekmente stär-
ker gewichtet sein sollten. 
• Der Diskurs "Menschenbild in der 
K.I'' arbeitete heraus, daß zwischen 
KI als Technik und den philosophi-
schen Positionen zur KI unterschie-
den werden muß. Während die Lei-
stungen der KI von einer philosophi-
schen Rechtfertigung unabhängig 
sind, erfordert vor allem die Verant-
wortungsfrage in der KI sehr wohl 
philosophische Überlegungen. 
• Im Diskurs "Rechtliche Beherr-
schung der Informationstechnik" 
zeigte sich, daß Gebote und Verbote 
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kaum noch dem Gegenstand gerecht 
werden können und daß Bedarf nach 
neuen Verfahren besteht, in denen 
(W ei·t-)Konflikte der Informations-
technik verhandelt werden können. 
• Im Diskurs "Informationstechnik in 
der Chemischen Technik" trat die 
Analyse der praktischen Erforder-
nisse in den Vordergrund. Es wurde 
deutlich, daß auch in der Chemi-
schen Technik die Informationstech-
nik stärker einbezogen werden muß, 
um die Informationsbasis und die 
Datensicherheit zu verbessern. 
• Der Diskurs "Datenschutz im 
ISDN" konfrontierte den technisch-
organisatorischen Nutzen mit den 
datenschutzkritischen Aspekten. Es 
wurde nach konsensuellen Lösungen 
gesucht, die beiden Dimensionen ge-
recht werden könnten. Schließlich 
wurde eine Kompromiß dahinge-
hend gefunden, daß den Nutzern 
Entscheidungsfreiheit in der Wahl 
ihres ISDN-Anschlusses eingeräumt 
werden muß. 
Der Diskurs des Wissenschaftszen-
trums Berlin 
Von 1991 bis 1993 wurde am Wissen-
schaftszentrum Berlin für Sozialfor-
schung (WZB) unter Leitung von Prof. 
Wolfgang van den Daele ein diskursives 
TA-Verfahren durchgeführt, in dessen 
Mittelpunkt der Freilandeinsatz von 
gentechnisch erzeugten, herbizidresi-
stenten Kulturpflanzen (HR) stand. 
Das Verfahren wurde vom BMFT mit 
1,6 Mio. DM finanziert. 
Teilnehmer des Verfahrens waren 
wissenschaftliche Experten, Vertreter 
der Industrie, der Umweltgruppen und 
der zuständigen Genehmigungsbehör-
den. Das Konzept ging davon aus, daß 
Technikfolgen-Abschätzung nicht nur 
ein Expertenforum sein soll, auf dem 
der Stand des Wissens zu den mögli-
chen Folgen einer Technik zusammen-
gefaßt und bewertet wird. Sie soll dar-
über hinaus eine "Arena" bieten, in der 
die gesell schaftspolitischen Konflikte 
um die Einführung neuer Technik ex-
emplarisch dargestellt und bearbeitet 
werden können. Dementsprechend 
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wurden die Verfahrensbeteiligten so 
ausgewählt, daß alle Interessen und Po-
sitionen des Konfliktfeldes, einschließ-
lich der Befürworter und Kritiker der 
untersuchten Technik, repräsentiert 
waren. 
Die Organisation oblag einer Ar-
beitsgruppe des WZB. Zu ihren Aufga-
ben gehörte die Rekrutierung der Teil-
nehmer und die Vorbereitung, Durch-
führung und Nachbereitung der Konfe-
renzen. Gesteuert wurde das Verfahren 
von einem Koordinationsausschuß, der 
sich während der ersten Konferenz aus 
den Antragstellern des WZB sowie 
Vertretern der beteiligten Interessen-
gruppen konstituierte. 
Die Auswahl der Diskursthemen 
wurde von den Teilnehmern im Einver-
nehmen vorgenommen. Die Diskurs-
themen sollten eine befriedigende Be-
handlung der durch die Öffentlichkeit 
vorgebrachten Argumente pro und 
contra HR-Technik gewährleisten, und 
die möglichen Folgen von HR behan-
deln. Dem gesamten Verfahren lag be-
wußt ein technikinduzierter Ansatz zu-
grunde. Es wurden vorrangig die tech-
nisch-wissenschaftlichen Aspekte der 
HR-Technik (nicht aber Alternativen 
dazu) betont und die Expertenzustän-
digkeit und die Erstellung von Gutach-
ten in den Vordergrund gehoben. Die 
Frage nach politischem Handlungsbe-
darf war gleichwohl nicht ausgeschlos-
sen. 
Das Verfahren, das in Form mehre-
rer Konferenzen und Kolloquien statt-
fand, hatte gewisse Ähnlichkeit mit ei-
nem Gerichtsverfahren. Der Auftakt 
einer jeden Diskursrunde bestand in 
dem Vortrag eines Gutachters zu einem 
bestimmten Thema. Die Gegenseite 
hatte jeweils über einen Kommentator 
- der hinreichend mit dem Gutachten 
vertraut war - die Möglichkeit, zusätz-
liche Fragen zu stellen bzw. hervorge-
brachte Argumefjte zu widerlegen. 
Konnte dies nicht oder nicht ausrei-
chend geschehen, hatte aus technisch-
wissenschaftlicher Sichtweise das besse-
re Sachargument "gewonnen". 
Diese Vorgehensweise war aufgrund 
der zentralen Stellung der Gutachter 
enorm kosten- und zeitintensiv. Daher 
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wurden insbesondere den Vertretern 
der Umweltgruppen Gutachtergelder 
zur Verfügung gestellt, um weitgehend 
"Waffengleichheit" zwischen den Kon-
trahenten herzustellen. 
Die Ergebnisse der Verhandlungen 
wurden von der Arbeitsgruppe des 
WZB dokumentiert und in einem End-
bericht zusammengeführt. Dieser wur-
de allen Teilnehmern zur inhaltlichen 
Überprüfung zugestellt. 
Entsprechend den WZB-Protokollen 
wurde im Konsens festgehalten, daß 
keine besonderen Risiken gentechnisch 
erzeugter Pflanzen im Vergleich zu her-
kömmlich gezüchteten erkennbar seien. 
Dies gelte auch für den Bereich mögli-
cher Stoffwech~el- und Nahrungsmit-
telrisiken, bei denen ebenfa lls keine er-
kennbaren Risiken vorhanden seien. 
Aufgrund der Neuheit der Technik 
empfehle sich dennoch ein Monitoring. 
Schließlich habe sich gezeigt, daß der 
Einsatz transgener HR-Pflanzen nur ei-
nen begrenzten Nutzen habe und die 
Beseitigung des Welternährungspro-
blems dadurch nicht erreichbar sei. 
Der protokollierte Konsens wurde 
jedoch von den Umweltgruppen nicht 
geteilt. Dies führte noch vor der Ab-
schlußkonferenz zum geschlossenem 
Austritt der Umweltgruppen aus dem 
Verfahren. 
Der Diskurs der Evangelischen 
Akademie Loccum 
Das Diskursprojekt der Evangelischen 
Akademie widmete sich dem Thema 
"Gentechnologie in Niedersachsen" 
und wurde von September 1995 bis Mai 
1996 durchgeführt. Ziel war es, durch 
Partizipation aller relevanten gesell-
schaftlichen Gruppen (Industrie, Um-
weltverbände, Politik, Bürger) die 
Chancen und Risiken von Gentechno-
logie in Niedersachsen in ihren ökono-
mischen, ökologischen und sozialen 
Dimensionen herauszustellen. Finan-
ziert wurde das Verfahren von der Lan-
desregierung Niedersachsen. Das Ver-
fahren gliederte sich in drei Phasen: 
Auftaktforum, Einzelveranstaltungen 
und Abschlußtagung. 
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An der A.uftaktveranstaltung nahmen 
30 Personen teil, die von den Verfah-
rensträgern der Loccumer Akademie 
ausgewählt wurden. Sie waren zu glei-
chen Teilen Befürworter und Kritiker 
der Gentechnologie. Auf der ersten Ta-
gung einigte man sich zunächst auf an-
zustrebende Ziele und ein Arbeitspro-
gramm. Die übergeordneten Ziele be-
standen darin, alle beteiligten Gruppen 
in das Verfahren mit ein zu beziehen, die 
Gründe für unterschiedliche Interessen 
und Positionen zu erkennen, Konsens-
und Dissensbereidie zu identifizieren, 
neue Instrumente der öffentlichen 
Kommunikation zum Thema Gentech-
nologie zu entwickeln und Empfehlun-
gen für politische Entscheidungsträger 
zu gew111nen. 
Diskursthemen sollten sowohl Chan-
cen und Risiken der Gentechnologie 
sein, als auch die Alternativen zu ihrer 
Anwendung. Das Arbeitsprogramm 
umfaßte die Themenbereiche Landwirt-
schaft, Wirtschaft, Humanmedizin, Si-
cherheit und soziale Interessen. 
Während der ersten Tagung einigte 
man sich auf die Bildung einer Steue-
rungsgruppe mit jeweils zwei Vertre-
tern der Umweltverbände, Industrie, 
der Gewerkschaften und der Landesre-
gierung. Zu ihren Aufgaben gehörten 
inhaltliche und personelle Fragen der 
Veranstaltungsvorbereitung, die Beglei-
tung der Einzelveranstaltungen und die 
schriftliche Auswertung der Veranstal-
tungen. 
Insgesamt fanden zwölf Einzelveran-
staltungen statt. Jede Veranstaltung 
wurde von Moderationsteams betreut, 
die die Diskurse protokollierten und 
auch an der Auswertung beteiligt wa-
ren. Alle Teilnehmer eines Diskurses 
erhielten die Protokolle zur Überprü-
fung der inhaltlichen Richtigkeit und 
zur Abstimmung. Die Teilnehmer der 
Einzelveranstaltungen wurden im Ein-
vernehmen von der Steuerungsgruppe 
ausgewählt. Diese mußte der Vorgabe 
der Proporzregel folgen: Es gab in der 
Regel eine Zusammensetzung von je ei-
nem Drittel Befürworter, Kritiker und 
neutral Eingestellter. Insgesamt nahmen 
ca. 170 Personen am Verfahren teil, die 
100 Institutionen repräsentierten. Die 
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Zahl der Teilnehmer einer Einzelveran-
staltung schwankte zwischen 15 bis 25 
Personen. 
Die Verantwortung für das gesamte 
Verfahren lag bei einer Leitmoderato-
rin. Zu ihren Aufgaben zählten die -Ein-
haltung der Arbeitsprinzipien, die Sor-
ge um eine gleichberechtigte Artikula-
tionsmöglichkeit, die Transparenz der 
Kontroversen, die Dokumentation und 
die Ergebnisorientierung des Verfah-
rens. 
Zur Eröffnung der Diskursreihe 
wurde ein sogenanntes "Sokratisches 
Gespräch" abgehalten. In dieser Dis-
kussion ging es nicht um technisch-wis-
senschaftliche Fragen, vielmehr sollte 
vorab ein Forum für die Artikulation 
subjektiver Einstellungen und Empfin-
dungen -"Ängste gegenüber der Gen-
technologie" - geschaffen werden. Im 
Kern drehte sich die Diskussion darum, 
ob und wie Risiken beurteilt und ver-
mieden werden können, und unter wel-
chen Bedingungen die Rolle von Exper-
ten glaubwürdig sein kann. Konsens 
bestand darüber, daß Experten nur Be-
rater, nicht aber Entscheider der Kon-
troversen sein dürfen. 
Die Ablaufplanung wurde über Vor-
gespräche mit den Teilnehmern über 
ihre gewünschten Redebeiträge festge-
legt. Parallel wurden die Experten auf-
gefordert, vorab explizite Fragen 
schriftlich zu beantworten, um für eine 
ausgewogene Informationsbasis der 
Teilnehmer zu sorgen. 
Der Standardablauf jeder Veranstal-
tung orientierte sich an folgenden Punk-
ten: Begrüßung und Einführung in den 
Tagesablauf, Vorstellung der Teilneh-
mer und ihrer Interessen und Positio-
nen, fachlicher Informationsinput über 
Vorträge der Experten, Herausstellung 
von Schwerpunkten dei" Interessen und 
Fragen, Bildung von kleinen Arbeits-
gruppen, ein bis zwei Arbeitsgruppen-
phasen, Ergebnispräsentation und Dis-
kussion im Plenum und eine Ab-
schlußrunde mit persönlicher Bewer-
tung. 
Die dreitägige Abschlußtagung im 
Mai 1996 sollte zusammenfassend die 
Ergebnisse der Einzelveranstaltungen 
dokumentieren. Die Tagung fand öf-
TAB 
fentlich statt und bot daher einem brei-
ten Personenkreis die Möglichkeit, die 
Ergebnisse kritisch zu diskutieren und 
verbleibende Fragen sowohl an die 
Teilnehmer als auch an die Arbeits-
gruppe und die Veranstalter zu richten. 
Im Rahmen des Abschlußpodiums, 
an dem die Mitglieder der Steuerungs-
gruppe und Vertreter der Landespolitik 
teilnahmen, wurden die Ergebnisse und 
Empfehlungen an die Entscheidungs-
träger weitergereicht und fanden in die-
sem Rahmen auch überwiegend Zu-
stimmung. Der abschließende Endbe-
richt liegt noch nicht vor. 
Die Ergebnisse des Verfahrens stel-
len sich zusammengefaßt so dar: 
Für den Themenbereich "Human-
medizin" herrschte Konsens darü-
ber, daß Gentechnik für die Erfor-
schung von Krankheiten grundsätz-
lich eingesetzt werden sollte. Grund-
legende medizinische Vorsorgemaß-
nahmen sollen Priorität vor gentech-
nischen Anwendungen haben. Dis-
sens bestand bei der Einschätzung 
der Notwendigkeit und des Um-
fangs humangenetischer Forschung 
und genetischer Tests an Arbeitneh-
mern. 
Zum Themenbereich "Interessen der 
Verbraucher" wurde übereinstim-
mend festgestellt, daß gentechnisch 
veränderte Produkte auch als solche 
gekennzeichnet sein müssen. Die 
Frage der Ausgestaltung der Pro-
duktkennzeichnung konnte jedoch 
nicht geklärt werden. 
• Im Themenbereich "Wirtschaft und 
Landwirtschaft" vertraten die Teil-
nehmer einvernehmlich die Auffas-
sung, daß eine grundsätzliche Ab-
schottung deutscher Unternehmen 
von der internationalen wirts.chaftli-
chen Entwicklung nicht möglich ist. 
Die grundsätzliche Förderung gen-
technologischer wirtschaftlicher Vor-
haben blieb jedoch strittig. 
Im Themenbereich "Sicherheit und 
Umwelt" ko1mte im Konsens festge-
halten werden, daß umfassende Risi-
koabschätzungen der Gentechnolo-
gie durchgeführt werden müssen. 




dere Sicherheitsmaßnahmen. Dissens 
herrschte darüber, ob die Sicherheit 
in gentechnischen Anlagen und bei 
Freisetzungsversuchen ausreichend 
gewährleistet ist. 
Das Verfahren der Akademie für 
Technikfolgenabschätzung in Ba-
den-Württemberg 
Das Diskursthema der Akademie war 
"Biotechnologie/Gentechnik". Es sollte 
u.a. geprüft werden, ob das Land Ba-
den-Württemberg hier über ausreichen-
de Forschungs- und Entw.icklungska-
pazitäten verfügt, welche Verfahren der 
Nutzung effektiv sind, welche ökono-
mischen Rahmenbedingungen erfüllt 
sein müssen und wie das Verhältnis 
zwischen Chancen und Risiken in den 
spezifischen Anwendungsbereichen ist. 
Aber auch Fragen wie die, ob spezifi-
sche Anwendungen mit Blick auf ethi-
sche und verfassungsrechtliche Prinzi-
pien akzeptabel sind und welche An-
wendungen von der Öffentlichkeit ge-
wünscht oder abgelehnt werden, stan-
den zur Diskussion. Das Verfahren 
wurde von 1993 bis 1995 durchgeführt 
und vom Ministerium für Wissenschaft 
und Forschung des Landes Baden-
Württemberg finanziert. Das Verfahren 
gliederte sich in zwei Phasen: in einen 
technisch-wissenschaftlichen Diskurs 
und in ein anschließendes Bürgerforum. 
Die erste Phase ist in ihrem Ansatz 
mit dem diskursiven Verfahren des 
VDI-VDE-IT vergleichbar. In einer Pi-
lotstudie wurde zunächst eine erste 
Einschätzung der ökonomischen und 
technologischen Handlungsspielräume 
vorgenommen. Diese wurde 25 Wissen-
schaftlern verschiedener Disziplinen 
vorgelegt, die dazu aus der jeweiligen 
Sicht ihres Faches eine Stellungnahme 
erarbeiten sollten. In einem zweitägigen 
Workshop trafen sich diese Experten, 
um die Gutachten zu diskutieren, mit 
der Möglichkeit, danach die Gutachten 
erneut zu überarbeiten. Eine Zusam-
menfassung der Ergebnisse des Work-
shops wurde den Teilnehmern zur kri-
tischen Durchsicht übergeben. In dieser 
ersten Phase sollten in einem interdiszi-
plinären Experten-Diskurs Informatio-
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nen und Daten generiert werden. Es 
war keinesfalls die Absicht, eine ab-
schließende · verbindliche Bewertung 
abzugeben oder die Risikodebatte noch 
einmal aufzurollen. Ziel war nur die 
Darstellung des derzeitigen Standes der 
Bio- und Gentechnologie auf Grundla-
ge von Expertenwissen. 
In der zweiten Phase wurden die Er-
gebnisse wieder aufgegriffen und mit 
der Frage nach einem angemessen Um-
gang mit Risiken und den Sichtweisen 
der Öffentlichkeit konfrontiert. Zu die-
sem Zweck griff die Akademie auf das 
Konzept der Bürgerforen (Planungszel-
len) zurück. In Bürgerforen soll Laien 
die Möglichkeit gegeben werden, sich 
für einen begrenzten Zeitraum mit Hil-
fe von Experten zu informieren und ein 
Votum zu strittigen Fragen zu erarbei-
ten. Insgesamt wurden für dieses Pro-
jein ca. 200 Bürgerinnen und Bürger im 
Zufallsverfahren ausgewählt. Einzige 
Bedingung war, daß es sich um Laien 
handeln mußte. Die Zusammensetzung 
des Laien-Panels repräsentierte die So-
zialstruktur Baden-Württembergs. 
Die Aufgabe der Experten bestand in 
der Einführung in die entsprechenden, 
kontroversen Themen und in der Sti-
mulation einer anschließenden Diskus-
sion in Kleingruppen. Da das Auditori-
um aus Laien bestand, sollten die Vor-
träge allgemeinverständlich sein und die 
Experten mußten für Rückfragen zur 
Verfügung stehen. Die Auswahl der 
Experten spiegelte die divergierenden 
wissenschaftlichen Meinungen reprä-
sentativ wider. 
Eine zentrale Rolle in der Organisa-
tion spielten die sogenannten Prozeß-
begleiter. Zu ihren Aufgaben gehörte 
vor allem die Leitung und Steuerung 
der Gruppen- und Lernprozesse. 
Der Ablauf der Tagung gliederte sich 
in Plenumsitzungen und Kleingruppen-
arbeiten. Nach den Vorträgen im Ple-
num bildeten die Laien Kleingruppen 
von fünf Personen, um festgelegte Auf-
gaben zu bearbeiten und eine ab-
schließende Bewertung der Sachfragen 
abzugeben. Zum einen konnten Einzel-
bewertungen in Form von Frage- und 
Bewertungsbögen abgegeben werden, 
zum anderen sollten die Kleingruppen-
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dikussionen zu einer konsensuellen Be-
wertung bzw. Lösung der Einzelfragen 
führen. 
Diese Vorgehensweise zielte auf die 
Information der Bürger und eine 
schrittweise Annäherung an eine ab-
schließende Bewertung. Ziel war es 
nicht, zu einer konsensuellen Bewer-
tung durch alle 200 Teilnehmer zu ge-
langen. Konsens war nur die wün-
schenswerte Bedingung für die Voten 
der Kleingruppendiskussionen. Am En-
de der viertägigen Tagung wurden die 
Einzelvoten zusammengeführt. Es er-
gab sich aber kein konsensuelles Vo-
tum, sondern die · divergierenden Be-
wertungen, Meinungen, Argumente 
und Empfehlungen der Bürger wurden 
wiedergegeben und nach Mehr- und 
Minderheitenvoten differenziert. Die 
Ergebnisse wurden in Form eines Bür-
gergutachtens festgehalten und schließ-
lich den politischen Entscheidungsträ-
gern und der Öffentlichkeit vorgelegt. 
Das Bürgergutachten beinhaltete zu-
sammengefaßt die folgenden Mehr-
heitsvoten: 
• Auf die Frage "Wie kann man mit 
ungewissen Risiken umgehen?" ent-
schieden sich 75% der Bürger für 
das Votum, daß bei Entscheidungen 
über die Förderung und den Einsatz 
von Biotechnologie und Gentechnik, 
die Chancen und Risiken im Einzel-
fall konkret zu prüfen und gegenein-
ander abzuwägen sind. 
• Das Bürgervotum zur "Anwendung 
der Biotechnologie/Gentechnik in 
der Tierzucht und Tierproduktion" 
fiel differenziert aus: Die Mehrheit 
sprach sich zwar gegen die Anwen-
dung aus, da kein Nutzen erkennbar 
sei, doch plädierte ebenfalls eine 
Mehrheit für den Einsatz bei der Er-
kennung und Behandlung von Tier-
krankheiten. 
• Die Frage nach der "Regulierung 
gentechnisch hergestellter Lebens-
mittel" beantworteten 87% mit der 
Forderung einer eindeutigen Kenn-
zeichnung aller gentechnisch verän-
derten Produkte. 
Im Bürgervotum "Zur Rolle des 
Staates" kam deutlich zum Aus-
druck, daß der Staat die Kontrolle 
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gegenüber der Industrie, den Hoch-
schulen und dem Ausland ausüben, 
und damit Schutz vor möglichen Ge-
fahren bieten soll, ohne die potenti-
ellen Chancen ungenutzt zu lassen. 
Schließlich ergab das Bürgervotum 
"Zum Verhalten von Lebensmittel-
industrie und Handel", daß sich die 
Industrie an den Wünschen der Ver-
braucher orientieren sollte: Es soll 
mehr Qualität als Quantität produ-
ziert werden. 
Diskurs als Rahmenkonzept 
Der Überblick zeigt zunächst, daß kein 
einheitliches Diskursmodell existiert. 
Der Diskurs ist kein standardisiertes 
Instrument der Technologiebewertung, 
sondern vielmehr ein Rahmenkonzept 
mit einer übergeordneten Leitidee. Die 
konkrete Ausprägung hängt wesentlich 
vom Thema bzw. der Problemdefini-
tion und Zielsetzung ab, auf die sich die 
Teilnehmer geeinigt haben sollten. Die 
hier vorgestellten Diskurse repräsentie-
ren insofern ein Spektrum von Ansät-
zen, Verfahren und angestrebten Zielen: 
Die Diskurse des VDI/VDE-IT sind als 
technisch-wissenschaftliche Diskurse 
angelegt. Es wurden überwiegend tech-
nisch-wissenschaftliche Fragen bearbei-
tet, wobei die Bewertung vorhandener 
und die Generierung neuer wissen-
schaftlicher Informationen im Vorder-
grund steht. Eine zentrale Rolle spielten 
in diesem Verfahren daher die Exper-
ten. Beim VDI-Diskurs handelte es sich 
um einen interdisziplinären Experten-
Diskurs, an dem die Gesellschaft nur 
über die begleitende Öffentlichkeitsar-
beit "beteiligt" war. Partizipation be-
deutete hier die Einbeziehung mög-
lichst vieler relevanter technisch-wis-
senschaftlicher Sichtweisen und Posi-
tionen. 
Auch dem Diskurs des WZB lag 
zunächst eine vergleichbare Vorgehens-
weise und Zielsetzung zugrunde. 
Durch die Partizipation gesellschaftli-
cher Interessengruppen, wie z.B. der 
Industrie und Umweltgruppen, wurde 
das Verfahren aber qualitativ erweitert: 
In diesem Diskurs sollte nicht (nur) 
technisch-wissenschaftliches Wissen mög-
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liehst im Konsens bewertet und u.U. 
neu generiert werden, sondern durch 
die Beteiligung von Vertretern der kon-
troversen gesellschaftlichen Sichtweisen 
auch Transparenz erzeugt werden: Die 
jeweiligen Positionen sollten für die Be-
teiligten nachvollziehbar gemacht wer-
den, woran sich die Hoffnung auf ein 
wachsendes Vertrauen unter den Grup-
pen und eine stärkere Akzeptanz für 
die zu findenden Voten lmüpfte. Der 
wissenschaftlich-technische Ansatz hat-
te erheblichen Einfluß auf die Kriterien 
der Themenauswahl und die Problem-
definition: Zum einen mußten die The-
men wissenschaftlich zu bearbeiten 
sem, wodurch z .B. normative Fragen 
der gesellschaftlichen Erwünschtheit 
vom Verfahren ausgeschlossen waren. 
Es ging, pointiert gesagt, nicht um In-
teressen sondern um Wissen. Zum an-
deren sollten nur die potentiellen Fol-
gen, die vom Einsatz der HR-Technik 
ausgehen, diskutiert werden, weshalb 
Fragen nach landbautechnischen Alter-
nativen oder dem Nutzen der Technik 
ausgeklammert wurden. Für eine solche 
Vorgehensweise ist dies stimmig, doch 
konnte diese Themeneingrenzung nicht 
den Wünschen der Vertreter der Um-
weltgruppen gerecht werden. Aus ihrer 
Sicht stellte die Problemdefinition eine 
Reduktion der Komplexität des Gegen-
standes dar, so daß die Themen der ge-
sellschaftlichen Kontroverse nicht mehr 
adäquat erfaßt waren. 
Das Verfahren der Evangelischen 
Akademie Loccum unternahm den Ver-
such, sowohl "Tatsachen" als auch 
"Werte" zu thematisieren und dabei die 
technisch-wissenschaftlichen von den 
stärker normativen Fragen zu trennen. 
Dies geschah durch die Gliederung des 
Verfahrens in zwölf Einzeldiskursen zu 
unterschiedlichen Themenbereichen 
mit jeweils wechselnden Diskursteil-
nehmern. Technische Fragen der Si-
cherheit konnten auf diese Weise durch 
Expertisen bearbeitet werden, während 
z.B. das Thema "Verbraucherinter-
essen" im Rahmen einer allgemeinen 
Diskussion über Ziele und Wertorien-
tierungen behandelt wurde. Den ver-
schiedenen Gegenständen wurden die 
Diskurse durch unterschiedliche Ansät-
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ze gerecht, ohne die Themenwünsche 
der Teilnehmer zu beschneiden. 
Das Verfahren der Akademie für 
Technikfolgenabschätzung in Baden-
Württemberg unterteilte den Diskurs in 
zwei Projektphasen. Die erste Phase 
ähnelte dem VDI-Diskurs: Im interdis-
ziplinären Wissenschaftsdiskurs wur-
den Informationen über den Stand von 
Wissenschaft und Technik zusammen-
geführt. In der zweiten Phase wurden 
die technisch-wissenschaftlichen Er-
kenntnisse der Bewertung von Bürgern 
(Laien) unterzogen. Zwar ist Informa-
tion auch in der zweiten Phase exper-
tengeprägt, doch findet die Bewertung 
in Abwesenheit und insofern unabhän-
gig von den Experten statt. In einem 
Bürgergutachten wurden die verschie-
denen Bürgermeinungen verdichtet und 
eine Reihe von Empfehlungen an die 
Politik formuliert. 
Ausblick 
Unbestreitbar kann die Vielzahl der -
nicht nur in Deutschland - zur Zeit ver-
folgten neuen partizipativen und/ oder 
diskursiven Ansätze der Technikfol-
gen-Abschätzung als Reaktion auf die 
Probleme einer häufig kontroversen 
Bewertung neuer Technologien in der 
allgemeinen Öffentlichkeit aber auch in 
der Wissenschaft gelten. Eine umfas-
sende konzeptionelle Bewertung und 
Einordnung der verschiedenen Verfah-
ren - z.B. auch der in der letzten Aus-
gabe des TAB-Briefes (Nr. 10) erörter-
ten Konsensus Konferenzen - hinsicht-
lich ihrer Ziele, ihrer Leistungen und 
ihrer Bedeutung für technologiepoliti-
sche und andere Entscheidungsprozesse 
wäre gerade wegen der Vielzahl und der 
Unterschiede der Ansätze wünschens-
wert. Das TAB plant, sich mit den The-
men "Diskurse" und "Partizipative 
Verfahren der Technikfolgen-Abschät-
zung" intensiver zu beschäftigen. 
9 
TAB Diskurse 




Auswahlverfahren und -kriterien 
Verfahrensstruktur 










Mehrtägige Tagungen von 1989 -1992 
Arbeitskreis aus Mitarbeitern des VDI 
und von Forschungseinrichtungen 
Einführender Überblick durch The-
senpapiere des Arbeitskreises 
Positionspapiere/Expertisen der Teil-
nehmer 
Diskursive Erfassung des Standes der 
Informationstechnik 
Partizipation aller relevanten wissen-
schaftlichen Sichtweisen; interdiszi-
plinäre Verständigung 
Generierung von Informationen als 
Ori~ntierungs- und Entscheidungshilfe 
für Offentlichkeit und Politik 
Transparenz wissenschaftlicher Kon-
troversen 
Init iierung von Netzwerken zwischen 
Wissenschaft und Praxis 
Wissenschaftszentrum Berlin 
(WZB) 
Freilandeinsatz gentechnisch erzeugter 
herbizidresistenter Kulturpflanzen 
Vertreter verschiedener relevanter ge-
sellschaftlicher Gruppen 
Experten/ Gutachter 
Auswahl durch Arbeitsgruppen des 
WZB 
unter Berücksichtigung der Proporz-
regel 
Mehrere Konferenzen und Kolloquien 
von 1991 - 1993 
Rahmenorganisation durch Arbeits-
gruppe des WZB 
Inhaltliche Steuerung durch Koordina-
tionsausschuß, konstituiert sich aus 
Vertretern der beteiligten Gruppen 
Informationsinput durch Expertengut-
achten 
Überprüfung der Sachargumente 
durch Fachkommentatoren der jeweili-
gen Gegenseite 
Diskursive Erfassung der Chancen und 
Risiken gentechnisch erzeugter verän-
derter Kulturpflanzen 
Repräsentative Partizipation aller rele-
vanten gesellschaftlichen Interessen 
und Positionen 
Schaffung von Vertrauen unter den 
konkurrierenden Gruppen 
Generierung von Informationen als 
Orientierungs- und Entscheidungshilfe 
für Öffentlichkeit und Politik 
Transparenz technologischer Kontro-
versen 
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Auswahlverfahren und -kriterien 
Verfahrensstrukmr 
Leitung und Steuerung 
Informationsbasis/ -input 
Zielsetzung 
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Evangelische Akademie Loccum 
Gentechnologie in Niedersachsen 
Vertreter aller relevanten gesellschaftli-
chen Gruppen 
Insgesamt sind 100 Institutionen durch 
170 Personen vertreten 





Viertägige Loccumer Abschlußtagung 
mit Podiumsdiskussion 
(Mai 1995 - Mai 1996) 
Rahmenorganisation und Begleitung 
der Diskurse durch Leitmoderatorin 
und Moderationsteams 
Inhaltliche Steuerung (Themen- und 
Teih1ehmerauswahl) durch Steue-
rungsgruppe, die sich aus je zwei Ver-
tretern der Umweltverbände, Indu-
strie, Gewerkschaften und der Landes-
regierung konstituiert 
Expertenvorträge 
Fachwissen der Diskursteilnehmer 
Diskursive Erfassung der Chancen und 
Risiken der Gentechnologie 
Repräsentative Partizipation aller rele-
vanten gesellschaftlichen Interessen 
und Positionen 
Erkennen der Gründe für unterschied-
liche Positionen 
Suche nach Konsens- und Dissensbe-
reichen 




Technikfolgenabschätzung in BW 
Biotechnologie/ Gentechnik 
1.Phase 
25 Experten verschiedener Disziplinen 
2. Phase 
ca. 200 Bürger (Laien) aus BW 
Experten 
1. Phase 
Auswahl der Experten durch Arbeits-
gruppe der Akademie 
2. Phase 




viertägiges Bürgerforum (1993 - 1995) 
1. Phase 
Organisation und Auswertung der Ta-




ten der Akademie 
1. Phase 
Einführender Überblick durch The-





Schriftliche und mündliche Vorinfor-
mationen auf Grundlage der 1. Phase 
Expertenvorträge 
1. Phase 
Diskursive Erfassung des Standes der 
Biotechnologie/ Gentechnik 
Partizipation aller relevanten wissen-
schaftlichen Sichtweisen 
2. Phase 
Bewertung der wissenschaftlichen In-
formationen aus der 1. Phase durch 
eine repräsentative, zufällig ausge-
wählte Laiengruppe 
Konsens in Kleingruppendiskussionen 
erwünscht, aber nicht zwingend für 
das Plenum 
Erstellung eines abschließenden Bür-






TA-Projekt: Kontrollkriterien für die Bewertung und Entscheidung bezüglich neuer Technolgien im 
Rüstungsbereich 
Technik und Rüstung 
Auch nach dem Ende des klassischen Ost-West-Systemkonflikts mutet der 
Gedanke eines dauerhaften Friedens wie eine Utopie an. Neue und diffuse 
Gefahren werden diskutiert, eine "neue Unübersichtlichkeit" charakteri-
siert die Lage: Zu den viel debattierten neuen Bedrohungen zählt auch, daß 
eine Vielzahl weiterer Staaten bald in der Lage sein könnte, Massenver-
nichtungswaffen und die. dazu gehörenden Trägersysteme zu entwickeln, 
zu bauen und u.U. einzusetzen. Trotz der veränderten Rahmenbedingun-
gen scheint auch die technologisch geprägte Dynamik der Rüstung unge-
brochen zu sein - im Kontext politisch-militärischer Rivalität eine Heraus-
forderu'ng ersten Ranges für die Politik. Der mittlerweile abgeschlossene 
Endbericht des TAB (Arbeitsbericht Nr. 45) wurde bereits im Unteraus-
schuß "Abrüstung und Rüstungskontrolle" intensiv diskutiert und wohl-
wollend zur Kenntnis genommen. Der Ausschuß für Bildung, Wissen-
schaft, Forschung, Technologie und Technikfolgenabschätzung hat sich 
diesem Votum voll angeschlossen. 
Hauptziel des Berichtes ist es, Elemente 
eines Konzepts präventiver Rüstung~-
kontrolle bei neuen Technologien zu 
entwickeln und Möglichkeiten ihrer 
politischen Umsetzung im nationalen 
und internationalen Rahmen zu prüfen. 
Der Bericht analysiert dazu zunächst 
die qualitative und präventive Dimen-
sion bisheriger Rüstungskontrollverträ-
ge. Danach werden die Notwendigkeit 
eines Rüstungskontrollansatzes bei 
neuen Technologien diskutiert sowie 
die Grundelemente eines konstruktiven 
Konzepts zur Diskussion gestellt. Im 
nächsten Schritt werden die Probleme 
und Möglichkeiten der Analyse und 
Bewertung neuer Technologien unter 
Rüstungskontrollaspekten, daran an-
schließend Aspekte der Umsetzung in 
analytischer und politischer Hinsicht 
erörtert. Das Schlußkapitel stellt politi-
sche Handlungsmöglichkeiten als Op-
tionen zur Diskussion. 
Im folgenden sollen - anstelle einer 
Zusammenfassung des Berichts - einige 
Überlegungen zu einem zentralen The-
ma vorgestellt werden: die Möglichkei-
ten und Grenzen einer frühzeitigen 
Analyse der Potentiale und Implikatio-
nen der Technikentwicklung. 
Zur Notwendigkeit präventiver Rü-
stungskontrolle bei neuen Techno-
logien 
Die Generierung immer neuer wehr-
technischer Systeme, die Perspektive ei-
ner Automatisierung und Digitalisie-
rung des Schlachtfeldes, die kommuni-
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kationstechnische Vernetzung aller 
Truppenteile und ihre Ausstattung mit 
High-Tech-Waffen schreitet weltweit 
weiter voran. Doch diese Prozesse kön-
nen u.U. statt angestrebter Sicherheit 
neue Verwerfungen und Krisen indu-
zieren; politisch-militärische Rivalität 
und technologische Entwicklung kön-
nen sich wechselseitig verstärken, wie 
eine Vielzahl von Analysen der interna-
tionalen Politik, vor allem internationa-
ler Konflikte, gezeigt hat. Dieses Zu-
sammenwirken bläht nicht nur die Ver-
teidigungshaushalte auf und bindet 
knappe öffentliche Ressourcen. Es birgt 
auch das ständige Risiko, die Stabilität 
militärischer und politischer Gleichge-
wichte zu untergraben sowie die Ver-
trauensbildung zwischen Mächten mit 
unterschiedlichen Interessen und 
manchmal auch zwischen befreundeten 
Staaten zu gefährden. In einer Zeit, die 
durch die Globalisierung der Wirt-
schaftsbeziehungen und eine entspre-
chend rapide Diffusion von Technolo-
gien gekennzeichnet ist, verdient dieser 
Umstand die besondere Beachtung der 
Politik. 
Bisherige Erfahrungen mit dem Ver-
such, durch rüstungskontrollpolitische 
Aktivitäten des Auf- und Wettrüstens 
wenigstens zu stabilisieren, haben ein 
Dilemma offensichtlich gemacht: Rü-
stungskontrollverhandlungen hinken 
den Rüstungsprogrammen hinterher. 
Vereinbarungen über Begrenzungen 
oder Abrüstung wurden durch Auswei-
chen auf nicht erfaßte Systeme und 
Nutzung neuer technologischer Optio-
nen kompensiert. Politik war zwar in 
der Lage, im nachhinein eine gewisse 
Stabilität im Schatten immer perfekterer 
Waffensysteme zu erreichen. Diese Sta-
bilität blieb jedoch insofern stets labil, 
als Erfolgen bei der quantitativen Be-
schränkung Defizite bei der Begren-
zung qualitativer Rüstungsdynamik ge-
genüber standen. 
Als Konsequenz aus dieser histori -
schen Erfahrung und der Einsicht, daß 
auch unter veränderten Rahmenbedin-
gungen die Dynamik der Technologie 
im Kontext politisch-militärischer Ri-
valitäten eine Herausforderung ersten 
Ranges an die Politik darstellt, versteht 
sich das Konzept der präventiven Rü-
stungskontrolle: Die Entwicklung und 
Nutzung neuer Technologien für wehr-
technische Systeme soll als ein mögli-
cher Risikofaktor ins Auge gefaßt und 
mögl\chst frühzeitig, also schon in den 
Phasen von Forschung und Entwick-
lung, einer politischen Beurteilung un-
terzogen werden. Ziel dieser Beurtei-
lung soll es sein, dem Primat der Politik 
gegenüber der Dynamik der Rüstungs-
prozesse Geltung zu verschaffen. 
Die herausragende Bedeutung neuer 
Technologien für die Erfüllung der 
Aufgabe moderner demokratischer 
Streitkräfte, dem Frieden und der Si-
cherheit zu dienen, ist unstrittig. Aber 
gerade deshalb ist es geboten, ange-
sichts der wachsenden Zahl technologi-
scher Optionen, rationale politische 
und ökonomisch vertretbare E~1tschei-
dungsprozesse, die im Einklang mit den 
anerkannten Zielen und Werten der 
Außen- und Sicherheitspolitik stehen, 
anzustreben. Das Abwägen nach Krite-
rien einer vorbeugenden Rüstungskon-
trolle gehört dazu. 
Es bedarf keines längeren Nachden-
kens, um zu erkennen, daß ein Konzept 
vorbeugender Rüstungskontrolle von 
FuE sowohl analytisch als auch poli-
tisch sehr ambitioniert ist. Es gibt zwar 
wissenschaftliche und politische Versu-
che einer frühzeitigen Abschätzung und 
Bewertung rüstungsrelevanter Techno-
logien. Ansätze und Methoden, die eine 
präventive Rüstungskontrollpolitik auf 
ein solides Fundament stellen könnten, 
sind aber unzureichend entwickelt. Rü-
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stungstechnikfolgen-Forschung als wis-
senschaftliches und präventive Rü-
stungskontrolle bei neuen Technolo-
gien als politisches Konzept sind noch 
weitgehend Neuland. 
Probleme der Abschätzung und Be-
wertung 
Es war nicht Aufgabe des Projektes, die 
aktuelle Technologielandschaft oder die 
FuE-Aktivitäten der Streitkräfte einer 
konkreten Abschätzung und Bewer-
tung zu unterziehen. Vielmehr sollten 
die Grundprobleme einer präventiven 
Rüstungskontrolle aufgezeigt und die 
Möglichkeiten einer Folgenabschätzung 
und präventiven politischen Handelns 
aufgezeigt werden. Auf einige der zen-
tralen Probleme der Analyse wird im 
folgenden näher eingegangen. 
Der Bericht bestätigt einige seit lan-
gem erkennbare Tendenzen der techno-
logischen Entwicklung, die zugleich er-
hebliche Schwierigkeiten für eine früh-
zeitige Analyse und Bewertung mit sich 
bringen. 
Es gibt nahezu keine (zivilen) Tech-
nologien, die - direkt oder indirekt -
militärisch nicht relevant sind. Dabei 
sind Werkstoffe, Informationsverar-
beitung, Computertechnik, Kommu-
nikationstechnik, Photonik und Op-
tronik Technologiefelder von beson-
derer militärischer Bedeutung. Nahe-
zu alle militärisch relevanten Techno-
logien weisen auch eine hohe zivile 
Entwicklungsdynamik auf und sind 
für moderne Industriegesellschaften 
unverzichtbar. Technologien wie 
Werkstoffe oder IuK-Technologien 
sind nicht nur die Träger der wichtig-
sten militärischen Neuerungen. Sie 
bilden auch die Basiselemente moder-
ner Industrien in Bereichen wie der 
Fertigungs-, Prozeß- und Verfahrens-
technik, der Produktionstechnik und 
der Biotechnik. Zudem gibt es keine 
technologische Disziplin, in der nicht 
bei Forschung und Entwicklung (und 
Produktion) von den Hilfsmitteln der 
Informationstechnologie Gebrauch 
gemacht werden muß, wenn sie inter-
national konkurrenzfähig betrieben 
werden soll. 
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Die aktuelle Technologielandschaft 
ist durch einen extremen Grad an 
Vernetzung gekennzeichnet. Bereits 
innerhalb der bzw. zwischen den 
Technikfeldern - ohne Bezug auf 
militärische Aspekte - gibt es eine 
nahezu unüberschaubare Zahl von 
Querbezügen. Dies gilt auch für die 
militärisch relevanten Technologien, 
Komponenten und Systeme. Der 
übergeordnete Bereich der Informa-
tionstechnologien beispielsweise, der 
ganz wesentlich die zukünftige Ent-
wicklung der militärischen Fähigkei-
ten bestimmt, weist eine kaum über-
schaubare Vernetzung mit anderen 
Technologiefeldern auf. Damit sind 
die Computertechnik, die Kommu-
nikationstechnik, die Informations-
verarbeitung und die Software ange-
sprochen sowie als technologische 
Basis die Funktionswerkstoffe, die 
Elektronik, die Photonik/Optoelek-
tronik/Optik und die Mikro-/Nano-
technik. 
Militärische Vorgaben für FuE bil-
den zwar nach wie vor Anreize für 
neue technologische Entwicklungen 
und Problemlösungen. Quantitativ 
wie qualitativ dürfte abe1 der 
Schwe1punkt der technologischen 
Entwicklungsdynamik inzwischen 
im zivilen Bereich liegen. Daß spezi-
fische militärische Anforderungen 
keinen Hauptimpuls mehr für FuE 
darstellen und zivile Entwicklungen 
zunehmend direkt übernommen 
oder an militärische Ziele angepaßt 
werden, erschwert eine präventive 
Rüstungskontrolle, die frühzeitig an 
zivilen Technologieentwicklungen 
ansetzt. 
Am Beispiel der Musterkennung läßt 
sich zeigen, daß einerseits gemeinsa-
me Schnittmengen zwischen zivilen 
und militärischen Anwendungsbe-
reichen oder Anforderungsprofilen 
bestehen. Bis zu einem gewissen 
Grad können grundlegende Algo-
rithmen der Musterkennung für zivi-
le Zwecke ebenso wie für Ziele der 
Streitkräfte genutzt werden. Ande-
rerseits läßt sich auch konstatieren, 
daß für Einsätze unter Kampfbedin-
gungen deutlich weitergehende An-
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forderungen zu stellen sind, die für 
zivile Nutzung nicht adäquat sind. 
Allerdings ist bereits heute erkenn-
bar, daß sich auch im zivilen Bereich 
ein Bedarf konstituiert, der mit An-
forderungen an die Mustererken-
nung verbunden ist, die bislang aus-
schließlich im militärischen Bereich 
Geltung hatten. 
Es gibt weitere Bereiche bzw. Ent-
wicklungsphasen von Technologien 
oder Systemen, in denen nach wie 
vor die militärischen Anforderungen 
von den zivilen abweichen bzw. über 
sie hinausgehen. Beispiele hierfür 
sind - jedenfalls heute noch - die Er-
schließung neuer Spektralbereiche 
(für Radar und elektronische 
Kampfführung), Funkübertragung in 
kurzen Intervallen oder mit Fre-
quenzsprüngen oder helmintegrierte 
Displays für Piloten. 
Ein weiterer Aspekt ist der Sy-
stemcharakter moderner technologi-
scher Entwicklungen. Wehrtechni-
sche Systeme entstehen vielfach 
durch die Kombination verschiede-
ner zunächst unabhängig voneinan-
der entwickelter technischer Neue-
rungen oder durch Integration einer 
Komponente in ein Ensemble oder 
ein System. Ein solches kann eine 
neuartige, zunächst nicht unbedingt 
geplante Einsatzmöglichkeit eröff-
nen. Die Cruise Missile ist hierfür 
ein Beispiel. Modeme Marschflug-
körper kamen erst durch die Synthe-
se von Miniaturisierung in der Elek-
tronik, neuer Navigationsverfahren 
und verbesserter Antriebstechnolo-
gie zustande. Systementwicklungen 
dieser Art sind frühzeitig auf der 
Technologieebene schwer zu antizi-
pieren; die Phasen Systemkonzipie-
rung bis Systemintegration sind in-
sofern grundsätzlich günstiger. 
Hochtechnologien bilden ein Reser-
voir an Möglichkeiten, die einzeln 
und kombiniert ein breites Spektrum 
vielfältiger Optionen ziviler und mi-
litärischer Art eröffnen. Dieses 
grundsätzliche Analyseproblem ei-
ner Multioptionalität bei Technolo-
gien und Technikfeldern wird da-
durch verschärft, daß die Ziel-
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führung für eine bestimmte Neue-
rung sich verändern kann, weil sich 
mit derselben Innovation auch eine 
andere, als besser eingestufte Ein-
satzmöglichkeit eröffnet, ohne daß 
man dies geplant hatte. Die For-
schung an der Neutronenbombe 
diente ursprünglich dem Ziel, einen 
entsprechenden Sprengkopf für die 
Zwecke eines Raketenabwehrsy-
stems zu entwickeln. 
Aufgrund vielfältiger Verknüpfungen 
und Abhängigkeiten (in und zwischen 
Technikfeldern, zwischen ziviler und 
militärischer Technologie), der Dyna-
mik der Entwicklung, vielfältiger tech-
nologischer Alternativen etc. wird man 
Abschied nehmen müssen von der 
weitgehenden Vorstellung schon in der 
Frühphase verläßliche Abschätzungen 
liefern zu können. Es gibt zwar Fälle, 
wo bereits im Frühbereich der Techno-
logieentwicklung eine Prägung durch 
militärische Nutzungsperspektiven er-
kennbar ist. FuE beispielsweise im Be-
reich der Stealth-Technologien, der 
Strahlenwaffen und elektromagneti-
schen Geschosse oder der Hochge-
schwindigkeitprojektile dürfte mit rela-
tiver Deutlichkeit bereits bei der (an-
wendungsorientierten) Grundlagenfor-
schung und der Entwicklung überwie-
gend militärische und nur zu einem ge-
ringeren Teil zivile Nutzungsperspekti-
ven aufweisen. Eine Abschätzung und 
Bewertung kann hier mit größerer Zu-
verlässigkeit erfolgen. Für den überwie-
genden Teil der Technologieentwick-
lung wird dies nicht zutreffen. Für eine 
vorbeugende Rüstungskontrolle folgt 
aus der Komplexität und Dynamik 
weltweiter technologischer Entwick-
lungs- und Innovationsprozesse, daß 
z.B. ein Monitoring der Frühphase 
technologischer Entwicklungslinien mit 
militärischer Relevanz im zivilen Be-
reich in der Regel nur bedingt sichere 
und differenzierte Erkenntnisse oder 
gar stabile Handlungsgrundlagen lie-
fern würde. 
Eine ex-ante-Erfassung von Ent-
wicklungen, die mit großer Wahr-
scheinlichkeit zu militärischen Anwen-
dungen führen, ist aber durchaus in 
Form von Trendaussagen möglich. Der 
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Beitrag eines Monitoring frühzeitiger 
Entwicklungsschritte kann also in der 
Schaffung einer allgemein akzeptierten 
Datengrundlage, der Ermöglichung von 
mehr Transparenz und der Formulie-
rung von Trends und Szenarien mög-
licher Zukünfte liegen. Dies wäre zwar 
eine unsichere Grundlage für Entschei-
dungen - was allerdings für jegliche 
Planungsprozesse in einem frühen Sta-
dium gilt. Aber dadurch können erste 
Hintergrundinformationen und Orien-
tierungen ("Frühwarnung") für ent-
sprechende politische Reaktionen gelie-
fert werden, die sich kontinuierlich -
z.B. durch Fallstudien - in einem Pro-
zeß der Analyse und Bewertung fort-
entwickeln ließen. Sicher, eine frühzei-
tig ansetzende Folgenabschätzung kann 
weniger leisten, als manche erhoffen. 
Aber, sie kann auch mehr leisten, als ei-
nige behaupten. 
Politische Umsetzung präventiver 
Rüstungskontrolle 
Präventive Rüstungskontrolle hat eine 
nationale und eine internationale Di-
mension. . 
• Im nationalen Rahmen zielt sie auf 
eine Berücksichtigung von Kriterien 
vorbeugender Rüstungskontrolle 
möglichst schon im FuE-Prozeß 
wehrtechnisch relevanter Technolo-
gien - soweit sie der nationalen Poli-
tik zugänglich sind. Hierbei wird 
man unterscheiden müssen zwischen 
Entwicklungsprozessen und Tech-
nologien, die von Privaten finanziert 
und vorangetrieben werden, und sol-
chen, die - vor allem als deklarierte 
Wehrforschung - durch die öffentli-
che Hand auf die Schiene gesetzt 
und finanziert werden. Ziel ist eine 
Ergänzung des politischen Bewer-
tungsprozesses für neue Technolo-
gien um Aspekte der Rüstungskon-
trolle. 
• Im internationalen Rahmen bezögen 
sich Maßnahmen der vorbeugenden 
Rüstungskontrolle mittels kollekti-
ver Vereinbarungen auf Prozesse 
wehrtechnisch relevanter FuE in re-
gionalen und/oder globalen Gel-
tungsbereichen. Ziel wäre die koope-
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rative Steuerung potentiell riskanter 
Technologien in einer möglichst 
frühen Phase ihrer Entwicklung. 
Die Aufgabe der Politik ist schwierig: 
die Chancen von Wissenschaft und 
Technik für berechtigte Sicherheitsin-
teressen zu nutzen, aber auch einen 
Beitrag zur Begrenzung ihrer Risiken 
zu liefern. Es wäre aber schon viel ge-
wonnen, wenn national und internatio-
nal mehr Transparenz geschaffen wer-
den könnte, die Urteilsgrundlagen für 
die politischen Verantwortlichen ver-
bessert würden, um mehr Klarheit über 
den Bedaif an neuen militär~schen 
Technologien und die damit angestreb-
ten Ziele und Optionen zu erhalten. 
Welche Folgerungen für die politi-
sche Arbeit des Deutschen Bundestages 
könnten gezogen werden? Im Schluß-
kapitel des Berichtes werden Optionen 
zur Einführung und Umsetzung des 
Konzeptes präventiver Rüstungskon-
trolle vorgestellt. Diese orientieren sich 
an der Maxime, keine Bürokratien auf-
zubauen und keine unnötigen Regulie-
rungsmechanismen zu inszenieren. Es 
soll vielmehr an Bestehendes ange~ 
knüpft und eine behutsames schrittwei-
ses Vorgehen gewählt werden. 
Auf der nationalen Ebene werden 
Optionen zur Integration des Konzep-
tes präventiver Rüstungskontrolle in 
die Exekutive sowie zur Verbesserung 
der Informationslage der Ausschüsse 
und der Optimierung der Arbeits- und 
Entscheidungsprozesse der Ausschüsse 
für Verteidigung, Auswärtiges und 
Haushalt präsentiert. Optionen auf der 
internationalen Ebene beziehen sich auf 
die Vertiefung der ri.istungskontrollpo-
litisch relevanten Aktivitäten der OSZE 
durch Einschluß des Aspektes präventi-
ver Rüstungskontrolle sowie die Erwei-
terung der rüstungskontrollpolitischen 
Arbeit der UNO. Eine Option ist hier 
die Einführung eines internationalen 
Rüstungsforschungsregisters. 
Ein neues rüstungskontrollpoliti -
sches Leitbild? 
Die Diffusion von militärisch nutzba-
rem Wissen und Material, die Globali-
sierung der Fähigkeit, moderne Waffen 
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zu entwickeln, herzustellen und zu nut-
zen und die systematische Einbezie-
hung von Hochtechnologie in die Rü-
stungs- und Strategieplanung werden in 
den kommenden Jahren aller Voraus-
sicht nach weiter voranschreiten. Der 
politische Willen, diese Entwicklungen 
zu gestalten, dürfte folglich - aus einem 
aufgeklärten, auf die Zukunft gerichte-
ten Eigeninteresse heraus - nicht nach-
lassen. Die in den vergangenen Jahren 
oftmals eingenommene positive, gestal-
tende Rolle Deutschlands bei Rü-
stungskontrollverhandlungen auf regio-
naler und globaler Ebene sollte unbe-
dingt beibehalten werden. Auch auf na-
tionaler Ebene könnte durch entspre-
chende Maßnahmen demonstriert wer-
den, daß der politische Wille vorhanden 
ist, dem Primat der Politik angesichts 
der Dynamik der Technikentwicklung 
und -nutzung mehr Gewicht zu verlei-
hen. Deutschland verfügt über kompe-
tente Institutionen, über einschlägige 
Erfahrungen und Ressourcen, um be-
sonders die im konventionellen Bereich 
stagnierende Rüstungskontrolle kon-
zep tionell voranzubringen - regional 
bei den OSZE-Beratungen über einen 
neuen rüstungskontrollpolitischen Rah-
men und ein zukünftiges Sicherheitssy-
stem, global in den verschiedenen Fo-
ren und Verhandlungsgremien der Ver-
einten Nationen. Es böte sich an, Ele-
mente und Maßnahmen präventiver 
Rüstungskontrolle bei neuen Technolo-
gien stärker als bisher in die Überlegun-
gen dort einzubeziehen. Gleichwohl 
dürfte viel Überzeugungsarbeit not-
wendig sein, um ein Konzept präventi-
ver Rüstungskontrolle bei neuen Tech-
nologien zu einem akzeptierten Leitbild 
zu machen. Mit dem Projekt-Endbe-
richt verbindet sich die Hoffnung, hier-
zu einen Beitrag leisten zu können. 
TAB-Brief Nr. 11 /Ok1ober 1996 
TAB 
TA-Projekt: Umwelt und Gesundheit 
Bewertung und Prävention 
Die Zunahme von Allergien, bestimmten Krebsarten und Reproduktions-
störungen, die u.a. auf Umweltbelastungen zurückgeführt werden, führt in 
der Öffentlichkeit immer mehr zu Beunruhigung. Große Unsicherheiten be-
stehen dabei darüber, ob und in welchem Umfang die realen Expositionen 
zu umweltbedingten Erkrankungen führen. Typischerweise handelt es sich 
bei umwelt(mit)bedingten Krankheiten um multikausale zusammenhänge, 
bei denen Umwelteinflüsse, Lebensstil und soziale Situation, psychische 
Faktoren sowie Erbanlagen zusammenwirken. Auf Vorschlag des Aus-
schusses für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit wurde das TAB 
beauftragt, den wissenschaftlichen und gesellschaftlichen Diskussions-
stand zum Thema Umwelt und Gesundheit aufzubereiten sowie Strategien 
für einen vorsorgenden Gesundheitsschutz in diesem Bereich zu untersu-
chen. Seit Herbst 1995 wird an einer Vorstudie gearbeitet, die über den 
Kenntnisstand zu gesundheitlich relevanten Umweltbelastungen und um-
weltbedingten Krankheiten berichten soll. Darüber hinaus werden Pro-
blemfelder identifiziert, die für eine vertiefende Behandlung in einer Haupt-
studie interessant wären. Die Vorstudie wird voraussichtlich im November 
1996 fertiggestellt. 
Im Mittelpunkt der Vorstudie stehen 
Umwelteinwirkungen der durch Tech-
nik veränderten Umwelt ("Umweltbe-
lastungen"), von denen die Allgemein-
bevölkerung betroffen ist und denen sie 
"unfreiwillig" ausgesetzt ist. Ausge-
klammert wurden individuell und "frei-
willig" eingegangene Risiken wie z.B. 
Rauchen oder Ernährungsgewohnhei-
ten. Gesundheitliche Beeinträchtigun-
gen durch die Berufstätigkeit wurden 
nur insofern einbezogen, als arbeitsme-
dizinische Erkenntnisse wichtige Hin-
weise für umweltmedizinische Fra-
gestellungen liefern. Es wurde in der 
Vorstudie versucht, die gesundheitli-
chen Gefährdungspotentiale systema-
tisch zu erfassen. Das dabei berücksich-
tigte Ursachenspektrum reicht von 
Luftschadstoffen aus Industrie und 
Verkehr über Schadstoffe aus dem Bo-
den, Verunreinigungen des Trinkwas-
sers, Innenraumbelastungen, Beein-
trächtigungen durch Lärm, radioaktiver 
Strahlung und elektromagnetische Fel-
der bis · zur Schadstoffbelastung von 
Nahrungsmitteln. Die Vorstudie be-
schränkt sich auf die Betrachtung um-
weltbedingter Atemwegs-, Haut-, 
Herz-Kreislauf-, Leber-, Nieren-, 
Krebserkrankungen, Störungen des Re-
pro.duktionssystems, Belästigungen und 
Befindlichkeitsstörungen sowie der 
"vielfachen Chemikalienüberempfind-
lichkeit" (MCS-Syndrom). 
Schwierigkeiten bei der Beurteilung 
umweltbedingter Erkrankungen 
Bei den bestehenden wissenschaftlichen 
Unsicherheiten und Kenntnislücken ist 
es nicht verwunderlich, daß das Thema 
"Umwelt und Gesundheit" sehr unter-
schiedliche Bewertungen erfährt. Stark 
vereinfacht geht die eine Position davon 
aus, daß nur eine geringe Zahl von Ge-
fährdungen wissenschaftlich nachweis-
bar sei und die öffentliche Diskussion 
zu einer unberechtigten "Umwelt-
angst" geführt habe. Die andere Posi-
tion sieht trotz der Schwierigkeiten wis-
senschaftlicher Kausalnachweise ausrei-
chende wissenschaftliche Indizien und 
Erfahrungen aus Einzelfallbeobachtun-
gen dafür, daß die gesundheitlichen Ge-
fährdungen bisher unterschätzt wurden 
und "Umweltangst" eine berechtigte 
Verunsicherung der Öffentlichkeit dar-
stellt. Konträre Einschätzungen gibt es 
auch zu den möglichen psychogenen 
Ursachen für umweltbedingte Erkran-
kungen bzw. hinsichtlich der Bewer-
tung psychischer Auswirkungen von 
Umweltbelastungen und des Wissens 
über Umweltbelastung. 
Die Faktoren, die maßgeblich eine 
Einschätzung der Bedeutung umwelt-
bedingter Erkrankungen erschweren, 




Nur in Ausnahmefällen sind umweltbe-
dingte Krankheiten auf eine einzelne 
Ursache zurückzuführen (z.B. die Mi-
namata-Krankheit in Japan auf Queck-
silber-Vergiftung). In der Regel handelt 
es sich um multikausale Krankheiten. 
Zum einen sind mögliche Kombina-
tionswirkungen eines . komplexen Ge-
mischs von Schadstoffen bzw. Noxen 
zu betrachten. Zum anderen stellen 
Umweltbelastungen nur einen Risiko-
faktor unter anderen, wie z.B. Rauchen, 
dar. Dabei ist bei II schwachen II U rsa-
chen der epidemiologische Nachweis 
einer Schädlichkeit extrem schwierig. 
Schließlich ist die Übertragung der Er-
gebnisse toxikologischer Untersuchun-
gen mit hoher Dosis auf Expositionen 




gen sind oftmals nicht durch differen-
zierte Krankheitsbilder gekennzeichnet. 
So können beispielsweise bei Leber-
und Nierenerkrankungen Einwirkun-
gen durch Umweltbelastungen nicht 
ausreichend von anderen Einwirkungen 
vom Krankheitsbild her unterschieden 
werden. Außerdem gibt es eine Reihe 
allgemeinbefindlicher und unspezifi-
scher Symptome (wie z.B. Kopfschmer-
zen, Müdigkeit), die u .a. auf eine (ver-
mutete) Überempfindlichkeit gegenü-
ber Umweltchemikalien (MCS-Syn-
drom) zurückgeführt werden. 
Zeitfaktor 
Umweltbedingte Erkrankungen sind in 
vielen Fällen chronische Erkrankungen, 
die Einwirkung erfolgt oftmals über ei-




Ärztliche und klinische Erfahrungen 
Bewertungen der Betroffenen 
Aktivitäten im öffentlichen Gesundheitswesen 
(Gesundheitsämter, Fachbehörden, Kostenträger, etc.) 
Rechtliche und politische Regelungsansätze 
Bewertungskonflikte: 
Naturwissenschaftliche Bewertungskontroversen 
(monokausale Betrachtung versus multikausales Zusammenwirken; physische 
Wirkungen versus psychophysische Wirkungen) 
Medizinische Bewertungskontroversen 
(kausale Ursache-Wirkungs-Beziehung versus kasuistische Beobachtung; ma-
nifeste und spezifische Erkrankungen versus Befindlichkeitsstörungen und 
unspezifische Syndrome; lebensstilbedingte versus noxenbedingte Risikofak-
toren) 
Psychosoziale Bewertungskontroversen 
(psychische Ursachen versus psychische Auswirkungen; unberechtigte versus 
berechtigte Umweltangst) 
Präventionspolitische Bewertungskontroversen 
(geringes Risiko versus unterbewertetes Risiko von Umweltnoxen; Lebensstil 
versus Lebensverhältnisse; wissenschaftlicher Nachweis versus Umgang mit 
Unsicherheit) 
Verbindungslinien zwischen Bewertungskontroversen 
Handlungsansätze: 
16 




nen langen Zeitraum (bei niedriger Do-
sis), die Exposition läßt sich rückwir-
kend teilweise nur sehr schwer bestim-
men und zwischen Exposition und ma-
nifester Erkrankung liegt in der Regel 
eine erhebliche Zeitspanne. Diese Sach-
verhalte erschweren zusätzlich den 
Nachweis einer durch Umweltbela-
stungen bedingten Erkrankung. 
Denkbare Untersuchungsansätze 
Auf der Basis der bisher erzielten Er-
gebnisse wurde vom TAB vorgeschla-
gen, das TA-Projekt fortzuführen. Für 
eine Hauptstudie wurden fünf mögliche 












Bei einem noxenzentrierten Untersu-
chungsansatz wäre eine Eingrenzung 
der Untersuchung auf relativ wenige 
Noxen möglich, wobei die Belastungs-
quellen verschiedener Verursacherbe-
reiche erfaßt und stoff-(noxen-)bezoge-
ne Handlungsansätze gut entwickelt 
werden können. Mit einem verursa~ 
cherzentrierten Untersuchungsansatz 
können alle von einem Lebensbereich 
(Bedürfnisfeld) ausgehenden gesund-
heitlichen Gefährdungspotentiale erfaßt 
und verursacherbezogene Handlungs-
ansätze entwickelt werden. Bei einem 
krankhei tszentrierten Untersuchungs-
ansatz schließlich würden die umwelt-
medizinischen Fragen zu einem Krank-
heitsbereich, wie z.B. Allergien oder 
Reproduktionsstörungen, in den Mit-
telpunkt gerückt. 
Bei diesen drei Untersuchungsansät-
zen stehen allerdings dem Vorteil der 
Beschränkung auf einen exemplarischen 
Untersuchungsbereich die folgenden 
Nachteile gegenüber: Relevantere Ge-
fährdungspotentiale werden unter Um-
ständen nicht untersucht; Kombina-
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TA-Projekte 
tionswirkungen, die über den Untersu-
chungsbereich hinausreichen, können 
nicht erfaßt werden; und vor allem sind 
die für den exemplarischen Untersu-
chungsbereich entwickelten Hand-
lungsoptionen nicht ohne weiteres auf 
andere Bereiche zu übertragen. 
Bei einem bewertungszentrierten 
Untersuchungsansatz würden die un-
terschiedlichen Einschätzungen der 
umweltbedingten Krankheiten, die wie 
dargelegt in diesem Problemfeld auf-
grund der wissenschaftlichen Unsicher-
heiten und Kenntnisdefizite von großer 
Bedeutung sind, unmittelbar in den 
Mittelpunkt der Untersuchungen ge-
stellt, um sie offenzulegen und nach-
vollziehbar zu machen. Ein präven-
tionszentrierter Untersuchungsansatz 
schließlich würde versuchen, trotz der 
Vielfalt des Problemfeldes übergreifen-
de Strategieansätze zum vorsorgenden 
Gesundheitsschutz zu entwickeln und 
abzuschätzen. 
Vorschlag für das weitere Vorge-
hen 
Vom TAB wurde vorgeschlagen, sich in 
der Hauptstudie auf Fragen der Bewer-
tung und der Prävention, zu konzen-
trieren. Wegen des Bearbeitungsauf-
wands und der Komplexität der Proble-
matik ist an eine flexible Vorgehenswei-
se gedacht: Die Hauptstudie soll in 
zwei Phasen unterteilt werden, wobei 
nach der ersten Phase eine Entschei-
dung über die Fortführung des TA-
Projektes herbeigeführt werden könnte. 
Hauptphase I - Bewertungsansätze 
Ausgehend vom Stand der toxikologi-
schen, epidemiologischen, ärztlichen 
und klinischen Kenntnisse und der Er-
fahrung Betroffener sollen die beste-
henden Bewertungskontroversen im 
Bereich Umweltbelastungen und Ge-
sundheit dargestellt und nachvollzieh-
bar gemacht werden. Dabei soll zwi-
schen naturwissenschaftlichen, medizi-
nischen, psychosozialen und präven-
tionspolitischen Bewertungskontrover-
sen unterschieden werden. Zielsetzung 
dieser Untersuchungsphase ist es, in-
haltliche (Kriterien, Standards), proze-
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Hauptphase II: Präventionsansätze 
Problemdefinition/ Ausgangslage: 
Stand der Umweltmedizin (Wissensstand, Institutionen) 
Stand der Gesundheitsberichterstattung 
Gesellschaftliche Positionen 
Rechtliche Situation 
Schlußfolgerungen aus der Analyse der Bewertungskonflikte: 
Ansatzpunkte zum Umgang mit der Noxen- und Verursachervielfalt 
Ansatzpunkte zum Umgang mit der Wirkungsvielfalt 
TAB 
Ansatzpunkte zum Umgang mit Nichtwissen und Bewertungskontroversen 
Strategieansätze für einen vorsorgenden Gesundheitsschutz: 
Umweltbezogene Prävention - Verhältnisprävention (stoffbezogene Präven -
tion, verursacherbezogene Prävention, lebensverhältnisbezogene Prävention) 
Individuelle Prävention - Verhaltensprävention (medizinische Prävention, le-
bensstilbezogene Prävention) 
Analyse der Präventionsstrategien: 
Voraussetzungen der Präventionsstrategien 
Realisierungs- und Umsetzungsprobleme der Präventionsstrategien 
Anwendungsbereiche und Konfliktfelder der Präventionsstrategien 
Vor- und Nachteile der Präventionsstrategien 
Kombinationsmöglichkeiten 
Handlungsansätze: 
Ansätze zur Entwicklung und Verbesserung des vorsorgenden 
Gesundheitsschutzes 
Handlungsoptionen 
durale (Verfahren, Diskurse) und insti-
tutionelle Ansätze zum Umgang mit 
den Bewertungskonflikten zu ent-
wickeln. 
Hauptphase II - Präventionsansätze 
Vor dem Hintergrund der Bewertungs-
kontroversen sollen bereits verfolgte 
und neu entwickelte Präventionsansät-
ze systematisch zusammengestellt wer-
den. Bei den Strategieansätzen für einen 
vorsorgenden, · umweltbezogenen Ge-
sundheitsschutz wird zunächst eine er-
ste grundsätzliche Unterscheidung zwi-
schen Verhältnis- und Verhaltensprä-
vention vorgenommen. Die Präventions-
ansätze sollen dann weiter differenziert 
werden. Zielsetzung dieser Untersu-
chungsphase ist es, die Grenzen und 
Möglichkeiten verschiedener Präven-
tio~sstrategien, mögliche Kombinatio-




Monitoring: Exportchancen für Techniken zur Nutzung regenerativer Energien 
wachsende Marktchancen für 
deutsche Exporteure? 
Die erneuerbaren Energien (Wasserkraft, Wind- und Sonnenenergie sowie 
Nutzung von Biomasse und Geothermie) werden in einigen Jahrzehnten 
weltweit eine wichtige Säule der Energieversorgung sein. Sie sind - ange-
sichts des heutigen geringen Ausgangsniveaus - ein Wachstums- und Zu-
kunftsmarkt par excellence. Während diese langfristige Einschätzung 
große Zustimmung unter Experten aus Forschung, Energieversorgung, 
Wirtschaft und Politik findet, ist derzeit noch umstritten, ob der Export von 
Techniken zur Nutzung erneuerbarer Energiequellen auch schon auf mittle-
re Sicht (5 bis 15 Jahre) einen nennenswerten Umfang erreichen und den 
Export traditioneller Energieanlagen zunehmend ergänzen wird. Das TAB 
wurde im November 1995 beauftragt, die Exportchancen für Techniken zur 
Nutzung regenerativer Energien zu untersuchen. Im jetzt vorgelegten Sach-
standsbericht (TAB-Arbeitsbericht Nr. 42 ) werden die Perspektiven und Po-
tentiale deutscher Exporteure ausgeleuchtet und Möglichkeiten der Unter-
stützung und Forschung zur Diskussion gestellt. Ziele der vorgelegten Stu-
die waren die Auslotung der weltweiten Export-Teilmärkte und die Ein-
schätzung der Exportchancen für die deutschen Hersteller im Bereich der 
Nutzung von erneuerbaren Energien sowie die Spezifizierung wesentlicher 
landes- und technologiespezifischer Determinanten des Außenhandels. 
Daraus wurden abschließend Optionen abgeleitet, wie die sich abzeichnen-
den Exportpotentiale besser genutzt werden könnten. 
Märkte für Techniken zur Nutzung 
erneuerbarer Energieträger 
Eine anhand globaler Energiebedarfs-
projektionen des "World Energy Coun-
cil" (WEC) durchgeführte Exportpo-
tentialanalyse zeigt, daß bei einem ge-
schätzten gesamten weltweiten Markt-
volumen für Techniken zur Nutzung 
erneuerbarer Energiequellen von durch-
schnittlich rund 165 Mrd. DM pro Jahr 
die großen Wasserkraftwerke auf mitt-
lere Sicht weiterhin der bei weitem 
größte Einzelmarkt sein werden, ge-
folgt von anderen Teilmärkten mit ei-
nem wesentlich kleineren Volumen (um 
die 10 Mrd. DM/a): die "moderne Bio-
masse", die kleinen Wasserkraftwerke, 
die solarthermischen Anlagen und die 
Windkraft (vgl. Tabelle). 
Innerhalb des Gesamtmarktes sind 
dabei für die einzelnen Techniken die 
wichtigen Wachstumsregionen bei der 
Nutzung erneuerbarer Energien im 
Zeitraum 1990 bis 2010 unterschiedlich 
verteilt. Nach Techniken aufgegliedert 
sind besonders zu nennen: 
Solarenergie: Vor allem in Nordame-
rika und den asiatischen Regionen, 
aber auch die anderen Regionen sind 
hier von Bedeutung. 
Windenergie: Bedeutende Anstiege 
in Nordamerika und Westeuropa, in 
18 
geringerem Umfang im Raum· Pazi-
fik/China; andere Regionen tragen 
nur geringfügig zum Zuwachs bei. 
• Geothermie: Hauptsächlich in Nord-
amerika und im Raum Pazifik/Chi-
na, geringere Zuwächse in den ande-
ren Regionen außer Mittlerer 
Osten/Nordafrika sowie Südasien. 
• Modeme Biomasse: Neben Latein-
und Nordamerika vor allem im 
Raum Pazifik/China, aber nicht un-
beträchtliche Potentiale auch in allen 
anderen Regionen. 
• Meeresenergie: Insgesamt nur gerin-
ge Zuwächse, primär in Lateinameri-
ka, im Raum Pazifik/China. sowie 
im europäischen Raum. 
• Kleine Wa.sserkraft: Zuwächse in al-
len Regionen außer im afrikanischen 
Raum und im Mittleren Osten, wo 
Kleinwasserkraft auch in Zukunft 
keine Rolle spielen wird. 
• Traditionelle Biomasse: Zuwächse 
vor allem in den Gebieten mit schon 
gegenwärtig starker Nutzung tradi-
tioneller Biomasse, d.h. vor allem in 
Afrika südlich der Sahara sowie im 
asiatischen Raum; kaum Zuwächse 
in den Industrieländern. 
Große Wasserkraft: Starke Zuwächse 
in Lateinamerika und in Asien, in ge-
ringerem Maße in Westeuropa und 
Nordamerika. 
Tabelle: Abschätzung der weltweiten 
jährlichen Investitionsvolumina für 
Techniken zur Nutzung erneuerba-
rer Energiequellen auf mittlere Sicht 






Modeme Biomasse 10,5 
Kleine Wasserkraft 11,6 
Große Wasserkraft 117,0 
Meeresenergie --1.2 
Summe (gerundet) 165 
Deutsche Hersteller auf dem Markt 
für Techniken zur Nutzung erneuer-
barer Energiequellen 
Die heutige Situation des deutschen Ex-
ports und der inländischen Produktion 
von ausgewählten Gütern zur Nutzung 
erneuerbarer Energiequellen stellt sich 
wie folgt dar: Die Produktion einiger 
ausgewählter Güter zur Nutzung er-
neuerbarer Energien nahm in Deutsch-
land zwischen 1976 und 1993 preisbe-
reinigt von rund 170 Mio. DM auf 630 
Mio. DM zu (in Preisen von 1991); dies 
entspricht einem Wachstum um 8% pro 
Jahr. Im gleichen Zeitraum hat sich für 
die gleichen Güter der Exportwert, ge-
messen in Preisen von 1985, von rund 
18 Mio. DM auf rund 300 Mio. DM er-
höht (18% pro Jahr). Diese Zuwächse 
bei Produktion und Export sind weit 
höher als der durchschnittliche Produk-
tions- und Exportzuwachs der deut-
schen Industrie und signalisieren mögli-
cherweise eine große Bedeutung dieses 
Marktsegments energiewandelnder An-
lagen in der Zukunft. Dabei läßt sich 
der Exportwert von Komponenten, 
z.B. Generatoren, Leittechnik, Rege-
lungstechnik und Wärmetauscher, die 
zur Nutzung erneuerbarer Energieträ-
ger eingesetzt werden, aus den Statisti-
ken nicht separieren. Da die deutsche 
Wirtschaft erfahrungsgemäß in den Be-
reichen Maschinenbau und Elektro-
technik sehr stark ist, dürfte der in den 
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genannten Zahlen nicht enthaltene Ex-
portwert dieser "Vorprodukte" eine 
nicht zu unterschätzende Größenord-
nung erreichen. 
Auffallend ist ferner, daß die Export-
ströme stark von den natürlichen Gege-
benheiten und von den jeweiligen Rah-
menbedingungen für erneuerbare Ener-
giequellen (z.B. Energie- und Umwelt-
politik, Fördermaßnahmen) in den Ab-
nehmerländern abhängen und zudem 
nationale sowie internationale Entwick-
lungsprogramme emen erheblichen 
Einfluß haben. 
Die Abschätzung des künftigen Ex-
portpotentials der deutschen Hersteller 
ergibt, daß die Exporte - einschließlich 
der Vorprodukte und Komponenten -
im Jahr 2005 zwischen 6 und 7,5 Mrd. 
DM pro Jahr erreichen könnten. Dies 
entspricht einem Anteil deutscher Ex-
porte am globalen Gesamtmarkt zwi-
schen 4 und 5 % . Zu den genannten 
deutschen Exportvolumina sind außer-
dem neben den reinen Güterexporten 
auch der Export von Ingenieur- und Fi-
nanzdienstleistungen hinzuzurechnen. 
Dieser Teilmarkt dürfte mit Sicherheit 
mindestens so schnell wie die Güterex-
porte wachsen, weil die Potentiale in 
den Schwellenländern nur mit erhöh-
tem Dienstleistungsanteil der Industrie-
länder, insbesondere Planungs-, Finan-
zierungs- und Betriebsführungsdienst-
leistungen, realisiert werden können. 
Diese dürften einen Wert von mehreren 
100 Mio. DM erreichen. 
Die Einschätzung der Exportaus-
sichten der deutschen Hersteller ergibt 
für die einzelnen Techniken folgendes 
Fazit: Zukünftige Exportpotentiale für 
Techniken zur Nutzung regenerativer 
Energiequellen liegen für deutsche Her-
steller in besonderem Maße im Bereich 
von 
• Komponenten und Vorprodukten, 
deren Herstellung ein hohes Maß an 
technologischem und Fertigungswis-
sen erfordert (und bei denen deut-
sche Firmen einen Teclmologievor-
sprung besitzeii), sowie bei 
• komplexen Systemen, die ein opti-
males Zusammenspiel der Kompo-
nenten erfordern. 
TAB-Brief Nr. 11 /Oktober 1996 
Entsprechend sind zukünftig gute Ex-
portchancen in den folgenden Berei-
chen zu erwarten: 
• Wasserkraftanlagen, insbesondere 
Großanlagen, die traditionell große 
Exportvolumina haben und für die 
weltweit beträchtliche Zubaupoten-
tiale erwartet werden, 
• gut abgestimmte Windkraftanlagen, 
aerodynamisch und sicherheitstech-
nisch optimierte Rotorblätter sowie 
Regelsysteme und Fernüberwa-
chungskomponenten, 
• biogasbetriebene KWK- bzw. 
BHKW-Anlagen (Gesamtsysteme 
bzw. Motoren), 
• Silizium-Wafer für Photovoltaik-
Module sowie PV-Anwendungssy-
steme und 
• Komponenten (konzentrierende Kol-
lektoren) und komplette Anlagen für 
thermische Solarkraftwerke sowie 
Systemkomponenten für geothermi-
sche Anwendungen. 
Ferner sind aufgrund von zum Teil 
schon weit vcrrangeschrittenen For-
schungs- und Entwicklungsarbeiten zu-
künftig gute Exportchancen im Bereich 
neuer Technologien zu erwarten. Hier-
zu zählen beispielsweise neue Batterie-
systeme (inkl. Batteriemanagement), 
transluzente Wärmedämmung, Stirling-
Receiver-Generatoren, Brennstoffzellen 
(z.B. in Kombination mit Biomassever-
gasung), Pflanzenöl-Motoren sowie ho-
lographisch-optische Tageslichtsyste-
me. 
Geringe Exportchancen für deutsche 
Hersteller und zunehmende Importe 
bzw. Importüberschüsse werden u.a. in 
den Bereichen thermischer Sola.ranlagen 
zur Warmwasserbereitung und Feue-
rungsanlagen für Biomasse (z.B. Holz-
hackschnitzel, Stroh; Ausnahme: Stan-
dardkomponenten) erwartet. 
Ein Verbleiben der Fertigung vor-
wiegend im Inland wird auf mittlere 
Sicht bei Wasserkraftanlagen und 
Windkraftanlagen erwartet. Auch Kom-
ponenten für solarthermische Kraft-
werke (Spiegel), biogasnutzende Block-
heizkraftwerke, Biovergaser und die 
Photovoltaik dürften wegen des 
"Know-how-Vorsprungs" weiterhin 
vornehmlich im Inland gefertigt wer-
den, ebenso wie andere Systemkompo-
nenten - z.B. Generatoren, Meß- und 
Regelsysteme, Fernüberwach- und 
Fernwirksysteme. Zunehmend im Aus-
land produziert werden dürften thermi-
sche Solarkollektoren (z.B. Tochterun-
ternehmen) und kleine Wärmepumpen-
anlagen. Im Falle der Photovoltaik ist 
eine abschließende Einschätzung mo-
mentan nicht möglich. Zwar gab es eine 
Abwanderung eines Teiles der PV-Zel-
len-Produktion, zugleich sind aber An-
sätze zur Aufrechterhaltung des Pro-
duktionsstandortes Deutschland bei Si-
lizium-Rohmaterial und PV-Systemen 
zu erkennen. 
Die Exportpotentiale und Wettbe-
werbsvorteile könnten ausgebaut wer-
den, wenn die deutschen Hersteller 
nicht nur ihre Anlagen am Weltmarkt 
anbieten, sondern zugleich Dienstlei-
stungen mit Planung, Projektierung, Fi-
nanzierung, Betrieb und Ausbildung 
der Betreiber bereitstellen oder vermit-
teln. Zweifelsohne ist eine teilweise 
·Verlagerung der Produktion von Low-
Tech-Komponenten ins Ausland zu be-
achten und nicht zu vermeiden. Dies 
könnte jedoch Chancen für Exporte im 
Vorleistungsbereich, beispielsweise im 
Anlagen- und Maschinenbau (z.B. 
Gießerei- und Fertigungsanlagen) er-
öffnen und durch die Generierung zu-
sätzlichen Einkommens in den Nied-
riglohnländern die dortige Kaufkraft 
und die Einfuhrmöglichkeiten insge-
samt vergrößern. Des weiteren könnten 
sich die deutschen Hersteller mit inno-
vativen Anwendungslösungen und kom-
pletten Dienstleistungspaketen neue 
Chancen erarbeiten, so bei der solaren 
oder windbetriebenen Meerwasserent-
salzung, Biomasse-Treibstoffen mit ent-
sprechenden Motorkonzepten, "Elec-
trofarming" (Stromerzeugung mit allo-
therm vergaster Biomasse). 
Bei einigen Anwendungen der "neu-
en" regenerativen Energiequellen hat 
der Demonstrationsmarkt im Inland ei-
ne große Bedeutung. Dabei müssen die 
umgesetzten Techniken in Deutschland 
ein merkliches natürliches Nutzungs-
potential haben. Wichtiger noch: Sie 
müssen in der Phase der Marktein-
führung stehen. Bei bereits ausgereiften 
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und weit verbreiteten Techniken und 
Anwendungen wie z.B. Wasserkraftan-
lagen haben inländische Demonstra-
t;onsmärkte eine vergleichsweise gerin-
ge Bedeutung. 
Unterschätzt wird meistens die Be-
deutung von Demonstrationsprojekten 
im Ausland. Hierbei geht es sowohl um 
die Erprobung unter den speziellen Be-
dingungen vor Ort als auch um den di-
rekten Kontakt zu den Abnehmern, 
Kunden oder Nutzern. Besonders in 
Fällen, in denen der Einsatz einer Tech-
nik in Deutschland nicht relevant oder 
wegen der natürlichen Bedingungen 
nicht effektiv ist (z.B. thermjsche Was-
serentsalzung, solarthermische Kraft-
werke), sind ausländische Demonstra-
tionsprojekte eine wichtige Vorausset-
zung für eine mögliche Marktöffnung 
für deutsche Unternehmen. 
Internationale Forschung und Ent-
wicklung zu erneuerbaren Energie-
trägern 
Anhand der staatlichen Etats für For-
schung und Entwicklung im Energiebe-
reich lassen sich bestimmte nationale 
Entwicklungserwartungen und Prio-
ritäten bei den Einzeltechniken ermit-
teln, die auch gewisse Rückschlüsse auf 
nationale Stärken zulassen. 
Die Mitgliedsstaaten der Internatio-
nalen Energieagentur (IEA), der alle 
wichtigen Industriestaaten angehören, 
wendeten zwischen 1984 und 1994 ins-
gesamt mehr als 106 Mrd. US-Dollar 
für Forschung und Entwicklung im En-
ergiebereich auf (alle Angaben in die-
sem Abschnitt erfolgen in konstanten 
Preisen von 1994 ). Darin nehmen die 
erneuerbaren Energien aber nur eine 
untergeordnete Rolle ein; ihr Anteil am 
Gesamtetat für den betrachteten Zeit-
raum beträgt etwa 7,2% (ca. 7,7 Mrd. 
US-Dollar). Der weitaus größte Teil der 
Forschungsmittel wurde in den Nukle-
arbereich investiert (35,8% konventio-
nelle nukleare Technik, je 12 % für 
Brutreaktoren und Kernfusionsfor-
schung). Für die fossilen Energieträger 
wurden 14,3 % der Mittel eingesetzt. 
In den letzten drei Jahren haben sich 
die Verhältrusse etwas verschoben. 
20 
Während die Anteile der nuklearen 
Forschung - insbesondere aufgrund der 
Reduktion der Forschungsausgaben für 
die Brutreaktoren - und der Arbeiten 
zu fossilen Energieträgern zurückge-
gangen sind, sind die Ausgaben für 
Forschung zur Energieeinsparung und 
zu erneuerbaren Energieträgern anteilig 
gewachsen. Mit mittleren jährlichen 
Ausgaben von ca. 700 Mio. US-Dollar 
werden derzeit etwas mehr als 8% der 
Forschungsmittel der IEA-Staaten für 
die erneuerbaren Energieträger einge-
setzt. 
Die Vereinigten Staaten haben vor 
allem Anfang der achtziger Jahre massi-
ve FuE-Anstrengungen unternommen. 
Mit jährlich über einer Milliarde Dollar 
haben sie mehr als der Hälfte der ge-
samten Forschungsausgaben der IEA-
Staaten getragen. Trotz des deutlichen 
Rückganges Mitte der achtziger Jahre 
verfügen sie mit einem Anteil von ca. 
30% noch immer über den größten 
Forschungshaushalt im Bereich der er-
neuerbaren Energieträger. Den zweiten 
Platz nimmt - trotz eines relativen und 
absoluten Rückganges Anfang der 
neunziger Jahre - Japan ein. Die Bun-
desrepublik Deutschland verfügt über 
den drittgrößten Forschungshaushalt in 
diesem Bereich und ist zugleich wich-
tigste europäische Nation. Ihr Anteil an 
den Ausgaben der europäischen IEA-
Mitgliedsstaaten beträgt in diesem Be-
reich mehr als ein Drittel. 
Nach geförderten Technologien auf-
geschlüsselt zeigt sich die dominierende 
Rolle der Solarenergie. Mehr als die 
Hälfte der Fördermittel wurden dafür 
aufgewendet, der größte Teil davon für 
die Photovoltaik. Deren Rolle hat in 
den letzten Jahren noch zugenommen, 
an den Gesamtausgaben für 1993 und 
1994 hatte sie einen Anteil von jeweils 
mehr als 50%. 
Die nationale Verteilung der für die 
jeweiligen Technologien aufgewendeten 
FuE-Mittel läßt die Förderschwer-
punkte der einzelnen Länder erkennen. 
Mit Ausnahme der Biomassenutzung, 
in der viele Länder mit vergleichbarem 
finanziellen Aufwand engagiert sind, 
zeigt sich bei allen anderen Technolo-
gien eine Konzentration der Ausgaben 
Monitoring 
auf wenige Länder. Wie schon erwähnt, 
wurde 1994 mehr als die Hälfte der 
staatlichen FuE-Mittel der IEA-Länder 
für die Photovoltaik aufgewendet. Hier 
liegen zugleich die Förderschwerpunk-
te Japans und vor allem der USA, die 
nahezu 60% aller Aufwendungen der 
IEA-Staaten für die Photovoltaik-FuE 
bestreiten. Auch Deutschland wendete 
in diesem Jahr die Hälfte der nationalen 
Mittel für die Photovoltaik-Forschung 
auf. Geothermie ist ein Forschungs-
schwerpunkt vor allem der USA und 
Japans, der deutsche Anteil lag hier bei 
knapp 5%. Zu Forschung und Ent-
wicklung bei der Nutzung der Winden-
ergie trug Deutschland zu etwa einem 
Drittel bei, es gab damit fast das Drei-
fache der - mit ähnlichen Ausgaben-
höhen - folgenden Länder Japan, Groß-
britanruen, Niederlande, Dänemark 
und Spanien aus. Auch bei der solaren 
Heizung und Kühlung ist Deutschland 
mit rund einem Drittel das Land mit 
dem größten nationalen Anteil. Arbei-
ten zu solarthermischen Kraftwerken 
wurden 1994 hauptsächlich von der 
Schweiz, Spanien und Deutschland ge-
fördert, die anderen IEA-Staaten spiel-
ten hierbei nahezu keine Rolle. An der 
mit insgesamt nur geringen Beträgen 
geförderten FuE zur Meeresenergienut-
zung und zur Wasserkraft hat sich die 
staatliche deutsche Forschungsförde-
rung nicht beteiligt. 
Optionen 
Im Sachstandsbericht werden Optionen 
zur Diskussion gestellt, mit denen die 
sich abzeichnenden Exportpotentiale 
besser genutzt werden könnten. Die 
technikübergreifenden Optionen zur 
Förderung der Exporte von Technolo-
gien zur Nutzung der erneuerbaren En-
ergiequellen sind in nachfrageorientier-
te, vermittelnde und angebotsorientier-
te Maßnahmen unterteilt. Ein Schwer-
gewicht liegt auf den nachfrageorien-
tierten Optionen, weil einerseits die zu 
exportierenden Güter und Dienstlei-
stungen sich an dem Bedarf der Import-
länder und deren Gegebenheiten mög-
lichst gut orientieren sollten und ande-
rerseits die Rahmenbedingungen in die-
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sen Ländern auch durch die Bundesre-
gierung (bilateral oder über internatio-
nale Gremien) mitbeeinflußt werden 
können. Von großer Bedeutung sind 
auch die vermittelnden Maßnahmen, 
die von Regierungen mancher Wettbe-
werbsländer (z.B. USA und Japan) in-
tensiv für die Exportförderung genutzt 
werden. 
Die technikspezifischen Maßnahmen 
betreffen im einzelnen 
• bei Windkraftanlagen die spezifische 
Anwendungsentwicklung mit Hilfe 
öffentlicher FuE-Zuschüsse, 
• bei der Photovoltaik eine stärkere 
Orientierung der öffentlichen FuE 
auf spezifische (Anwendungs-) 
Märkte in kaufkraftstarken Ländern 
und Zielgruppen unter Beteiligung 
der Hersteller, 
• bei Thermischen Solarkollektorsy-
stemen Verbesserungen an Kompo-
nenten (Wärmemeßgeräte, Regelge-
räte, Umwälzpumpen), 
bei Solarthermischen Kraftwerken 
die Beteiligung deutscher Hersteller 
an der ersten kommerziell betriebe-
nen Anlage, 
bei Wärmepumpen ein Systemange-
bot als Wärmepumpen und Kälteer-
zeuger, 
• bei der Geothermie die Verbesser-ung 
der inländischen energie- und för-
derpolitischen Rahmenbedingungen 
und eine Beteiligung Deutschlands 
am "IEA-Implementing Agreement 
on Geothermal Energy". 
Die Optionen beziehen auch die Glo-
balisierung der Produktionsstandorte 
ein, um den speziellen Wettbewerbs-
vorteilen deutscher Hersteller Rech-
nung zu tragen. Dies heißt u.a.: 
• Die deutschen Hersteller sollten sich 
mittelfristig auf die Produktion von 
High-Tech-Komponenten konzen-
trieren und sich durch internationale 
Kooperationen den Marktzugang si-
chern. Insbesondere Defizite bei be-
gleitenden Dienstleistungen, z.B. an-
spruchsvollen Wartungsarbeiten, las-
sen sich gut über Auslandskoopera-
tionen kompensieren. 
• Wenn die Verlagerung arbeitsintensi-
ver Fertigung zu einer Verbilligung 
des Produkts führt, kann dies die 
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Marktdiffusion der betreffenden 
Technik wegen günstiger Preise be-
schleunigen und zwar nicht nur in 
dem betroffenen Niedriglohnland, 
sondern auch in anderen von dort 
aus belieferten Ländern, was aus kli-
mapolitischen Gründen zu begrüßen 
ist. Deutsche Hersteller "lmow-
how" -intensiver Systemkomponen-
ten würden von dieser Entwicklung 
ebenfalls profitieren. 
Da es oft an zuverlässigen Informatio-
nen und Daten zu den Exportmärkten 
der erneuerbaren Energiequellen man-
gelt, werden auch zur Behebung dieses 
Defizits einige Anregungen gegeben: 
• Für eine tiefergreifende Analyse der 
Exportpotentiale für Techniken zur 
Nutzung erneuerbarer Energiequel-
len sollte man detaillierte Befragun-
gen bei deutschen Herstellern und 
ausländischen energiewirtschaftli-
chen Instituten durchführen. Diese 
Befragungen sollten technik- und 
länderspezifisch sein. 
• Erfolgreich gestaltete Rahmenbedin-
gungen zur Diffusion der Anwen-
dung erneuerbarer Energiequellen 
sollten anhand vergangener Erfah-
rungen in einzelnen Ländern und für 
einzelne Technologien recherchiert 
und dokumentiert werden (z.B. ther-
mische Solarkollektoren in Israel, 
Biomassenutzung in Österreich, 
Windenergienutzung in Dänemark, 
Windenergienutzung und Kleinwas-
serkraft sowie Deponie- und Klär-
gasnutzung in Deutschland, Photo-
voltaiknutzung in Japan). 
• Für einzelne Regionen und Techni-
ken sollte ein jeweils angepaßtes 
Konzept · zwischen Regierung 
(BMWi, BMBF, BMZ und Auswärti-
ges Amt) und den betroffenen Wirt-
schaftsverbänden bzw. Unternehmen 
entwickelt werden, das jene Empfeh-
lungen fallweise aufgreift, die im 
BMWi-Gesprächszirkel von 1994 
genannt wurden (z.B. Einbezug in 
bilaterale Wirtschaftsgespräche, Un-
_tersti.itzungen von Ausstellungen, 
Förderung von Demonstrationsanla-
gen, Personalausbildung). 
Eine möglichst schnelle Anpassung 
der Außenhandelsstatistik an die Er-
fordernisse der Exporteure, der Poli-
tik und der Wissenschaft könnte sich 
als sehr nützlich erweisen. 
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Monitoring: Stand und Perspektiven der Katalysatoren- und Enzymtechnik 
Kleine Helfer - große Wirkung? 
Die (chemische und biologische) Katalyse gilt als zukunftsweisende und 
zukunftsfähige Schlüsseltechnologie, da sie die Herstellung neuer Produk-
te - wie innovativer Pharmaka oder Werkstoffe - ermöglicht, neben der 
chemischen Synthese Anwendungsfelder z.B. im Umweltschutz und bei 
der Energiewandlung erschließen kann und in besonderem Maße das Po-
tential besitzt, Grenzen zwischen Disziplinen sowie zwischen Grundlagen-
und angewandter Forschung zu überwinden. 
Fragestellung und Zielsetzung des 
Monitorings 
Durch die Berichterstatter für Technik-
folgen-Abschätzung wurde das TAB 
beauftragt, eine Analyse der Potentiale 
und Entwicklungen im Bereich der Ka-
talysatoren- und Enzymtechnik in 
Form eines Monitorings durchzu-
führen. Um das Thema differenziert be-
arbeiten zu können, wurden zwei Gut-
achten vergeben, die folgende Aspekte 
behandelten: 
• Eine A.nalyse der Hauptentwick-
lungstrends im Bereich der Katalysa-
toren- und Enzymtechnik unter Be-
rücksichtigung öffentlicher Förder-
programme, 
• die Beschreibung der wirtschaftli-
chen Potentiale der Bio- und chemi-
schen Katalysatoren, 
• die Identifizierung von Chancen und 
Risiken bei einem verstärkten Ein-
satz von Enzymen und Katalysato-
ren mit einer 
• Vertiefung zu weiteren Einsatzmög-
.lichkeiten von Katalysatoren und 
Enzymen im Umweltschutz und in 
der produktions- und produktinte-
grierten Umwelttechnologie. 
Die Gutachten des Fraunhofer Instituts 
für Systemtechnik und Innovationsfor-
schung (ISI) und des Instituts für ange-
wandte Umweltforschung KATALYSE 
e.V. liegen vor. Einige Ergebnisse aus 
diesen Gutachten sollen Interesse wek-
ken für den Abschlußbericht, der in 
Kürze erscheinen wird. 
Einsatzfelder, wirtschaftliche Be-
deutung und Trends 
Gegenstand des Monitorings sind che-
mische Katalysatoren und isolierte, sog. 
technische Enzyme, d.h. nicht die Nut-
zung enzymatischer Prozesse in intak-
ten Mikroorganismen oder Zellen, die 
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in der klassischen Biotechnologie ver-
wendet werden. 
Chemische Katalysatoren werden bei 
der Herstellung fast aller Chemiepro-
dukte genutzt. Vor allem Prozeßinno-
vationen in der chemischen Industrie 
beruhen wesentlich auf der Entwick-
lung oder Optimierung von Katalysato-
ren. 
Von der Weltproduktion an techni-
schen Katalysatoren im Jahr 1993 von 
ca. 12 Mrd. DM entfielen ca. 4 Mrd. auf 
die USA und je ca. 1,8 Mrd. DM auf 
Deutschland und Japan. Katalysatoren 
finden ihre Anwendung in der erdöl-
verarbeitenden (ca. 20%) und chemi-
schen Industrie ( 40 % ) sowie bei der 
nachgeschalteten Emissionskontrolle 
(40%, davon etwa 95% Autoabgaska-
talysatoren). Insbesondere der Bereich 
der Autokatalysatoren zeigte in den 
90er Jahren ein dynamisches Wachstum 
infolge strengerer Abgasgrenzwerte 
und wird auch in Zukunft für (die er-
warteten) Zuwachsraten von bis zu 5 % 
sorgen. Da es sich hierbei um Teile von 
Endverbrauchergütern handelt, liegen 
Marktpreise, Gewinnspannen und 
Wertschöpfung viel höher als für die 
Industriekatalysatoren. Doch nicht der 
Produktionswert der Katalysatoren, 
sondern die um mehrere Größenord-
nungen darüber hinausgehende Wert-
schöpfung der mit Katalysatoren er-
zeugten Produkte bestimmt die ökono-
mische Bedeutung dieses Technologie-
feldes . 
Unter den drei führenden Ländern 
haben die USA besondere Stärken im 
Bereich der petrochemischen Katalyse, 
Japan bei den Umweltschutzkatalysato-
ren und Deutschland auf dem Gebiet 
der chemischtechnischen Katalyse. Das 
BMBF fördert die Katalyseforschimg 
seit Jahren mit ungefähr 10 Mio. DM 
p.a., daneben gibt es spezielle Förder-
maßnahmen in Bayern sowie der EU. 
Die Aufwendungen der Industrie sind 
nur grob zu schätzen, sie liegen etwa 
um das Hundertfache höher. Das 
BMBF-Programm ist darauf ausgerich-
tet, in besonders innovativen Bereichen 
interdisziplinäre Ansätze in enger Ab-
stimmung mit den Anwendern zu initi-
ieren. Verbesserungsparameter von Ka-
talysatoren sind grundsätzlich Akti-
vität, Selektivität, physikalische Stabi-
lität und Toxizität. Besonders an-
spruchsvoll ist die Einbeziehung enzy-
matischer Ansätze in die chemische 
Synthese. Katalysatoren für die Bereit-
stellung, Speicherung und den Trans-
port von Energie sowie für die Nut-
zung von Niedrigtemperaturenergie be-
finden sich noch weitgehend im For-
schungsstadium. 
Hauptanwendungs- bzw. -einsatzbe-
reiche von Enzymen sind die Nah-
rungs- und Genußmittelproduktion 
(Stärkeindustrie, Milchverarbeitung, Al-
koholika-, Saft- und Backwarenl1erstel-
lung), Wasch- und Reinigungsmittel, im 
medizinischen Bereich diagnostische 
und therapeutische Verfahren, die Her-
stellung von · Feinchemikalien und die 
Textil-, Leder- und Futtermittelbearbei-
tung. 
Von den schätzungsweise mehr als 
7.000 in der Natur vorkommenden En-
zymen haben bislang lediglich ca. 100 
industrielle Relevanz. Die Weltenzym-
proditktion besitzt einen Wert von 1-2 
Mrd. US $, je nachdem, ob der primäre 
Ertragswert der Enzyme oder der Preis 
der aus ihnen hergestellten Produkte 
für die Anwender zugrunde gelegt 
wird. Die Steigerungsrate der vergange-
nenen Jahre von ca. 10 % wird von Ex-
perten auch für die Zukunft als reali-
stisch eingeschätzt. Auch bei Enzymen 
übersteigt die Wertschöpfung der durch 
sie erzeugten Waren den "Primärer-
trag" um ein Vielfaches. 
Von zentraler Bedeutung für die 
Entwicklung der Enzymtechnologie ist 
die Gentechnik. Durch sie wurde es 
möglich, praktisch jedes gewün.schte 
Enzym in beliebiger Menge, großer 
Ausbeute und hoher Reinheit zu ge-
winnen. Eine noch stärkere Erweite-
rung der Einsatzmöglichkeiten wird 
von der Produktion gentechnisch opti-
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mierter, auf lange Sicht komplett "de-
signter" Enzyme erwartet. Während im 
Nahrungsmittelbereich zumindest in 
Deutschland noch keine gentechnisch 
produzierten Enzyme verwendet wer-
den, liegt deren Anteil im Waschmittel-
sektor mittlerweile bei über 90% und 
damit insgesamt bei technischen Enzy-
men über 50%. 
Bei der chemisch-pharmazeutischen 
Herstellung von Feinchemikalien wer-
den Enzyme nur in Ausnahmen für 
Produkte im Mehr-Tonnen-Maßstab 
verwendet, auch wenn ein steigender 
Bedarf wegen der Notwendigkeit enan-
tiomerenreiner Synthesen erwartet 
wird. Es gibt aber eine ganze Reihe von 
Gründen, die eine stärkere Nutzung 
der Enzymtechnologie in der chemi-
schen Industrie behindern, die von der 
zu großen Spezifität und Empfindlich-
keit der Enzyme, über Probleme der 
Verfahrensumstellung bis zu Fragen der 
Innovationsbereitschaft der Entschei-
dungsträger reicht. Wie im Bereich der 
konventionellen chemischen Katalysa-
toren sind hier interdisziplinäre, grenz-
überschreitende Kooperationen not-
wendig. 
Wichtige technologische Trends sind 
Anwendungen von Enzymen in Analy-
tik und Diagnostik, die z.B . in Form 
der PCR-Methode die gesamten Le-
benswissenschaften in den letzten J ah-
ren geprägt haben und im Bereich der 
ökologischen, nahrungsmitteltechni-
schen, hygienischen und medizinischen 
Biosensortechnik Einsatz finden wer-
den. Auch bei der Nutzung nachwach-
sender Rohstoffe spielen Enzyme eine 
unverzichtbare Rolle, indem sie die Ma-
terialien aufschließen und damit für die 
Weiterbearbeitung geeignet machen. 
Chancen für nachhaltige Ressour-
cennutzung: produkt- und produk-
tionsintegrierter Umweltschutz 
Katalysatoren senken die für den Ab-
lauf einer chemischen Reaktion nötige 
Aktivierungsenergie und erhöhen die 
Ausbeute am gewünschten Produkt. 
Beim Ersatz oder der Verbessen,mg her-
kömmlicher Ve1fahren durch den Ein-
satz von Katalysatoren werden sowohl 
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Rohstoffe ( die Ausgangsmaterialien 
bzw. "Edukte") als auch Energie einge-
spart sowie die anfallende Abfallmenge 
reduziert (produktionsintegrierter Um-
weltschutz). 
Anders ist die Situation, wenn durch 
den Katalysatoreinsatz die Produktion 
von Stoffen erst ermöglicht bzw. wirt-




durchgeführt werden, wollte man eine 
wirklich hinreichende Ökobilanz für 
das jeweilige Produkt erstellen. Dies 
gilt insbesondere für die Nutzung von 
Enzymen, da mit ihnen völlig neue 
Rohstoffe erschlossen werden können. 
Im nachsorgenden Umweltschutz 
werden isolierte Enzyme praktisch 
nicht eingesetzt, während intakte Mi-
kroorganismen aus der Abfall-, Abwas-
ser- und Abluftbehandlung nicht weg-
zudenken sind. Da es sich dabei aber ei-
gentlich immer um (hochkomplexe) 
Stoffgemische handelt, ist kaum eine 
Zunahme des Einsatzes von Enzymen, 
deren hervorragende Eigenschaft ja ge-
rade die spezifische Stoffumwandlung 
ist, abzusehen. ökologisch relevant 
sind hingegen die Energie- und Tensid-
einsparungen durch den Enzymeinsatz 
in Waschmitteln. 
Gesundheitliche und ökologische 
Risiken des vermehrten Einsatzes 
von Katalysatoren und Enzymen? 
Da chemische Katalysatoren vor allem 
in geschlossenen industriellen Produk-
tionssystemen eingesetzt werden, ent-
stehen toxikologische Probleme über-
wiegend im Bereich der Produktion, 
der gewerblichen Anwendung und der 
Wiederaufbereitung. Eine Verbesserung 
der Sicherheit wird von einer verstärk-
ten Immobilisierung der Katalysatoren 
an Trägermaterialien erwartet, die 
gleichzeitig das Recycling der zum Teil 
sehr teuren Verbindungen erleichtern 
kann. Einziges "Endverbraucherpro-
dukt" ist der Auto-Platinkatalysator. 
Platinverbindungen sind toxisch, insbe-
sondere allergen. Trotz langjähriger 
Forschung ist das Wissen über die Bio-
verfügbarkeit des Platins, das entlang 
von Straßen in erhöhter Konzentration 
gefunden wird, noch sehr gering. Einen 
Sachstandsbericht hat die GSF für die-
sen Herbst angekündigt. 
Der vermehrte Enzymeinsatz eröff-
net hauptsächlich zwei Problemkreise: 
Die gentechnische Produktion der En-
zyme und der Einsatz in Endprodukten 
wie Wasch- und Reinigungs-, vor allem 
aber Nahrungsmitteln. Aus der Sicht 
vieler Wissenschaftler erhöht die gen-
technische Produktion die Sicherheit 
der Enzymproduktion, da hier sog. 
GRAS-Organismen (generally recog-
nized as safe) eingesetzt werden kön-
nen, wohingegen bei konventioneller 
Enzymgewinnung oder -nutzung eine 
Vielzahl von Mikroben benutzt wird, 
die toxikologisch teilweise viel bedenk-
licher seien. Davon unabhängig bleibt 
die nicht enzymspezifische 
grundsätzliche Frage na.ch der biologi-
schen Sicherheit gentechnischer Pro-
duktion. 
Auch die im Lebensmittelsektor an 
erster Stelle diskutierte Problematik der 
Allergieauslösung ist in den meisten 
Fällen nicht i.e.S. enzymspezifisch, da 
das allergene Potential nicht durch die 
katalytische Qualität der Enzyme, son-
dern durch ihren Proteincharakter her-
vorgerufen wird. Die größten Probleme 
mit Allergien ergeben sich im Bereich 
der gewerblichen Anwendung. Wäh-
rend bei den eigentlichen Enzymprodu-
zenten das nötige Know-how und 
meist ein entsprechendes Sicherheitsbe-
wußtsein vorhanden ist, ist dies gerade 
im Fall neuer Anwendungen, z.B. in 
Textil- und Lederherstellung, oft nicht 
hinreichend ausgebildet. Demgegen-
über scheint der Waschmitteleinsatz in 
Privathaushalten hingegen bislang 
kaum Probleme bereitet zu haben. 
Folgenanalysen 
Insgesamt ergeben sich vor allem zwei 
Problemfelder, die in Zukunft intens i-
ver Untersuchung bedürfen: 
• Die Frage, welche Rolle chemische 
und biologische Katalysatoren für 
eine verträgliche und nachhaltige 
Wirtschafts- und Produktionsweise 
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spielen könnten, kann nicht pauschal 
beantwortet werden. Eine vertiefen-
de Bearbeitung müßte daher zu-
nächst in Form von Einzelfa.llanaly-
sen (Stoffstromanalysen, quantitative 
Ökobilanzen) erfolgen. Daran müß-
ten sich die Behandlung umfassende-
rer Fragestellungen anschließen, um 
die Katalysatoren- und Enzymtech-
nologie im Zusammenhang mit ge-
sellschaftlichen und ökonomischen 
Strukturen und in globaler Perspek-
tive diskutieren und einordnen zu 
können. 
Die Zunahme von Allergien stellt ein 
massives gesundheitliches Problem 
dar und sollte mit höchster Intensität 
untersucht werden. Dabei handelt es 
sich um ein hochkomplexes, natur-
wissenschaftlich-medizinisch in wei-
ten Bereichen kaum verstandenes 
Phänomen, das beim derzeitigen 
Wissensstand eine große methodi-




Monitoring: Nachwachsende Rohstoffe 
Verbrennung von Biomasse zur 
Wärme- und Stromgewinnung 
Angesichts· von Klimaveränderungen durch die Freisetzung von C02-Emis-
sionen aus fossilen Brennstoffen und deren möglichen Folgen besteht 
Konsens darüber, daß der wichtigste Vorteil einer Wärme- und Stromgewin-
nung aus Biomasse ihre Klimaverträglichkeit ist. Eine verstärkte energeti-
sche Nutzung von nachwachsenden Energiepflanzen und land- bzw. forst-
wirtschaftlichen Reststoffen anstelle von fossilen Energieträgern könnte 
einen nennenswerten Beitrag zur Verringerung der anthropogen freigesetz-
ten C02-Emissionen leisten. Das Verhältnis zwischen dem Subventionsbe-
darf und den erzielten C02-Entlastungen ist, gemessen an anderen erneu-
erbaren Energieträgern, relativ günstig. Mit dem ersten Sachstandsbericht 
zum Monitoring „Nachwachsende Rohstoffe" (TAB-Arbeitsbericht Nr. 41) 
über die Verbrennung von Biomasse zur Wärme- und Stromgewinnung lie-
fert das TAB einen aktuellen Überblick über die wichtigsten wissenschaft-
lich-technischen Entwicklungen in den vergangenen Jahren und den damit 
zusammenhängenden ökonomischen und ökologischen Chancen und 
Hemmnissen. 
Die Wärme- und Stromgewinnung aus 
Biomasse kann auf unterschiedlichen 
Wegen erfolgen. Zu den wichtigsten, 
energetisch nutzbaren organischen 
Rest- bzw. Abfallstoffen und Energie-
pflanzen gehören 
1. die gasförmigen Biobrennstoffe (z.B. 
Biogas aus Gülle-, Klärschlamm-
und Bioabfallvergärungsanlagen), 
2. die flüssigen Biobrennstoffe (z.B. 
Rapsöl oder Ethanol), 
3. das bei der Be- und Verarbeitung 
von Holz anfallende Industrierest-
holz, 
4. die land- und forstwirtschaftlichen 
Reststoffe (z.B. Stroh und Waldrest-
holz), 
5. die Rückstände aus der Landschafts-
pflege (z.B. Pflegeheu) und 
6. die gezielt angebauten Festbrenn-
stoff-Pflanzen (z.B. Miscanthus und 
schnellwachsende Baumarten). 
Der vorliegende Arbeitsbericht be-
schäftigt sich mit der energetischen 
Nutzung der unter 3. bis 6. genannten 
biogenen Festbrennstoffen, da d_eren 
Kosten-Nutzen-Verhältnis bezüglich 
der C02-Minderung deutlich günstiger 
ist als bei den flüssigen Energieträgern 
Rapsöl, Rapsölmethylester oder Etha-
nol. 
Biomasseenergie kann langfristig 
einen erheblichen Teil des Primär-
energieverbrauchs decken 
Der Anteil der Biomasseenergie in 
Deutschland liegt gegenwärtig unter 
1 %, bezogen auf den Primärenergiebe-
darf. Bei der energetisch genutzten Bio-
masse handelt es sich größtenteils um 
Holz (Brenn- und Industrierestholz), 
das in Kleinfeuerungsanlagen und in 
Feuerungsanlagen der holzbearbeiten-
den und -verarbeitenden Industrie ein-
gesetzt wird. Die energetische Verwer-
tung von Stroh und speziell angebauten 
Energiepflanzen beschränkt sich auf 
Versuchszwecke. Das mittelfristige Po-
tential an halmgutartigen und holzigen 
Reststoffen aus der Land- und Forst-
wirtschaft sowie der Holzindustrie und 
der Landschaftspflege liegt zwischen 
rd. 1,5% und 3,8%, gemessen am aktu-
ellen inländischen Primärenergiever-
brauch. 
Das Potential für den Energiepflan-
zenanbau in Deutschland liegt, wenn 
man den gesamten Umfang der Stille-
gungsfläche als verfügbare Anbaufläche 
betrachtet, bei 1,48 Mio. ha (Wirt-
schaftsjahr 1993/94 ). Der Anbau von 
halmgutartigen oder holzigen Energie-
pflanzen für Biobrennstoffanlagen 
spielt trotz der Unterstützung durch 
die Flächenstillegungsprämie gegenwär-
tig keine nennenswerte Rolle. Im ver-
gangenen Jahr wurden 0,36 Mio. ha der 
stillgelegten Flächen mit nachwachsen-
den Rohstoffen bepflanzt. Dabei han-
delte es sich überwiegend (70%) um 
Energieraps zur Treibstoffproduktion. 
Weniger als 0,2% der Fläche wurde für 
den Anbau von halmgutartigen Fest-
brennstoff-Pflanzen (v.a. Getreide-
Ganzpflanzen) genutzt. Schnellwach-
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sende Pappeln und Weiden wurden nur 
auf 44 ha angepflanzt, obwohl die soge-
nannten Schnellwuchsplantagen nicht 
dem Waldnutzungsgesetz unterliegen 
und weder eine Erstaufforstungs- noch 
eine Kahlschlagsgenehmigung erforder-
lich ist. 
Eine Ausdehnung der Erzeugung 
von Energiepflanzen auf landwirt-
schaftlich genutzten Flächen, die nicht 
zur Produktion von Nahrungs- und 
Futtermitteln benötigt werden, könnte 
nach Ansicht der Autoren langfristig 
(2030) zu einem Biomasseenergieanteil 
von rd. 6% bis 13% am Primärenergie-
verbrauch führen. Die Bedeutung des 
Potentials der Energiegewinnung aus 
biogenen Festbrennstoffen ist damit 
keinesfalls marginal. Vielmehr können 
die biogenen Festbrennstoffe, vergli-
chen mit anderen regenerativen Ener-
gieträgern, einen wesentlich bedeuten-
deren Beitrag zur Deckung des inländi-
schen Energiebedarfs leisten. Voraus-
setzung hierfür ist allerdings, daß die 
zwangsweise Flächenstillegung nicht 
aufgrund einer wachsenden Nachfrage 
nach Nahrungs- und Futtermitteln auf 
dem Weltmarkt weiter reduziert oder 
abgeschafft wird. 
Geringe Wirtschaftlichkeit der Wär-
me- und Stromgewinnung aus Bio-
masse 
Das größte Hindernis, das einem höhe-
ren Anteil biogener Festbrennstoffe an 
der Energieversorgung im Wege steht, 
ist die geringe Wirtschaftlichkeit der 
Wärme- und Sti·omgewinnung aus hol-
zigen und halmgutartigen Energiepflan-
zen. Unter den gegenwärtigen energie-
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
kann diese nur in besonders günstigen 
Fällen (z.B. beim Einsatz von Indu-
strierestholz) mit den preiswerten und 
einfach zu handhabenden fossilen Ener-
gieträgern konkurrieren. Der Investi-
tionsbedarf zur Errichtung der Anla-
gen, die mit biogenen Festbrennstoffen 
betrieben werden, ist im Vergleich zu 
heizöl- und erdgasbefeuerten Anlagen 
wesentlich größer. Im Vergleich zu 
Kohle sind die erforderlichen Investi-
tionen zwar nicht entscheidend höher, 
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die Kosten für Biobrennstoffe liegen je-
doch deutlich über den Preisen für Im-
portkohle oder Braunkohle. 
Die agrarpolitischen Rahmenbedin-
gungen haben, bedingt durch die EU-
Agrarreform und die Flächenstille-
gungsprämie, zu einer Kostensenkung 
bei den gezielt angebauten Energie-
pflanzen geführt. Wird der Stillegungs-
ausgleich nicht berücksichtigt, reduziert 
sich diese Kostensenkung auf erzeuger-
preis- und agrarstrukturbedingte Ratio-
nalisierungseffekte. Die deutlich näher 
an der Schwelle zur Wettbewerbsfähig-
keit befindlichen land- und forstwirt-
schaftlichen Reststoffe können von die-
sen Vorteilen jedoch nicht profitieren. 
Daraus folgt, daß sich die Bereitstel-
lungskosten für biogene Festbrennstof-
fe in absehbarer Zeit durch züchteri-
sche, anbau- oder erntetechnische Maß-
nahmen nicht soweit verringern lassen, 
daß die Wirtschaftlichkeit der Verbren-
nung von Biomasse zur Wärme- und 
Stromgewinnung entscheidend verbes-
sert werden könnte. Kostendegres-
sionseffekte im Anlagenbau sind erst 
dann zu erwarten, wenn eine größere 
Anzahl an Biomasseverbrennungsanla-
gen realisiert wird und Serienfertigun-
gen möglich sind. 
CO2-Minderungskosten 
Der wichtigste Umweltvorteil der ener-
getischen Nutzung von Biomasse an-
stelle von fossilen Energieträgern ist ihr 
Beitrag zur Verringerung der C02-
Emissionen. Die C02-Minderungsko-
sten (Verhältnis zwischen dem Subven-
tionsbedarf und den erzielten C02-
Entlastungen) durch eine energetische 
Nutzung von Biomasse sind im Ver-
gleich zur Stromerzeugung aus Wasser-
kraft sowie aus Windkraftwerken an 
besonders geeigneten Standorten etwas 
höher. Im Vergleich zur Energiegewin-
nung an weniger windbegünstigten 
Standorten (3-5 m/s) und bei solarther-
mischen und photovoltaischen Anlagen 
sind sie dagegen etwas niedriger. 
Die Anbauintensität und die damit 
verknüpften Umweltauswirkungen der 
Erzeugung von Energiepflanzen wer-
den von den agrar- und umweltpoliti-
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sehen Rahmenbedingungen bestimmt, 
die gleichermaßen für die Nahrungs-
und Futtermittel als auch für die Pro-
duktion von nachwachsenden Rohstof-
fen gelten. Schwerwiegende Umwelt-
nachteile durch einen gezielten Anbau 
von Energiepflanzen sind nicht zu er-
warten. Im Gegensatz zu den Nah-
rungs- und Futtermitteln ist das Pro-
duktionsziel bei den biogenen Fest-· 
brennstoffen kein hoher Eiweiß- und 
Ölgehalt, sondern ein hoher Anteil an 
Lignocellulose. Dafür geeignete Ener-
giepflanzen dürften deshalb mit einer 
geringeren Intensität angebaut werden 
als Nahrungs- und Futtermittelpflan-
zen. 
Verbrennungstechnisch und hin-
sichtlich der Emissionen sind feste 
Biobrennstoffe mit geringen Stickstoff-, 
Kalium- und Chloridgehalten vorteil-
haft. Ins Gewicht fallende Umweltbela-
stungen durch Schadstoffemissionen 
sind bei der Energieumwandlung in 
modernen, gut geführten Biobrenn-
stoffanlagen nicht zu erwarten. Das oft-
mals schlechte Emissionsverhalten der 
holzbefeuerten Einzelöfen konnte in 
den letzten Jahren deutlich verbessert 
werden. Die Schadstoffemissionen aus 
biomassebefeuerten Anlagen sind bei 
einigen Kleinfeuerungsanlagen und im 
Teillastbereich allerdings noch nicht be-
friedigend. Die Entwicklung neuer 
Technologien, die auch bei kleineren 
Anlagen eine effiziente und wirtschaft-
lich vertretbare Verringerung der 
Staub- und Schadstoffemissionen erlau-
ben, könnte dazu beitragen, die insbe-
sondere beim An- bzw. Abfahren der 
Feuerungsanlage und bei Teillast auftre-
tenden Umweltbelastungen durch z.B. 
Staub-, Kohlenmonoxid- oder Kohlen-
wasserstoffemissionen zu verringern. 
Biobrennstoff-Anlagen 
In Deutschland gibt es gegenwart1g 
über eine Million holzbefeuerter Klein-
feuerungsanlagen unter 15 kW Feue-
rungsleistung. Seit einigen Jahren ist ein 
langsam, aber stetig wachsendes Inter-
esse an Feuerungsanlagen für feste Bio-
masseenergieträger bei Privathaushal-
ten, kleineren Gewerbebetrieben, aber 
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auch bei industriellen und staatlichen 
Stellen erkennbar. Dies ist v.a. darauf 
zurückzuführen, daß die Biomasse zu-
sammen mit den anderen regenerativen 
Energieträgern eine wichtige Rolle in 
der Diskussion über eine ressourcen-
u.nd klimaschonende Energienutzung 
einnimmt und in den beiden vergange-
nen Jahrzehnten technische Fortschritte 
bei den Feuerungsanlagen erzielt wer-
den konnten. Hervorzuheben sind ins-
besondere die Fortschritte bei der Ver-
besserung der Wirkungsgrade von Bio-
masseverbrennungsanlagen, beim Brenn-
stoffaus brand und bei der Verringerung 
von Umweltbelastungen durch die Ver-
brennung von Biomasse unter Teillast-
bedingungen. Die für eine Stromerzeu-
gung über einen Dampfkreislauf wich-
tigen Dampfparameter konnten eben-
falls entscheidend verbessert werden. 
Die Nachfrage nach Einzelöfen hat 
einen Markt für biomassebetriebene 
Kleinfeuerungsanlagen geschaffen, der 
durch eine Vielzahl von mittelständi-
schen Betrieben bedient wird. Einer ak-
tuellen Erhebung zufolge gibt es rd. 140 
Unternehmen, die in Deutschland un-
terschiedlich gebaute und leistungsfähi-
ge Feuerungsgeräte oder Verbrennungs-
anlagen für feste Biomasse anbieten. 
Die Einzelfeuerstätten bilden mit 91 % 
aller Anlagenverkäufe die am häufigsten 
nachgefragten Feuerungsanlagen für 
Biomasse. Von den Feuerungsanlagen 
für biogene Festbrennstoffe sind 59% 
ausschließlich zur Holzverbrennung 
konstruiert. Die Mehrzahl der Herstel-
ler ist, zumindest was den Markt für 
Einzelfeuerstätten anbelangt, optimi-
stisch und rechnet mit Nachfragezu-
wächsen bei Einzelfeuerungen mit 15-
50 kW, aber auch bei größeren Lei-
stungsklassen mit 100-1.000 kW und 
darüber. Das große Interesse der Bevöl-
kerung an Biomassefeuerungen wird 
auch deutlich an der unerwartet starken 
Resonanz auf das Programm des Bun-
desministeriums für Wirtschaft zur 
Förderung von Anlagen zur Wärme-
und Stromerzeugung aus fester Biomas-
se ab einer installierten Feuerungswär-
meleistung von 15 kW bei Holzfeue-
rungsanlagen und 100 kW bei sonstigen 
Feuerungsanlagen. 
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Das größte Hemmnis für den Einsatz 
holzbefeuerter Anlagen über 1 MW ist 
die mangelnde Wirtschaftlichkeit ge-
genüber fossilen Energieträgern und 
der geringe Gesamtwirkungsgrad ins-
besondere bei Kraft-Wärme-Kopplung. 
Den Autoren zufolge wäre es empfeh-
lenswert, vorhandene Technologien zu 
verbessern bzw. neue Techniken zu ent-
wickeln, um den niedrigen Gesamtwir-
kungsgrad bei der energetischen Nut-
zung von Biomasse zu erhöhen. An-
satzpunkte hierfür sind die Optimie-
rung der Kraft-Wärme-Kopplung in 
HKW, die Nutzung der Niedertempe-
raturwärme aus der Rauchgaskonden-
sation und eine Verbesserung der Ver-
brennungsregelung bei verschiedenen 
Feuerungen. Bei Anlagen mit Leistun-
gen über 1 MW sieht die Absatz- und 
Konkurrenzsituation, vom inländischen 
Standpunkt aus gesehen, deutlich 
ungünstiger aus als bei den Kleinfeue-
rungsanlagen. Die Auswertung von ca. 
30 Machbarkeitsstudien zur Wärme-
und Stromgewinnung aus Biomasse in 
Anlagen mit einer Leistung von 1-40 
MW (einem geplanten Modellversuch 
der Fachagentur für Nachwachsende 
Rohstoffe) zeigte, daß in dieser 
Größenklasse die Anbieter aus Däne-
mark, Finnland, Österreich und Schwe-
den einen technologischen Wissensvor-
sprung haben. 
Ausbau der Wärme- und Stromer-
zeugung aus Biomasse unbefriedi-
gend 
Das gegenwärtig erreichte Niveau und 
die Ausbaugeschwindigkeit der Wär-
me- und Stromerzeugung aus Biomasse 
in Deutschland muß als unbefriedigend 
bezeichnet werden - und zwar 
• im Vergleich zum Biomasseeinsatz in 
anderen europäischen Ländern, wie 
z.B. Dänemark, Schweden, Finnland 
oder Österreich, 
gemessen an dem mittel- bis langfri-
stig erreichbaren Biomasseeinsatzpo-
tential und den möglichen Beiträgen 
zur C02-Minderung in Deutsch-
land, 
angesichts des relativ günstigen Ver-
hältnisses zwischen dem erforderli-
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chen Subventionsbedarf und der er-
zielten C02-Entlastung und • im Hinl;ilick auf den wachsenden 
Technologievorsprung einiger Nach-
barländer und die sinkenden Wettbe-
werbschancen der deutschen Indu-
strie bei der Vergabe inländischer 
Aufträge sowie auch beim Export 
von Biomasseverbrennungsanlagen. 
Der höhere Biomasseanteil am Primär-
energieverbrauch in Schweden, Finn-
land, Dänemark und Österreich ist u.a. 
auf die gesellschaftspolitische Bereit-
schaft zurückzuführen, regenerative in-
ländische Energieträger auch unter In-
kaufnahme finanzieller Nach teile ein-
zusetzen. In Schweden und Finnland 
handelt es sich bei den Biomasseener-
gieträgern größtenteils um Reststoffe, 
die bei der Holz-, Zellstoff- und Pa-
pierherstellung anfallen. In Österreich 
spielen die traditionellen Holzfeue-
rungsanlagen der Kleinwaldbesitzer ei-
ne wich~ige Rolle bei der energetischen 
Nutzung von Biomasse. Die wenigen 
größeren Biobrennstoff-Anlagen in 
Österreich verdanken ihre Existenz den 
niedrigen Brennstoffkosten für Rinde 
und den finanziellen Förderhilfen für 
dezentrale Biomasseheizwerke (z.B . 
durch das Fernwärmeförderungsge-
setz). In Dänemark wird die Energiege-
winnung aus Biomasse durch FuE-
Maßnahmen und Investitionsbeihilfen 
sowie die Einführung einer zeitlich und 
sektoral gestaffelten C02-/Energiesteu-
er gefördert. Niedrige Steuern für Indu-
strieunternehmen und Rückerstattun-
gen bei der Realisierung von Energie-
sparmaßnahmen sollen Nachteile im in-
ternationalen Wettbewerb und einen 
möglichen Verlust an Arbeitsplätzen 
verhindern. Außerdem hat die dänische 
Regierung die Stromerzeuger verpflich-
tet, ab 2000 jährlich 1,2 Mio. t Stroh 
und 200.000 t Holzhackschnitzel zur 
Stromerzeugung einzusetzen. Diese 
Maßnahme soll u.a . dazu beitragen, den 
C02-Ausstoß bis zum Jahr 2005 um 
20% zu reduzieren. 






Auf der EU-, Bundes- und Länderebe-
ne wurde in den vergangenen Jahren die 
Forschung, Entwicklung und Demon-
stration des Anbaus von Energiepflan-
zen (v.a. Miscanthus und schnellwach-
sende Gehölze) und der Energiegewin-
nung aus biogenen Festbrennstoffen 
durch verschiedene Projekte gefördert. 
Daneben sind gesetzgeberische Schritte 
unternommen worden, die die Win-
schaftlichkeit des Einsatzes von Bio-
masse zur Wärme- und Stromgewin-
nung verbessern sollen. Die finanzielle 
Förderung über die Flächenstillegungs-
prämie und die höhere Stromvergütung 
durch das Stromeinspeisungsgesetz ist 
nicht ausreichend, um eine deutliche 
Steigenmg des Biomasseenergieanteils 
am Primärenergieverbra14ch bewirken 
zu können. Auch Investitionsbeihilfen 
des Bundes und der Länder in Höhe 
von 30% bis 50% der förderfähigen 
Ausgaben verhelfen der Energiegewin-
nung aus Biomasse nur in Ausnahme-
fällen zu einer besseren Wettbewerbs-
fähigkeit gegenüber fossilen Energieträ-
gern. 
Die wesentlichen Gründe für den ge-
ringen Anteil der Biomasse an der Wär-
me- und Stromerzeugung sind neben 
den für die biogenen Festbrennstoffe 
ungünstigen energiewirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen., 
• die teilweise verbesserungsbedürftige 
Ausgestaltung bestehender Förde-
rungen und der insgesamt zu geringe 
Umfang an finanziellen Fördermaß-
nahmen, 
• die noch vorhandenen Lücken bei 
der Forschung, Entwicklung und 
Demonstration der energetischen 
Nutzung von Biomasse sowie 
die aufkommende Resignation bei 
verschiedenen Projektinitiativen und 
Anlagenherstellern. 
Die, gemessen am Einsatzpotential und 
an den technischen Einsatzmöglichkei-
ten, geringe Ausschöpfung der in 
Deutschland verfügbaren Biornasse-
energie zeigt, daß ein dringender politi-
scher Entscheidungs- und Handlungs-
bedarf besteht. Anhand der bislang er-
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griff enen, finanziellen und gesetzlichen 
Maßnahmen zur Förderung des Einsat-
zes von biogenen Energieträgern wird 
erkennbar, daß eine nennenswerte Ver-
änderung der beschriebenen Situation 
durch die Schaffung eines Marktanreiz-
prograrnms erreicht werden könnte, 
durch das mehr als nur einige wenige 
Pilot- oder Demonstrationsanlagen zur 
Wärme- und Stromgewinnung aus Bio-
masse realisierbar sind. Durch die 
Schaffung eines bundesweit und breit 
angelegten Biomasse-Förderprogramms 
könnten bis zum Jahr 2005 ca. 3.000 
MW bis 6.000 MW Brennstoffleistung 
zur Wärme- und Stromgewinnung aus 
biogenen Festbrennstoffen installiert 
werden. 
Die Finanzmittel für das in dem Be-
richt zur Diskussion gestellte Pro-
gramm zur Förderung der Energiege-
winnung aus Biomasse müßten bis 2005 
auf dreistellige Millionenbeträge pro 
Jahr anwachsen. Die Erfahrungen aus 
der bisherigen Förderung der Energie-
gewinnung aus biogenen Festbrenn-
stoffen haben gezeigt, daß Investitions-
beihilfen bis 50% allein bei größeren 
Anlagen nicht ausreichend sind. Es wä-
re deshalb angebracht, die finanzielle 
Förderung von der Größenklasse der 
Feuerungsanlagen abhängig zu machen. 
Für mittelgroße Anlagen mit Wärme-
Kraft-Kopplung, die in einer verläßlich 
meßbaren Weise in ein Wärmenetz ein-
speisen, wäre eine produktorientierte 
Förderung über eine Wärmeeinspei-
sungsbeihilfe, eine fortgeführte Strom-
einspeisungsvergi.itung und eine be-
grenzte Stromerzeugungsbeihilfe sowie 





Monitoring: Forschungs- und Technologiepolitik für eine nachhaltige Entwicklung 
Möglichkeiten einer Neuorientierung der 
Forschungspolit ik 
Eine dem Konzept der nachhaltigen zukunftsfähigen Entwicklung verpflich-
tete Wirtschafts- und Lebensweise bedarf technologischer und sozialer In-
novationen. Wissenschaft und Technik wird vielfach eine Schlüsselrolle für 
die Konkretisierung und Umsetzung dieses Konzeptes zuerkannt. Infolge-
dessen werden hohe Ansprüche an Forschung und technische Entwick-
lung gestellt - und damit auch an die Forschungs- und Technologiepolitik. 
Das TAB wurde im September 1995 von der Berichterstattergruppe für TA 
beauftragt, im Rahmen eines Monitoring zu untersuchen, welchen Beitrag 
die deutsche FuT-Politik zur Konkretisierung und Verwirklichung einer in-
novationsorientierten, nachhaltigen Entwicklung leisten kann und soll, wie 
ihre gegenwärtigen Ziele, Konzepte und Instrumente daraufhin zu bewerten 
sind und welche Anforderungen an die FuT-Politik daraus abzuleiten sind. 
Der Bericht zum Monitoring wird vom TAB demnächst vorgelegt. Über die 
Fortführung des Projektes wird in Kürze entschieden. Im folgenden werden 
einige Ergebnisse dieser Untersuchung präsentiert. 
Kriterien für eine an "Nachhaltig-
keit'' orientierte FuT-Politik 
Für eine Operationalisierung des Leit-
bildes "sustainable development" ist zu 
berücksichtigen, daß nachhaltige Ent-
wicklung kein auf ein klar definiertes 
Ziel gerichteter Prozeß ist, sondern 
neue wissenschaftliche Erkenntnisse, 
veränderte gesellschaftliche Bewertun-
gen und Rahmenbedingungen immer 
wieder in einen offenen Prozeß der 
Zielformulierung einschließen muß. 
Es ist davon auszugehen, daß eine 
am Konzept der Nachhaltigkeit ausge-
richtete FuT-Politik in der Regel nur 
dann ihren Ansprüchen gerecht werden 
kann, wenn sie zugleich mit innovati-
ven methodisch-konzeptionellen For-
schungsansätzen - etwa einer verstärk-
ten Förderung interdisziplinärer und 
problemorientierter . Untersuchungen 
oder einer systematischen Untersu-
chung und Einbeziehung der Hand-
lungsmöglichkeiten sozialer Akteure -
verknüpft ist. Entsprechend lassen sich 
folgende allgemeine Kriterien für eine 
an nachhaltiger Entwicklung ausgerich-
tete FuT-Politik formulieren: 
• Problemorientierte Interdisziplina-
rität 
Verbindung von grundlagen- und 





Verbindung von regionalen und glo-
balen Analyseebenen 
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Orientierung an gesellschaftlichen 
Bedürfnisfeldern 
Akteursorientierung 
Diese Kriterien bieten einen allgemei-
nen Orientierungsrahmen fü r die Ge-
staltung von Methoden, Konzepten 
und Institutionen einer "nachhaltigen 
Forschungspolitik" und können so die 
Umsetzung von inhaltlichen Zielen und 
eine prozeßorientierte Vorgehensweise 
im Rahmen einer "nachhaltigen" For-
schung und Technikentwicklung för-
dern. Gleichzeitig ermöglichen sie eine 
Bewertung, ob und wieweit sich die ge-
genwärtige FuT-Politik thematisch und 
methodisch-konzeptionell an nachhalti-
ger Entwicklung orientiert. 
Ziele und Leitbilder der FuT-Politik 
des BMBF 
Als wichtigste übergreifende Zielorien-
tierung der Forschungs- und Technolo-
giepolitik des BMBF ist die Förderung 
von wissenschaftlich-technischen Inno-
vationen zur Sicherung der wirtschaftli-
chen und technologischen Wettbe-
werbsfähigkeit anzusehen. Damit ist 
auch eine Akzentverschiebung von der 
reinen Grundlagenforschung hin zur 
"anwendungsorientierten Grundlagen-
forschung" und zur "produktorientier-
ten Anwendungsforschung" verbun-
den. Besonderes Gewicht wird dabei 
darauf gelegt, wissenschaftliche For-
schungsergebnisse und technische Ent-
wicklungen schneller als bisher in 
markt- und wettbewerbsfähige Produk-
te umzusetzen und Innovationshemm-
nisse zu beseitigen. Weiterhin spielt die 
Orientierung an gesellschaftlichen Pro-
blemlagen und -bereichen (vor allem 
Umwelt, Gesundheit, Verkehr) eine 
wichtige Rolle für die Prioritätenset-
zung der Forschungspolitik. 
Diesen Zielsetzungen, vor allem aber 
der strategischen und konzeptionellen 
Ausrichtung an der Innovationsförde-
rung und der Verbesserung der Innova-
tionsfähigkeit, entsprechen auch die 
wichtigsten neu initiierten forschungs-
politischen Institutionen, Verfahren 
und Instrumente. Als ein neues Instru-
ment der Förderpolitik ist die Ein-
führung von Leitprojekten vorgesehen, 
mit dem Ziel, "anspruchsvolle Aufga-
benstellungen mit einer konkreten An-
wendungsperspektive zu bündeln und 
verschiedene Disziplinen und Anwen-
dungen zusammenzuführen" (Bundes-
forschungsbericht 1996). 
Nachhaltige Entwicklung stellt bis-
her noch keine übergreifende Zielorien-
tierung der FuT-Politik der Bundesre-
gierung dar, fungiert aber als ein in sei-
ner Reichweite begrenztes Leitbild in 
den Bereichen Umwelt- und Energie-
forschung und ihren jeweils angrenzen-
den Feldern. 
Strukturen der Forschungsland-
schaft im Hinblick auf nachhaltige 
Entwicklung 
Die Aufnahme neuer Themen ebenso 
wie die Integration der neuen Bundes-
länder in die etablierte Forschungsland-
schaft der BRD hat zwar zu neuen Ak-
zente~1 geführt, aber nicht zu grundle-
genden Innovationen in der Struktur 
der Forschungslandschaft. Ansatz-
punkte für eine dem Konzept der 
Nachhaltigkeit verpflichtete FuT-Poli-
tik bieten die "Leitprojekte", die Ori-
entierungsfunktion auch für die nicht 
staatlich geförderte Forschung haben 
können. Im Bereich der Hochschulfor-
schung ist zur Zeit ein Sonderfor-
schungsbereich zu Ökobilanzen und 
Stoffstrommanagement in Vorberei-
tung. Insgesamt mangelt es den Sonder-
forschungsbereichen aber an einer für 
die Orientierung auf Nachhaltigkeit hin 
wichtige Integration von natur- und so-




Forschungsziele und Inhalte, För-
derstrategien und Instrumente im 
internationalen Vergleich 
Eine durch das TAB initiierte Untersu-
chung der Frage, wie bisher der Gedan-
ke der "nachhaltigen Entwicklung" sich 
international in der Forschungspolitik 
niederschlägt, ergab, daß in allen be- . 
trachteten Länder (USA, Japan, Nie-
derlande, Schweden) der .Begriff "sus-
tainable development" keinesfalls im-
mer mit einer tatsächlichen Verände-
rung der Politik einhergeht bzw. daß 
die Politik den Ansatz in seiner vollen 
Breite kaum ausschöpft. Als Effekt der 
intensiven Diskuss.ion um "sustainable 
development" in der Folge der Rio-
Konferenz kann in den untersuchten 
Länderen lediglich eine Intensivierung 
der schon vorher verfolgten for-
schungs- und technologiepolitischen 
Linien beobachtet werden, so vor allem 
in den Bereichen Entwicklung "um-
weltschonender" Energieformen und 
Erhöhung der Energieeffizienz sowie 
bei der Entwicklung von additiven, sa-
nierenden und integrierten Umwelt-
techniken. 
In keinem der untersuchten Länder 
läßt sich eine Definition von Nachhal-
tigkeits-Zielen als Kriterium für die 
Förderung von FuE-Vorhaben in den 
offiziellen Dokumenten finden . Ledig-
lich in den Niederlanden und Schweden 
werden quantitative Reduktionsziele 
mit einem verbindlichen Zeitrahmen . 
festgelegt, die zumindest in den Nieder-
landen aus einer Konkretisierung des 
Leitbildes "Sustainable development" 
abgeleitet sind. 
Die Ökosystemforschung ist in allen 
Ländern ausgesprochen gut etabliert, 
alle Länder blicken auf eine mittlerwei-
le 20jährige Geschichte der Entwick-
lung technischer Lösungen zur Vermei-
dung, Verminderung oder/und Sanie-
rung von Umweltbelastungen als Kern-
bereich der FuT-Politik. Intensiviert 
bzw. erstmalig aufgenommen wurden 
Anfang der 90er Jahre Entwicklungen 
zur integrierten Umwelttechnik. 
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Die Schließung von Stoffkreisläufen als 
Mittel zur Erhöhung der Ressourcen-
effizienz und damit als Beitrag zur nach-
haltigen Entwicklung gehört in allen be-
trachteten Ländern zur forschungs- _und 
technologiepolitischen Agenda. In den 
Niederlanden und Schweden erscheinen 
die diesbezüglichen politischen Aussagen 
am verbindlichsten. 
Deutlich werden Unterschiede zwi-
schen den Ländern, wenn die Erfor-
schung der sozialen, ökonomischen 
und politischen Bedingungen, die Um-
weltprobleme verursachen sowie deren 
Lösungen beeinflussen, und die gesell-
schaftlichen Rahmenbedingungen für 
einen Übergang zu einer nachhaltigen 
Lebens- und Wirtschaftsweise betrach-
tet werden. Hier nehmen die Nieder-
lande mit ihrem Ansatz der Bedürfnis-
feldanalysen im Rahmen des Pro-
gramms Sustainable Technology Deve-
lopment (STD) eine Sonderstellung ein. 
Dieses Programm kann im Zusammen-
hang mit dem nationalen Umweltpoli-
tikplan (NEPP) als besonders innovativ 
im Hinblick auf die Weiterentwicklung 
der Forschnungspolitik für eine nach-
haltige Entwicklung gelten. Hier spie-
geln sich insbesondere die Anforderun-
gen wieder, die von der Enquete-Kom-
mission "Schutz des Menschen und der 
Umwelt" für eine Ausrichtung der 
FuT-Politik am Konzept der Nachhal-
tigkeit aufgestellt wurden: Bedürfniso-
rientierung, Prozeßorientierung und 
lnterdisziplinarität. 
Anforderungen an eine an nachhal-
tiger Entwicklung orientierte FuT-
Politik 
Politischer Handlungsbedarf für eine 
nachhaltige Forschungspolitik läßt sich 
auf vier Ebenen formulieren: 
Bei den Instrumenten der For-
schungsförderung bedarf eine an Nach-
haltigkeit orientierte Forschungspolitik 
eines konsequenten Ausbaus der pro-
blemorientierten, interdisziplinären Ver-
btmdforschung. Dabei erscheint es un-
abdingbar, daß natur-, ingenieur-, wirt-
schafts- und sozialwissenschaftliche 
Disziplinen schon in der Phase der Pro-
blemdefinition gleichberechtigt koope-
rieren. Einen Ansatzpunkt bieten dies-
bezüglich die im Bereich der Umwelt-
forschung entwickelten Verbundpro-
jekte, die mit konkreten räumlichen Be-
zügen und unter Einbeziehung der für 
eine Umsetzung von Ergebnissen rele-
vanten Akteure arbeiten. Auch eine 
problemorientierte Ausrichtung der 
Leitprojekte könnte einer Orientierung 
von FuE auf Nachhaltigkeit hin förder-
lich sein. 
Die Programme der Forschungsför-
derung sollten mittelfristig stärker nach 
Bedürfnis- und Bedarfsfeldern geglie-
dert werden. Unabhängig davon wäre 
überlegenswert, die bereits jetzt an 
nachhaltiger Entwicklung ausgerichte-
ten Förderschwerpunkte zu stärken 
und zu einem eigenen Programm 
"Nachhaltige Entwicklung" zu bün-
deln. In diesen Programmen wären 
auch die bisher vernachlässigten ge-
schlechtsspezifischen Aspekte nachhal-
tiger Entwicklung zu thematisieren. 
Nachhaltige Entwicklung eröffnet 
neue langfristige Zeithorizonte für For-
schung und Technologieentwicklung und 
erfordert daher die Entwicklung und den 
Einsatz innovativer zuk1mftsorientierter 
Ve1fahren der FuT-Politik. Im Sinne ei-
ner "zeitnahen" Evaluation von For-
schungsprogrammen zur flexibleren An-
passung der Forschung an neue wissen-
schaftliche Erkenntnisse oder veränderte 
gesellschaftliche Problemlagen gilt es, 
neue Formen der gesellschaftlichen Be-
wertung und Gestaltung von Technolo-
gien zu entwickeln bzw. vorhandene An-
sätze zu stärken und auszubauen. 
Die Forschungslandschaft in der Bun-
desrepublik ist strukturell bisher noch 
ungenügend auf die Ziele und methodi-
schen Zugänge zu einer nachhaltigen 
Entwicklung ausgerichtet. Neugrün-
dungen von Forschungseinrichtungen 
sollten so angelegt werden, daß sie flexi-
bel agieren können und damit selbst 
"zukunftsoffen" bleiben. Darüber hin-
aus erfordert nachhaltige Entwicklung 
die reflektierte und methodisch kontrol-
lierte Vermittlung von Wissen und Pro-
blemwahrnehmungen zwischen den Be-
reichen Wissenschaft, Wirtschaft, Poli-
tik und Gesellschaft. 
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TAB --------------------------------------- Monitoring 
TA-Monitoring: Medizintechnik 
Mängel diagnostiziert - Therapie erforderlich 
Von der Öffentlichkeit mit besonderem Interesse beobachtet, mit großen 
Hoffnungen verknüpft, zunehmend mit Mißtrauen konfrontiert: Technikan-
wendungen in der Medizin sind von höchster individueller wie gesamtge-
sellschaftlicher Relevanz. Der biomedizinische Fortschritt und eine zuneh-
mende Technisierung des Gesundheitswesens werfen ethische, ökonomi-
sche und juristische Probleme auf, die von seiten der Politik aufgenommen 
und bearbeitet werden müssen; eigentlich also ein ideales Objekt für Tech-
nikfolgen-Abschätzung, das umfangreiche Aktivitäten erwarten läßt. 
Zur Überprüfung dieser Vermutung hat 
das TAB im Herbst 1994 die For-
schungsgruppe JANUS des Zentrums 
Technologietransfer Bad Oeynhausen 
GmbH (ZTB) beauftragt, eine Studie 
zum "Stand der Technikfolgen-Ab-
schätzung im Bereich der Medizintech-
nik" zu erstellen. Diese sollte zum einen 
einen Überblick über die internationa-
len TA-Aktivitäten seit 1980 geben und 
zum anderen einen ausgewählten Be-
reich, die Transplantationsmedizin, hin-
sichtlich der Hintergründe, der Ziele 
und Adressaten, der Konzeption und 
der Methodik der hierzu vorfindbaren 
TA-Projekte vertiefend behandeln. Der 
TAB-Arbeitsbericht Nr. 39 stellt eine 
auswertende Zusammenfassung der Stu-
die dar und enthält eine Beurteilung der 
einschlägigen TA-Aktivitäten, insbeson-
dere in Deutschland. Diese Einschät-
zung sowie Überlegungen zu möglichen 
(fördernden) Maßnahmen sind auf-
grund der noch nicht ausreichenden 
empirischen Basis als Thesen und 
Denkanstöße zur Verbesserung der 
Qualität der TA-Aktivitäten im Bereich 
Medizintechnik zu verstehen. 
TA-Aktivitäten zur Medizintechnik 
(1980 - 1995) im Überblick 
Eine Bestandsaufnahme der internatio-
nalen Literatur sowie Anfragen bei ein-
schlägigen Institutionen erbrachten 815 
Studien bzw. Projekte zur Technikfol-
gen-Abschätzung im Bereich der Medi-
zintechnik für den Zeitraum von 1980 
bis 1995. Zugrundegelegt wurde eine 
weit verbreitete Definition des Begriffs 
"Medizintechnik", auf deren Grundlage 
die Einzeltechnologien sieben Feldern 
zugeordnet wurden: Technologien zu 
Diagnose, Heilung und Prävention, für 
"Krankheitsmanagement", "critical care 
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und survival", "Systemmanagement" 
und "Übergreifende Themen". 
Die erfaßten TA-Studien/Projekte 
wurden hinsichtlich der Parameter 
"Länder- bzw. Regionenverteilung", 
"Zeitlicher Verlauf und Entwicklung 
der TA-Aktivitäten", "behandelte The-
men" (Identifikation der Schwerpunkte 
der internationalen TA) und "unter-
suchte Folgedimensionen" quantitativ 
ausgewertet. 
Im Vergleich der Kontinente/Regio-
nen sind in Europa die TA-Aktivitäten 
rein zahlenmäßig am stärksten ausge-
prägt. Die Datenbanken weisen beson-
ders zahlreiche Studien für solche Län-
der auf, in denen es spezielle Institutio-
nen gibt, an denen an medizintechni-
schen Fragestellungen kontinuierlich 
und mit relativ großem personellen und 
finanziellen Aufwand gearbeitet wird 
(USA, Kanada, Australien, Frankreich, 
Niederlande). Das Fehlen einer solchen 
Institution in Deutschland spiegelt sich 
in der verhältnismäßig geringen Anzahl 
nachgewiesener deutscher TA-Studien 
wider. 
Im zeitlichen Verlauf setzte die Ent-
wicklung zuerst in den USA ein. Gegen 
Mitte der 80er Jahre scheint das Interes-
se an medizintechnischer TA-Analyse 
sprunghaft zugenommen zu haben, so 
daß gegen Ende der 80er Jahre Europa 
mit Nordamerika "gleichzieht" und" es 
danach recht rasch "überholt". 
Themenschwerpunkte und Folgedi-
mensionen 
Die Zuordnung der TA-Studien zu den 
sieben Technikfeldern ergab, daß sich 
die meisten der Studien mit Technolo-
gien zur Heilung (knapp die Hälfte) 
oder zur Diagnose (knapp ein Drittel), 
den beiden zentralen Vorgängen/ Aufga-
Zahl der erfaßten TA-Studien/Pro-
























ben in der Medizin, befassen. Es folgen 
Arbeiten zu "Krankheitsmanagement" 
und "Übergreifende Themen und Son-
stiges" (je zehn Prozent) sowie zum 
"Systemmanagement" (fünf Prozent). 
Nur wenige Studien befassen sich mit 
den Themen "Prävention" bzw. "critical 
care" und "survival". 
Die thematischen Schwerpunkte, 
d .h. diejenigen zehn (Einzel-)Themen, 
die am häufigsten in den vergangenen 





sie, Radiotherapie, Oxygentherapie, 
IuK-Systeme. Gemessen an der Inten-
sität der öffentlichen Aufmerksamkeit 
beschäftigen sich wenige Studien mit 
Fragen der Reproduktionsmedizin, mit 
minimal invasiver Chirurgie, lntensiv-
medizin und neuromedizinischen The-
men. 
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so etwa strukturelle Charakteristika des 
Gesundheitswesens und deren Einfluß 
auf das Transplantationssystem. 
TAB 
Die TA-Landschaft 
Auf der Grundlage der erhobenen Da-
ten war es nicht möglich, das Thema 
analytisch erschöpfend zu bearbeiten. 
Die zusammenfassende Beurteilung der 
Ergebnisse erfolgte daher nicht in Form 
eines abschließenden Urteils. Es wurden 
reflektierte Thesen formuliert, die zu 
Diskussion und Ergänzung herausfor-
dern sollen. Dabei wurde folgenden 
Fragen - mit einem besonderen Blick 
auf Deutschland - nachgegangen: 
• Erfassen die TA-Aktivitäten die 
wichtigen/wichtigsten Techniken 
bzw. die hierfür relevanten gesell-
schaftlichen Entwicklungen oder 
sind wesentliche Lücken vorhanden? 
Genügen die TA-Studien hinsichtlich 
ihres Konzeptes und ihrer Fragestel-
lung den Kriterien, die eine TA aner-
kanntermaßen erfüllen sollte, wie 
z.B. Vollständigkeit und ex-ante-Ori-
entierung? 
• Sind die Rahmenbedingungen für TA 
zur Medizintechnik ausreichend an-
gesichts der ökonomischen und ge-
sellschaftlichen Bedeutung der Medi-
zintechnik und der Notwendigkeit, 
Die Auswertung unter dem Gesichts-
punkt der vorrangig untersuchten Fol-
gedimensionen zeigt, daß technik- und 
ökonomiezentrierte Folgedimensionen 
(Fragen der medizinischen Wirksam-
keit, ökonomische und Sicherheits-
aspekte, Technikdiffusion und -distribu-
tion, Forschungsaspekte) deutlich do-
minieren. Die Bearbeitung psychosozia-
ler und ethischer Technikaspekte hinge-
gen ist relativ schwach ausgeprägt. 
Ebenso spielen organisatorische, rechtli-
che und politische Fragen, die normati-
ve Elemente einschließen und sich 
quantifizierenden Betrachtungsweisen 
entziehen, eine eher untergeordnete 
Rolle. 
Abb. 2: Zuordnung der identifizierten TA-Studien/Projekte zu Technikfeldern 
Dieser Befund wurde durch eine ex-
emplarische inhaltliche Auswertung von 
TA-Studien zur Transplantationsmedi-
zin bestätigt. Ein Charakteristikum der 
erfaßten Studien ist die Einseitigkeit ih-
res Fokus' und die Selektivität ihrer 
Fragestellung: Medizinische und be-
triebswirtschaftliche Kosten-Nutzen-
Betrachtungen stehen im Vordergrund, 
es fehlen u.a. jene Dimensionen, die sich 
auf den gesellschaftlichen Kontext der 
jeweils untersuchten Therapie beziehen, 









deren Potentiale kritisch abzuschät-
zen und zu bewerten? 
Befund: Thematische Lücken 
Es gibt eine Reihe von in ihren Auswir-
kungen vermutlich folgenreichen Tech-
nologieanwendungen bzw. auf be-
stimmte Krankheitstypen bezogene 
Trends, die noch nicht intensiv bearbei-
tet werden. Dazu gehören vor allem 
die medizinischen Laseranwendun-
gen, die als (nicht nur medizinische) 
Querschnittstechnologien in der 
Bundesrepublik Deutschland mit ho-
her Priorität öffentlich gefördert 
werden, 
die home-care-Technologien, deren 
Potential angesichts der demographi-
schen Entwicklung einerseits sowie 
der Notwendigkeit zur Kostenein-
sparung im Gesundheitswesen ande-
rerseits noch zu wenig ausgeleuchtet 
ist, 
die Nano-Technologie, ebenfalls eine 
typische Querschnittstechnologie, 
die eine Vielfalt möglicher Anwen-
dungen, nicht nur bei der Verfeine-
rung der minimal invasiven Chirur-
gie z.B. durch Mikromaschinen, son-
dern auch auf dem Gebiet der Neu-
rotechnologie, der Biosensorik oder 
im Hinblick auf die Entwicklung 
künstlicher Organe (Implantate, Sti-
mulatoren) erwarten läßt, 
der Bereich der Neuromedizin, der 
allerdings auch international noch so 
etwas wie ein weißer Fleck auf der 
TA-Landkarte ist, obwohl die Neu-
robiologie weltweit massiv gefördert 
wird und bereits jetzt vielerorts 
klä;ungsbedürftige Fragen aufgewor-
fen werden, 
die Transplantationstechniken, die 
trotz ihrer komplexen ethischen und 
kulturellen Dimensionen bislang nur 
sehr einseitig medizinisch-technizi-
stisch behandelt wurden, und das, 
obwohl Schätzungen der UNESCO 
zufolge im Jahr 2000 jeder zweite 
chirurgische Eingriff eine Verpflan-
zung von Organen oder Geweben 
sein wird. Im Bereich von Hirnteil-
und Xenotransplantation • (Übertra-
gung tierischer Organe) werden Me-
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Abb. 3: Klassifikation der TA-Studien nach 
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dizin und Gesellschaft wahrschein-
lich mit Fragen konfrontiert sein, für 
die Antworten noch nicht erkennbar 
sind. 
Hinsichtlich der aus übergreifenden 
Entwicklungen resultierenden Trends 
entstand der Eindruck, daß insbesonde-
re zwei Entwicklungen noch wenig ana-
lysiert worden sind: zum einen demo-
graphische Entwicklungen und daraus 
resultierende neue Erfordernisse in der 
Medizin, zum anderen die wachsende 
Bedeutung der Umweltbelastungen für 
die Gesundheit der Bevölkerung. (Die-
sem Thema widmet sich zur Zeit das 
TAB-Projekt Umwelt und Gesundheit.) 
Unter den "strukturellen Trends" im 
Gesundheitswesen repräsentieren Com-
puterisierung und Informatisierung ei-
nen besonders schnell und heterogen 
sich entwickelnden Bereich, der einer 
konstanteren Beobachtung als bislang 
und in Abständen zu überprüfender 
Einschätzungen und Bewertungen be-
darf, daneben erhalten präventive An-
sätze eine wachsende, aber schwer ein-
zuschätzende Bedeutung im Gesund-
heitssystem. 
Typisierung 
Konzeptionelle Defizite und unzu-
reichende Rahmenbedingungen 
Außer dem Befund der Dominanz der 
ex-post-orientierten, eher der Evalua-
tion dienenden Studien mit technizisti-
schem oder ökonomischem bias wird 
deutlich, daß bestimmte Ansprüche an 
TA, wie Partizipationsorientierung und 
das Ziel, auch Beiträge zu einer aufge-
klärten öffentlichen Diskussion zu lie-
fern, noch wenig aufgegriffen sind. 
Grundsätzlich fehlt - und dies gilt auch 
international - eine umfassende und 
übergreifende Abschätzung und Bewer-
tung einer zukünftigen Medizin am Be-
ginn des 21. Jahrhunderts. 
Nicht vorhanden ist eine zentrale 
Stelle mit Koordinations- und Kommu-
nikationsfunktion für in Deutschland 
betriebene Assessment-Aktivitäten. Es 
mangelt daher an Übersicht, an Koordi-
nation von Aktivitäten, und es fehlt ein 
Repräsentant für TA, der diese im Aus-
land und in internationalen Einrichtun-
gen und Gremien vertritt. Auch gibt es 
offenkundig erhebliche Schwierigkeiten, 
die für die Analyse von Wechselwirkun-
gen zwischen Medizintechnik und Ge-
sellschaft relevanten Daten zu erheben. 
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Für künftige TA-Aktivitäten von 
grundlegender Bedeutung dürfte daher 
das Projekt "Gesundheitsberichterstat-
tung" werden, das unter Leitung des 
Statistischen Bundesamtes 1997 umfas-
sende und aussagekräftige Daten zur 
Verfügung stellen soll. 
Schließlich gibt es in Deutschland 
keine Gemeinschaft von TA-Analyti-
kern, die miteinander kooperieren und 
kommunizieren. Eine solche "commu-
nity" wäre für die Weiterentwicklung 
von Konzepten und Methoden von TA, 
für die Zusammenführung von Ergeb-
nissen und für den Status von TA zur 
Medizintechnik in Politik und Öffent-
lichkeit von erheblicher Bedeutung. 
Thesen zur Therapie 
Schritte zur Verbesserung der Situation 
könnten darin bestehen, 
die institutionellen und finanziellen 
Rahmenbedingungen für TA zur Me-
dizintechnik und die Kommunika-
tion zwischen Vertreten der "TA-
Szene" zu verbessern, 
das spezifische Aufgabenfeld für TA 
im Zusammenhang mit dem beste-
henden Bedarf näher zu beschreiben 
und entsprechendes Bewußtsein bei 
den Beteiligten zµ wecken sowie 
die Leistungsfähigkeit der deutschen 
TA-Szene im Bereich der Medizin-
technik durch die Durchführung ei-
nes Spektrums exemplarischer TA-
Untersuchungen zu demonstrieren. 
Der Deutsche Bundestag könnte in die-
sen drei Bereichen Initiativen ergreifen 
und beispielsweise bei der Exekutive 
entsprechende Maßnahmen anregen. 
Wenn es richtig ist, daß - wie der Sach-
verständigenrat für die Konzertierte 
Aktion im Gesundheitswesen 1995 aus-
geführt hat - zur "Förderung des medi-
zinischen Fortschritts eine rechtzeitige 
Technologiebewertung neuer und be-
reits eingesetzter Methoden und Verfah-
ren notwendig" ist, dann wären die be-
scheidenen Mittel für neue Impulse bei 
der Technikfolgen-Abschätzung zur 
Medizintechnik gut angelegt. 
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Forum für Wissenschaft und Technik 
In dem Maße, in dem sich die wissenschaftlich-technische Entwicklung be-
schleunigt, intensiviert sich die öffentliche Diskussion über die positiven 
wie negativen Effekte von Wissenschaft und Technik für Umwelt und Ge-
sellschaft. In der Einschätzung der Chancen und Risiken neuer Technolo-
gien weichen die Ansichten von Experten und Laien oft erheblich vonein-
ander ab. Die Suche nach gesellschaftlichem Konsens in Fragen der Tech-
nikbewertung wird daher vor allem eine Suche nach neuen Verständi-
gungsmöglichkeiten zwischen wissenschaftlich-technischen Experten, Po-
litik und Öffentlichkeit sein. Von dieser Einsicht getragen sind in den letz-
ten Jahren von seiten des (ehemaligen) BMFT Überlegungen angestellt 
worden, in Deutschland ein "Science Center" nach amerikanischem Vorbild 
aufzubauen. An diese Überlegungen knüpfen die Bemühungen eines in 
Göttingen gegründeten Fördervereins "Forum für Wissenschaft und Tech-
nik" an, der die Errichtung eines Science Centers als deutsches Zentrum 
der öffentlichen Diskussion um Wissenschaft und Technik plant. Diese 
Initiativen hat der Deutsche Bundestag aufgegriffen und das TAB, nach Be-
fürwortung der ersten konzeptionellen Überlegungen durch den Ausschuß 
für Bildung, Wissenschaft, Forschung, Technologie und Technikfolgenab-
schätzung, mit der Durchführung einer Machbarkeitsstudie beauftragt. Die 
im September dem Ausschuß vorgelegte Studie (TAB-Arbeitsbericht Nr. 44) 
umfaßt zum einen die Entwicklung eines inhaltlichen und organisatori-
schen Konzeptes für das geplante "Forum ". Außerdem wurde geprüft, ob 
die durch die Arbeiten des Fördervereins und der mittlerweile gegründeten 
Gesellschaft "Forum für Wissenschaft und Technik" in Göttingen vorberei-
teten baulichen und organisatorischen Gegebenheiten zur Realisierung 
des Konzeptes geeignet sind. · 
Ausstellungen, Diskussionen, For-
schung - "Philosophie" und Aufga-
ben des Forums 
Das vom TAB entwickelte Konzept 
sieht für das geplante Forum drei Ele-
mente - Ausstellungen, Tagungen und 
wissenschaftliche Einheit - vor, die ins-
gesamt die bundesweite Bedeutung des 
Forums sicherstellen könnten. Darüber 
hinaus lassen sich die Überlegungen des 
TAB von der Einsicht leiten, daß sich 
sowohl die Beförderung der gesell-
schaftlichen Diskussion als auch die 
bundesweite Bedeutung nur durch eine 
Konzeption werden realisieren lassen, 
die an den öffentlichen - teils kontro-
versen - Diskussionen um Wissenschaft 
und Technik ansetzt und diese offensiv 
aufgreift. Damit setzen sich die Aufga-
ben des Forums deutlich sowohl von 
den gängigen Aufgaben klassischer Wis-
senschafts- und Technikmuseen als auch 
von dem zur Zeit an verschiedenen Stel-
len in der Bundesrepublik aufgegriffe-
nen Konzept der Science Center ab. 
Nach den Vorstellungen des TAB 
sollte sich das Forum für Wissenschaft 
und Technik als Ort verstehen, an dem 
die verschiedenen, oft gegensätzlichen, 
Sichtweisen auf Wissenschaft und Tech-
nik zur Sprache kommen und Gelegen-
heit zum Austausch haben. An der 
Schnittstelle von Wissenschaft und Öf-
fentlichkeit kommt dabei der Ermögli-
chung der Kommunikation zwischen 
Experten und Laien besondere Bedeu-
tung zu. Um diesen Aufgaben gerecht 
zu werden, sind Aktivitäten des Forums 
in drei Bereichen erforderlich: 
Es bedarf zum einen eines sich an ein 
breites Publikum richtenden Ausstel-
lungsbereiches, der Wissenschaft 
nicht als solche, sondern in ihren ge-
sellschaftlichen Bezügen und als Ge-
genstand unterschiedlicher gesell-
schaftlicher Bewertungen zeigt. 
Es bedarf umfangreicher, bundesweit 
"sichtbarer" und für alle Interessen-
ten - insbesondere auch für Laien -
offener Tagungs- und Diskussionsan-
gebote, die von den Themen und den 














Und es bedarf schließlich des Auf-
baus eigener wissenschaftlicher Kom-
petenz zum Thema "Wissen-
schaft/Technik und Öffentlichkeit", 
die das Forum als Zentrum auch der 
wissenschaftlichen Reflexion über 
Ursachen, Strukturen sowie Mög-
lichkeiten der Gestaltung öffentli-
cher Auseinandersetzungen über 
Wissenschaft und Technik auszuwei-
sen in der Lage ist. 
Das Forum kann sich durch diese drei 
Tätigkeitsbereiche als wissenschaftlich 
kompetente, dem Diskurs verpflichtete, 
für alle gesellschaftlichen Gruppen und 
Positionen offene Institution präsentie-
ren. Nach einer ersten planerischen Prü-
fung und einer ersten Skizze zum Aus-
bau einer für die Ausstellungen vorgese-
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henen ehemaligen "Lokhalle" scheinen 
die in Göttingen (in Gestalt des dort in 
Entwicklung befindlichen "Otto-Hahn-
Zentrums") vorhandenen baulichen Ge-
gebenheiten für die Realisierung des 
vorgeschlagenen Gesamtkonzeptes ge-
eignet zu sein. 
Ausstellungen - "Science in Con-
text" 
Die Ausstellungen im "Forum für Wis-
senschaft und Technik" sollen, entspre-
chend der Aufgabenstellung als bundes-
weites Diskussionsforum über Wissen-
schaft und Technik, unter dem Motto 
"Science in Context" stehen. Wissen-
schaft und Technik sollen nicht als sol-
che thematisiert, sondern in ihren politi-
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sehen, ökonomischen und sozialen Be-
zügen und Bedeutungen transparent ge-
macht werden. 
Die Erarbeitung eines konkreten 
Ausstellungskonzeptes erfordert eine 
langfristige und intensive Zusammenar-
beit von Wissenschaftlern und Ausstel-
lungsexperten. Alleine für die Konzipie-
rung einer größeren Ausstellung bis hin 
zu konkreten Anweisungen für deren 
gestalterische Umsetzung, dem soge-
nannten "Drehbuch", setzen Ausstel-
lungsexperten einen Zeitraum von 2-3 
Jahren an. Das TAB hat daher für drei 
der für das Forum vorgesehenen Aus-
stellungsthemen Kernausstellung: 
"Science in Context", Multimedia, 
Hirnforschung - lediglich eine Stoff-
sammlung mit Gestaltungshinweisen 
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vorgelegt, die als Grundlage für ein 
noch zu entwickelndes Ausstellungs-
konzept dienen können. Für das Thema 
"Analyse des menschlichen Genoms" 
wurde exemplarisch ein Vorschlag zur 
konkreten Umsetzung erarbeitet. 
Das TAB schlägt vor, daß sich die 
Ausstellungen des geplanten Forums 
von dem an Science Centern verfolgten 
Konzept der sogenannten "hands on" -
Exponate leiten lassen sollte. D.h. den 
Besuchern muß - unter dem Gesichts-
punkt einer möglichst publikumswirk-
samen Ausstellung - eigenes Experi-
mentieren und Ausprobieren im Um-
gang mit neuen technologischen Ent-
wicklungen ermöglicht werden. 
Grundsätzlich sollten die Ausstellungen 
aber nicht der Präsentation von Wissen-
schaft und Technik an sich (von Geräten 
und Verfahren), sondern von Wissen-
schaft und Technik in ihren ökonomi-
schen, sozialen und politischen Bezügen 
dienen. Wissenschaft und Technik sollen 
als Teil des gesellschaftlichen Lebens 
und auch in ihrem inneren sozialen 
Funktionieren kenntlich gemacht wer-
den. Klassische Wissenschaftsmuseen 
und auch Science Center tendieren z.T. 
dazu, ein nicht mehr zeitgemäßes Bild 
des Zusammenhangs von Wissenschaft 
und Gesellschaft zu transportieren. 
Wissenschaftlich-technischer Wandel 
erscheint dann als einer eigenen unent-
rinnbaren Logik der Höherentwicklung 
folgender, nicht steuerbarer Prozeß, der 
unser Leben gleichsam "von außen" 
verändert. 
Dagegen soll der Versuch gestellt 
werden, den Prozeß von Wissensgene-
rierung und Entwicklung neuer Techno-
logien als menschliche und soziale Akti-
vität durchschaNbar ZN machen; als Ak-
tivität, die in Institutionen abläuft und 
bestimmten Regeln folgt; als Aktivität, 
die ein bestimmtes Instrumentarium 
und Verfahren nutzt, die durch ökono-
mische und andere Anreize angestoßen 
wird, die politisch reguliert und finan-
ziert wird, die äußeren Zwecksetzungen 
folgt und sich fügt, aber auch selbst 
neue Zwecke und Ziele setzen kann, 
und die Gegenstand gesellschaftlicher 
Bewertung, Wertschätzung und Kritik 
!St. 
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Eine sogenannte "Kernausstellung" 
zum Thema "Science in Context" soll 
die besondere Perspektive, die das Fo-
rum auf Wissenschaft und Technik an-
legt, deutlich machen und thematisch 
nicht auf ein bestimmtes Technologie-
feld oder eine wissenschaftliche Diszi-
plin abstellen. Sie soll die Besucher, in-
dem das Themenfeld "Technik und Ge-
sellschaft" insgesamt erschlossen wird, 
gleichsam an die Perspektive heran-
führen, die dann auch in den thematisch 
fokussierten Ausstellungen - Multime-
dia (Informations- und Kommunika-
tionstechnik), Hirnforschung und Ana-
lyse des menschlichen Genoms - ange-
legt wird. 
Ausstellungsbereich "Analyse des 
menschlichen Genoms" 
Exemplarisch wird im folgenden das 
von einer Konzeptgruppe - einem Aus-
stellungsarchitekten, Museumsfachleu-
ten, einem Wissenschaftsjournalisten 
und Mitarbeitern des TAB - entwickelte 
Konzept für die Ausstellungseinheit 
"Analyse des menschlichen Genoms" 
skizziert. Mit diesem Ausstellungsthe-
ma wurden zwei besonders bedeutsame 
Teilbereiche der (molekular-)geneti-
schen Forschung soweit ausstellungsge-
recht strukturiert, daß ein erster Reali-
sierungsschritt mit der Erstellung eines 
"Grobdrehbuches" getan werden konn-
te: Zum einen das sog. H uma.n Genome 
Project (HGP, die Gesamtanalyse bzw. 
-sequenzierung des menschlichen Ge-
noms), das eine neue Dimension biolo-
gischer Forschungsprojekte und -visio-
nen repräsentiert, zum anderen die ANs-
weitNng, Ve1feinernng Nnd VerbreitNng 
der genetischen Individualdiagnostik, 
welche von besonderer Brisanz für Indi-
viduum und Gesellschaft sein wird. 
Die Ausstellungskonzeption gliedert 
das Gesamtthema "Analyse des mensch-
lichen Genoms" in einen Grundlagen-
bereich und fünf vertiefende Themen-
bereiche. 
Der Grundlagenbereich soll das In-
teresse der Besucher/innen für das 
Thema durch einen wirkungsvollen 
einführenden Bereich verstärken, auf 
der Grundlage des biologischen 
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Grundlagenwissens zu Genetik und 
Genforschung eine Einführung in 
das Thema bieten sowie die Vertie-
fungsthemen anschneiden, Interesse 
für sie wecken und damit Zentrum, 
Schnittstelle und Klammer bilden. 
Außer Basiswissen zu DNA, Chro-
mosomen und Genen, zu Evolution, 
Mutation und Individualentwicklung 
werden hier die Forschungsmetho-
den und ihre Geschichte dokumen-
tiert, unterschiedliche Konzepte von 
Genen und ihrer Wechselwirkung 
mit der Umwelt diskutiert sowie Ak-
teure in Forschung und Anwendung 
(Medizin und Humangenetik, Selbst-
hilfe- und Behindertengruppen etc.) 
vorgestellt. 
Im Vertiefungsbereich "Forschung, 
Fortschritt und Finanzen" sollen u.a. 
Herkunft, Ziele und aktueller Stand 
des HGP, Forschungsförderung und 
-finanzierung, wirtschaftspolitische 
Einflüsse und die Patentproblematik 
behandelt werden. 
Der Bereich Genetische Diagnostik, 
Tests und Beratung erörtert anhand 
verschiedenen Testtypen und Krank-
heiten Leistungen und Probleme von 
pränataler, "Eltern-" und prädiktiver 
Diagnostik. 
Entwicklungslinien und · mögliche 
Auswirkungen der genetischen Dia-
gnostik in nicht-medizinischen Be-
reichen wie dem Arbeitsleben oder 
dem Versicherungswesen werden an-
hand von Alltagsvisionen - Zukunfts-
szenarien dargestellt. 
Unter dem Motto Norm und Viel-
falt/Der Mensel? - eine Marionette 
seiner Gene? werden Krankheitsbil-
der und Normalitätskonzepte sowie 
die neuere soziobiologische Diskus-
sion angesprochen. 
Ein Ausstellungsteil Historische Wis-
senschaftsvorstellNngen beschreibt die 
historische Entwicklung der Human-
genetik von ersten (vorwissenschaft-
lichen) Ansätzen über eugenische 
Weltverbesserungs- und Wahnideen 
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Tagungsbereich: Kommunikation 
zwischen Laien und Experten 
Der Bereich Tagungen soll so angelegt 
sein, daß kleinere Veranstaltungen (Se-
minare, Workshops) sowohl wissen-
schaftlicher Art (interdisziplinäre Work-
shops) als auch für eine breitere Öffent-
lichkeit (Lehrer, Journalisten, interes-
sierte Laien) und Entscheidungsträger 
aus Politik, Verwaltung und Wirtschaft 
angeboten werden können. Diese Veran-
staltungen sind als Angebot zu sehen, 
bestimmte Aspekte der in den Ausstel-
lungen behandelten Themen zu vertiefen 
bzw. Fragen, die sich in einer Ausstel-
lung nur anreißen lassen, aufzugreifen. 
Es sind vor allem aber größere öf-
fentliche Tagungen, über die es gelingen 
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soll, dem Forum in der technologie-
und wissenschaftspolitischen Diskus-
sion einen hohen Stellenwert zu ver-
schaffen. Neben großen interdiszi-
plinären wissenschaftlichen Kongressen 
wird dies am ehesten (und der allgemei-
nen Zielsetzung des Forums entspre-
chend) durch die Organisation eines -
für Deutschland neuen und in der inter-
nationalen Diskussion um "Public Un-
derstanding of Science" derzeit stark be-
achteten - Typs von Konferenzen, der 
die Meinung von Laien und Experten 
miteinander konfrontiert, gewährleistet 
werden können: sogenannte Konsensus 
Konferenzen. 
Konsensus Konferenzen sind darum 
bemüht, das Wissen und die Bewertung 
von Laien in Diskussionen um die ge-
Konzepte und Methoden 
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sellschaftliche Bedeutung und Proble-
matik neuer Technologien einzubringen 
(vgl. hierzu auch TAB-Brief Nr. 10). 
Neben dem Prinzip der Laienberatung 
kennzeichnet Konsensus Konferenzen 
auch der öffentliche Charakter der Ver-
anstaltung und ihr Bezug auf parlamen-
tarische Instanzen als Adressat. Es geht 
bei Konsensus Konferenzen darum, ei-
ne breite öffentliche Debatte über das 
behandelte technologiepolitische Thema 
in 'Gang zu bringen und hierüber zur 
politischen Willensbildung beizutragen. 
Konsensus Konferenzen bieten damit 
die besten Voraussetzungen dafür, das 
Forum als zentralen Ort einer wissen-
schaftlich-öffentlich-politischen Dis-
kussion zu etablieren. Auch die nach 
der jetzigen Planung im Ausstellungsbe-
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reich vertretenden Themen sind bestens 
geeignet, durch die Veranstaltung von 
Laienkonf erenzen aufgegriffen zu wer-
den. Sie werden in der Öffentlichkeit 
z.T. kontrovers diskutiert und haben 
bereits Fragen politisch-rechtlicher Re-
gulierung aufgeworfen bzw. werden 
dies in Zukunft voraussichtlich tun. 
Wissenschaftliche Einheit - Public 
Understanding of Science 
Die generelle Aufgabe der Forschungs-
einheit in bezug auf die Grundidee des 
Forums für Wissenschaft und Technik 
besteht darin, das Forum als wissen-
schaftlich ausgewiesenes Zentrum der 
Diskussion um Wissenschaft und Tech-
nik in Deutschland zu profilieren. Soll 
das Forum als Plattform der Kommuni-
kation von Wissenschaft und Öffent-
lichkeit bundesweit Anerkennung fin-
den, muß es sich als kompetenter An-
sprechpartner, wenn nicht gar als ein 
Fokus der wissenschaftlichen For-
schung zu den mit seiner eigenen Leit-
idee verbundenen Fragen etablieren. Die 
seriöse Evaluation der eigenen Aktivitä-
ten des Forums (im Ausstellungs- und 
Tagungsbereich), die nötige Weiterent-
wicklung der Aufgaben des Forums und 
seines Selbstverständnisses, die notwen-
dige Profilierung des Forums als Ort 
der Innovation hinsichtlich der Vermitt-
lung von Experten- und Laienkultur, 
die nötige Akzeptanz des Forums als 
Ansprechpartner von Wissenschaft, In-
dustrie, Politik und gesellschaftlichen 
Initiativen, wie auch die Notwendigkeit, 
thematisch und didaktisch das Forum 
"up to date" zu halten, erfordern eigene 
wissenschaftliche Kompetenz und For-
schung, einen Bezug zu Lehre und 
Fortbildung sowie eigene Publika-
tionstätigkeit. 
Vorgeschlagen wird deshalb die Ein-
richtung einer eigenen Forschungsein-
heit mit 6 wissenschaftlichen Mitarbei-
tern am Forum für Wissenschaft und 
Technik, die sich primär mit Fragestel-
lungen aus dem Forschungsfeld "Public 
Understanding of Science" (PUS) befas-
sen soll. Über die Untersuchung des po-
litischen, sozialen und kulturellen Kon-
textes der Auseinandersetzung zwischen 
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in das Forschungsprogramm von PUS 
Fragen der Technikbewertung, · der 
Ethik moderner Wissenschaft, der Tech-
nik- und Wissenschaftssoziologie, aber 
auch der Policy Analyse und demokra-
tietheoretische Fragestellungen ein. Ne-
ben der Forschungstätigkeit könnte sich 
das Forum über die wissenschaftliche 
Einheit durch Publikationen, mögli-
cherweise die Herausgabe einer wissen-
schaftlichen Zeitschrift, die im deutsch-
sprachigen Raum zum Thema "Public 
Understanding of Science" fehlt, die 
Veranstaltung von Kongressen und 
durch Aktivitäten in der wissenschaftli-
chen Lehre und in der Fortbildung (z.B. 
für Journalisten) profilieren. 
Finanzierung 
Die Untersuchung des Finanzbedarfs 
und der Finanzierungsmöglichkeiten 
des Forums wurde für die einzelnen 
Elemente des Forums jeweils für die 
Vollausstattung (Basisversion) der Ele-
mente und für eine Minimalversion vor-
genommen. Der zeitliche Auf- und 
Ausbau des Forums wird bis zum Jahr 
2006 angesetzt, wobei davon ausgegan-
gen wird, daß im Jahr 2000 der Ausbau 
der sogenannten Lokhalle und die "Be-
spielung" des größten Teils der Ausstel-
lungsfläche (bis auf die Flächen für 
Wechselausstellungen) realisiert sem 
wird. 
• Die Personalstärke des Forums wird 
ca. 60 Personen betragen müssen, 
wobei davon ausgegangen wird, daß 
die technische Entwicklung der Aus-
stellungen nach außen vergeben wird. 
• Der Finanzbedarf des Forums wird 
im Jahre 2000 (wegen der anfallenden 
Kosten für den Ausbau der Halle 
und die Erstellung der Ausstellun-
gen) mit ca. 34 Mio. DM in der Ba-
sisversion bzw. 23 Mio. DM in der 
Minimalversion am größten sein. 
• Beim Endausbau des Forums wird 
der Finanzbedarf (Personal, Miete 
für die Lokhalle u.a.) im Jahre 2006 
in der Basisversion ca. 19,4 Mio. DM 
und in der Minimalversion 15,6 Mio. 
DM betragen. Hierbei sind für die 
Basisversion bereits Einnahmen von 
11,6 Mio. DM und für die Minimal-
version Einnahmen in Höhe von 7,4 
Mio. DM abgerechnet. 
Aufgrund von Erfahrungen in beste-
henden Science Centern und eigener 
Recherchen des mit der Erstellung 
des Finanzierungskonzeptes beauf-
tragten Gutachters kann davon aus-
gegangen werden, daß auch langfri-
stig rund ein Drittel der laufenden 
Kosten über Einnahmen des Forums 
(Eintrittspreis, Verkauf Museumsla-
den u.a.) und ein weiteres Drittel 
durch Sponsoring gedeckt werden 
könnten. Es bleibt ein Drittel der 
Kosten, das durch öffentliche Mittel 
abgedeckt werden müßte. 
Grundsätzlich verstehen sich die Be-
rechnungen als Ausgangsbasis für die 
weitere Planung des Forums und dienen 
der Identifizierung von Faktoren, die 
geeignet erscheinen, die Gesamtkosten 
zu reduzieren. Bei einer Reduktion der 
Ausstattung des Forums (Ausstellungs-
fläche, Personal, etc.), wie sie das Mini-
malszenario vorsieht, wäre zu berück-
sichtigen, daß eine solche Auslegung des 
Forums dem Anspruch, nationale Be-
deutung zu erlangen, möglicherweise 
nicht gerecht werden kann. 
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POST -Die TA-Einrichtung des 
britischen Parlaments 
Mit dem "Parliamentary Office of Science and Technology" (POST) des bri-
tischen Parlamentes wird im TAB-Brief eine weitere parlamentarische TA-
Organisation vorgestellt, die wie das TAB und die bereits dargestellten TA-
Einrichtungen dem European Parliamentary Technology Assessment Net-
work (EPTA) angeschlossen ist. 
Einsetzung und Auftrag von POST 
Die Einrichtung des Office of Techno-
logy Assessment des US Kongresses 
und die Diskussion um ähnliche Ein-
richtungen 111 den Niederlanden, 
Frankreich, Dänemark und Deutsch-
land hatten auch die britischen Parla-
mentarier veranlaßt, über die Möglich-
keiten der Nutzung von TA-Studien 
für das britische Parlament nachzuden-
ken. Das Parliamentary Office of Sci-
ence and Technology (POST) wurde 
1989 als TA-Einrichtung beider Häuser 
des britischen Parlamentes etabliert. 
POST ist mit der kontinuierlichen 
Information der Mitglieder des Ober-
wie des Unterhauses über wissenschaft-
lich-technische Themen und mit der 
Erstellung von TA-Studien beauftragt. 
POST berarbeitet also nicht allein um-
fassende Projekte zur Technikfolgen-
Abschätzung, sondern soli auch auf 
kurzfristige parlamentarische Anfragen 
reagieren können. 
Nach einer rund vierjährigen Mo-
dellphase ist POST mittlerweile eine of-
fizielle Einrichtung innerhalb des briti-
schen Parlamentes und wird seit dem 
1. April 1993 durch das Hause of Com-
mons und das Hause of Lords finan-
ziert. POST kann von den Mitgliedern 
beider Häuser oder auch von einzelnen 
Ausschüssen beauftragt werden. Das 
relativ 'kleine Büro (jährliches Budget 
ca. 250.000 Pfund, fünf Mitarbeiter) 
wird von einer parlamentarischen Len-
kungsgruppe (Board) geleitet, die aus 
10 Mitgliedern des Unterhauses, drei 
Mitgliedern des Oberhauses und vier 
wissenschaftlich-technischen Experten 
aus unterschiedlichen Disziplinen be-
steht. Der Board ist für die Auswahl 
der von POST zu bearbeitenden Pro-
jekte zuständig. Der Board orientiert 
sich dabei nicht allein an den Informa-
tionsbedürfnissen der einzelnen Abge-
ordneten, sondern in erster Linie an 
den wissenschaftlich-technischen Infor-
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mati011sbedürfnissen des Parlaments 
vor dem Hintergrund anstehender poli-
tischer Entscheidungen. 
Arbeitsprogramm 
Der Arbeit von POST liegt eine weite 
Definition von Wissenschaft und Tech-
nik zugrunde. Die bisher bearbeiteten 
Themen decken ein breites Spektrum 
ab, das beispielsweise sowohl Themen 
aus der Psychologie als auch der Nu-
klearphysik oder der Raumfahrt um-
faßt. In den vergangenen sieben Jahren 
wurden mehr als 100 Aufträge bearbei-
tet und Berichte bzw. Überblicksdar-
stellungen zu Themen wie z.B. Patente 
in Forschung und Technologie, illegale 
Drogen, Auswirkungen der Raumfahrt 
auf die Erde, Globale Erwärmung, Bo-
denverschmutzung, Trinkwasserquali-
tät, zukünftige Wasserreserven, psycho-
metrisches Testen, minimal invasive 
Chirurgie und Raketenabwehr erstellt. 
Der wesentliche Output von POST 
besteht in den sogenannten "POST-
notes", vierseitigen Überblicksdarstel-
lungen des wissenschaftlich-techni-
schen Forschungsstands zu aktuellen 
Themen von parlamentarischem und 
öffentlichem Interesse, beispielsweise 
auch zur Rinderkrankheit BSE. POST 
versucht aber auch gezielt auf zukünfti-
gen Beratungsbedarf hinzuarbeiten und 
greift Themen auf, die nach Ansicht des 
Boards innerhalb der nächsten 6-9 Mo-
nate im Parlament zur Beratung anste-
hen. So wurde beispielsweise ein 
POST-Bericht zur Kernenergie im Hin-
blick auf eine anstehende parlamentari-
sche Debatte zum Thema vorbereitet. 
Ein Bericht über "Nachhaltigkeit und 
Verkehr" wurde gezielt für eine parla-
mentarische Beratung über Prioritäten-
setzung in der Verkehrspolitik erstellt. 
POST-Berichte werden als Unter-
stützung für Debatten in beiden Häu-
sern genutzt, bzw. sollen dem einzelnen 
Parlamentarier zu einem besseren Ver-
TA-Aktivitäten im In- und Ausland 
ständnis wissenschaftlich-technischer 
Fragen verhelfen. Sie können den Parla-
mentariern bei Anfragen aus den Wahl-
kreisen nützlich sein und werden zur 
Vorbereitung von Ausschußsitzungen 
eingesetzt, sie werden aber auch außer-
halb des parlamentarischen Rahmens · 
genutzt und als wertvolle Informations-
quelle geschätzt. 
Methoden 
Es gibt kein standardisiertes oder gar 
ausschließliches methodisches Vorge-
hen bei der Erstellung der Studien. 
POST versucht, frühzeitig über neue 
wissenschaftliche und technologische 
Entwicklungen zu berichten. Dies be-
deutet, daß Flexibilität und Pragmatik 
hinsichtlich der Detailliertheit, des 
Zeitplans und der Themen die Arbeits-
weise bestimmen. POST hat zudem 
Abstand von einer enge'n Definition der 
Technikfolgen-Abschätzung genom-
men, die mögliche Auswirkungen neuer 
Technologien untersucht und frühzeitig 
vor bisher nicht registrierten Proble-
men warnt. POST-Aktivitäten orientie-
ren sich an einer weiteren Definition 
von TA und zielen auf eine objektive, 
gründliche, rationale und ausgewogene 
Analyse von politischen und gesell-
schaftlichen Fragen, die in bezug zum 
wissenschaftlichen und technologischen 
Wandel stehen. Mit der zunehmenden 
Bedeutung von Wissenschaft und Tech-
nik für alle Lebensbereiche wird auch 
das Konzept der Technikfolgen-Ab-
schätzung für fast alle gesellschaftlichen 
Aktivitäten relevant. 
Bei der Erstellung der Studien ko-
operiert POST eng mit externen Exper-
ten aus Wissenschaft und Technik. Dies 
ergibt sich notwendigerweise aus der 
relativ bescheidenen personellen Aus-
stattung des Office. Andererseits kann 
POST dadurch auf neueste Informatio-
nen und Einsichten aus Wissenschaft 
'und Technik zurückzugreifen. Die von 
POST beauftragten Fachleute sind auch 
für die Qualitätskontrolle und die Ver-
anstaltung von Workshops zuständig. 
Auch wenn der externe Input substan-
tiell für die Arbeit des Office ist, so 
wird doch die notwendige tägliche Ar-
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beit, vor allem die Berichtserstellung 
von POST-Mitarbeitern durchgeführt, 
die gemeinsam mit dem Lenkungsko-
mi tee auch die Verantwortung für das 
Endprodukt tragen. 
Wirkungen der POST-Aktivitäten 
Während es relativ einfach ist, die Lei-
stungsfähigkeit von POST anhand des 
Berichtsoutputs zu messen, ist es 
schwierig den Nutzen und die Wirkung 
der Berichte im parlamentarischen Pro-
zess zu beurteilen. Im Vergleich zur 
Größe der Einrichtungen ist die Anzahl 
der abgeschlossenen Berichte relativ 
groß. In der Sitzungsperiode 1994/95 
wurden acht Kurzberichte, sechs lang-
fristige TA-Studien und über zehn spe-
zielle Anfragen einzelner Ausschüsse 
bearbeitet. POST ist seit 1989 zweimal 
von einem parlamentarischen Ausschuß 
evaluiert worden. Dabei wurden die 
Arbeiten von POST anhand folgender 
Indikatoren bewertet: 
Anzahl der Anfragen nach Berichten 
von POST (nach dem Umlauf der 
Zusammenfassungen der einzelnen 
Berichte im Parlament), 
Häufigkeit der Verweise auf die Ar-
beiten von POST in parlamentari-
schen Debatten, 
• Verwendung der Berichte in den 
Ausschüssen sowie 
• die Meinung einzelner Parlamenta-
rier über die Arbeit von POST. 
Diese Indikatoren erlauben eine gewis-
se Einschätzung der Nützlichkeit von 
POST für beide Häuser des britischen 
Parlamentes. In beiden Evaluierungen 
fiel diese Beurteilung positiv aus und 
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Initiative des Europarates 
in Sachen TA 
Die Parlarnentarische Versammlung des 
Europarates hat in einer im April ver-
abschiedeten Resolution (Resolution 
1083 on parliaments and the assessment 
of scientific and technological choices) 
die Parlamente seiner Mitgliedsländer 
aufgefordert, sich verstärkt um die In-
stitutionalisierung parlamentarischer 
Einrichtungen für Technikfolgen-Ab-
schätzung zu bemühen. Eine TA-Ein-
richtung - so die Resolution - könne 
den politischen Entscheidungsträgern 
helfen, der ständig wachsenden Bedeu-
tung wissenschaftlich und technischer 
Entwicklungen gerecht zu werden, de-
ren soziale, wirtschaftliche und politi-
sche Konsequenzen frühzeitig zu er-
kennen und alternative Handlungsop-
tionen zu entwickeln. Das demokrati-
sche System der Gewaltenteilung laufe 
Gefahr, unausgewogen zu werden, 
wenn die Parlamente Entscheidungs-
kompetenzen an Regierung und Exper-
ten verlieren, die über das relevante 
(wissenschaftlich-technische) Wissen 
verfügen. 
Die Resolution betont, daß jedes 
Land bei der parlamentarischen Institu-
tionalisierung von TA die länderspezifi-
schen sozialen, wirtschaftlichen, politi-
schen, wissenschaftlichen und kulturel-
len Bedingungen berücksichtigen muß. 
In diesem Sinne fordert die Parlamenta-
rische Versammlung des Europarats die 
nationalen Parlamente dazu auf, den 
Prozeß der Institutionalisierung von 
parlamentarischen TA-Einrichtungen 
voranzutreiben. Den bisher existieren-
den Einrichtungen in fünf europäischen 
Ländern müßten weitere an die Seite 
gestellt werden. Die öffentliche Debatte 
über wissenschaftliche und technologi-
sche Entscheidungen solle gefördert 
werden, um Transparenz in bezug auf 
zu fällende Entscheidungen im Bereich 
von Wissenschaft und Technik zu ge-
währleisten und das Bewußtsein für die 
Notwendigkeit von TA zu schärfen. Bei 
der Institutionalisierung von TA bei 
den Parlamenten müsse die politische 
U~abhängigkeit von TA gewährleistet 
sem. 
Die Parlamentarische Versammlung 
fordert ihre Ausschüsse dazu auf, Semi-
nare und Kolloquien zu organisieren, 
um den Informationsaustausch und den 
Kontakt zwischen bereits bestehenden 
TA-Einrichtungen in verschiedenen 
Ländern zu verbessern. Den mittel-
und osteuropäischen Ländern soll Hil-
festellung bei der Institutionalisierung 
von TA-Einrichtungen gewährleistet 
werden. Um die internationale Zusam-
menarbeit im Bereich TA sowie den In-
formationsaustausch zwischen den TA-
Einrichtungen zu fördern, werden die 
Mitgliedsländer aufgefordert, sich mit 
dem bereits bestehenden Netzwerk 
parlamentarischer TA-Einrichtungen 
(EPTA) zu assoziieren, um so mög-
licherweise die Grundlage für eine 
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Beschlüsse zu parlamentarischer TA in 
Finnland und Griechenland 
Es ist interessant zu sehen, daß auch nach der Schließung des OTA Tech-
nikfolgen-Abschätzung als Instrument zur Stärkung der Rolle des Parla-
ments weiterhin Konjunktur hat. Während die europäischen TA-Einrichtun-
gen bei den Parlamenten in Dänemark, Deutschland, Frankreich, Großbri-
tannien, den Niederlanden und beim Europäischen Parlament als fest eta-
bliert gelten können, gibt es kontinuierlich Initiativen in weiteren Ländern, 
über die im TAB-Brief schon öfter berichtet werden konnte. Diesmal sind 
Aktivitäten in Finnland und Griechenland zu vermelden: 
TA in Finnland 
Schon vor einigen Jahren beauftragte 
das finnische Parlament die Regierung, 
in jeder Legislaturperiode einen "Zu-
kunftsbericht" vorzulegen, um das Par-
lament in Zeiten rapiden wissenschaft-
lich-technischen Wandels frühzeitig 
über in Zukunft möglicherweise dring-
lich werdende politische Fragen zu in-
formieren. Mit der Einrichtung eines 
Parlamentsausschusses, der sich mit der 
zukünftigen Entwicklung der finni-
schen Gesellschaft befassen soll, ist das 
Parlament nun noch einen Schritt wei-
ter in der Verbesserung der Informa-
tionslage des Parlamentes in wissen-
schaftlich-technischen Fragen gegan-
gen. 
Es war eine der ersten Aufgaben des 
sogenannten "Future Committee", ei-
nen Vorschlag zum Einsatz von Tech-
nikfolgen-Abschätzung im Rahmen der 
Parlamentsarbeit zu unterbreiten. Auf 
der Basis dieses mittlerweile vorliegen-
den Vorschlages hat das finnische Parla-
ment kürzlich ein Verfahren zur Inte-
gration von TA in die Parlamentsarbeit 
verabschiedet. 
Danach wird das "Future Commit-
tee" die Koordination der TA-Arbeit 
beim Parlament übernehmen. In Ab-
stimmung mit anderen Ausschüssen 
und im Blick auf deren Beratungsbedarf 
wird der Ausschuß für Zukunftsfragen 
TA-Studien in Auftrag geben, deren 
Bearbeitung begleiten und für die Ein-
speisung der Ergebnisse in die parla-
mentarischen Beratungsprozesse ent-
sprechend den parlamentarischen Ver-
fahrensregeln sorgen. Die Ergebnisse 
von TA-Studien sollen wenn nötig auch 
zum Gegenstand von Plenardebatten 
werden. Die Auswahl von zu beauftra-
genden Gutachtern und die Entschei-
dungen über das jeweils anzusetzende 
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Budget für TA fällt in die Kompetenz 
des für die Parlamentsverwaltung zu-
ständigen Ausschusses. 
Markku Markkula, MP 




e-mail: markku markkula@eduskunta.fi 
TA in Griechenland 
Noch in der letzten Legislaturperiode 
hat das griechische Parlament mit dem 
neuen Artikel 43 A der parlamentari-
schen Geschäftsordnung die Grundla-
gen für die Institutionalisierung von 
Technikfolgen-Abschätzung geschaf-
fen. Danach wird ein aus 30-60 Parla-
mentariern bestehender ständiger Aus-
schuß für Technikfolgen-Abschätzung 
eingerichtet. Der Ausschuß wird sich 
mit allen Fragen der Technologieent-
wicklung befassen und soll die Hand-
lungsfähigkeit des Parlamentes im Be-
reich Wissenschaft und Technik verbes-
sern. Der Ausschuß wird sich zudem 
um eine Verbesserung der Einbindung 
Griechenlands in die internationalen 
Netzwerke der Technikfolgen-Ab-
schätzung bemühen. Es wird nun die 
Aufgabe des neu konstituierten Parla-
mentes sein, diese Beschlüsse in die 
Praxis umzusetzen. 
Dr. Kostas Papadimitriou 
12, Rue Sotiros 
GR-185 35 Le Piree 
Tel.: 0030-301/3235932 
Fax: 0030-301/3234064 
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VERFÜGBARE PUBLIKATIONEN DES TAB 
• TAB-Faltblatt 
• TAB-Broschüre 
Die folgenden Publikationen können nur schriftlich beim 
Sekretariat des TAB (Frau Lippert) angefordert werden! 
- englisch 
- deutsch 
- Ziele, Themen, Organisation (deutsch/engl.) 
TAB-Briefe (nur in begrenzter Auflage verfügbar) 
- Nr.6 
- Nr. 7 
- Nr.9 
- Nr.10 
• TAB-Diskussionspapiere (nur in begrenzter Auflage verfügbar) 
- Nr. 5 Die Konzeption der Environmental Protection Agency 
zur Grundwasser- und Altlastensanierung: Superfund 
TAB-Arbeitsberichte (nur in begrenzter Auflage verfügbar) 
- 3/91 Tätigkeitsbericht des TAB zum 31.03.91 (Kurzfassung) 
- Nr. 11 Tätigkeitsbericht für den Zeitraum vom 01.04.1991 bis 30.06.1992 
- Nr. 14 Technikfolgen-Abschätzung zum Raumtransportsystem SÄNGER 
- Nr. 39 TA-Monitoring "Stand der Technikfolgen-Abschätzung 
im Bereich der Medizintechnik" 
- Nr. 40 Monitoring "Gentherapie" - Die rechtliche Regelung der Gentherapie 
im Ausland - eine Dokumentation (2. Sachstandsbericht) 
- Nr. 42 Monitoring "Exportchancen für Techniken zur Nutzung 
regenerativer Energien" (Sachstandsbericht) 
- Nr. 43 TA-Projekt "Möglichkeiten und Probleme bei der Verfolgung 
und Sicherung nationaler und EG-weiter Umweltschutzziele 
im Rahmen der europäischen Normung" (Endbericht) 
- Nr. 44 Machbarkeitsstudie zu einem "Forum für Wissenschaft und Technik" 
(Endbericht) 
- Nr. 45 TA-Projekt "Kontrollkriterien für die Bewertung und Entscheidung 
bezüglich neuer Technologien im Rüstungsbereich" (Endbericht) 






















Verfügbare Publikationen des TAB 
Die nachstehenden TAB-Arbeitsberichte sind als Bundestagsdrucksache erschienen und 
können gegen Entgelt bei der Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH unter der 
Telefonnummer 0228/3820840 angefragt werden: 
- Nr. 13 Endbericht zum TA-Projekt "Risiken bei einem verstärkten Wasser-
stoffeinsatz " (BT-Drs.-Nr. 12/4669) 
- Nr. 20 Endbericht zum TA-Projekt "Biologische Sicherheit bei Nutzung der 
Gentechnik" (BT-Drs.-Nr. 12/7095) 
- Nr. 32 Endbericht zum TA-Projekt "Neue Werkstoffe" 
(BT-Drs.-Nr. 13/1696) 
Folgende TAB-Arbeitsberichte sind als Buch erschienen: 
- Nr. 16 Endbericht zum TA-Projekt "Abfallvermeidung und Hausmüllentsorgung" 
A. Looß, Chr. Katz 




Erich Schmidt Verlag, Berlin Nov. 1995 
- Nr. 17 Endbericht zum TA-Projekt "Grundwasserschutz und Wasserversorgung" 
(Zusammenfassender Endbericht plus 6 Teilberichte) 
R. Meyer, J. Jörissen, M. Socher 
Technikfolgen-Abschätzung "Grundwasserschutz und \Vasserversorgung" 
Erich Schmidt Verlag, Berlin Nov. 1995 
- Nr. 18 Endbericht zum TA-Projekt "Genomanalyse" 
L. Hennen, Th. Petermann, J. J. Schmitt 
"Genetische Diagnostik - Chancen und Risiken genetischer Diagnostik" 
edition sigma, Berlin Febr. 1996 
- Nr. 33 Endbericht zum TA-Projekt "Multimedia" 
U. Riehm, B. Wingert 
"Multimedia - Mythen, Chancen und Herausforderungen" 
Bollmann Verlag, Mannheim Okt. 1995 
Nr. 34 Endbericht zum TA-Projekt "Auswirkungen moderner Biotechnologien 
auf Entwicklungsländer" 
Chr. Katz, J.J. Schmitt, L. Hennen, A. Sauter 
Studien des Biiros fü,· Technikfolgen-Abschätzung, Band 2 
"Biotechnologien für die Dritte Welt- Eine entwicklungspolitische 
Perspektive?" 
edition sigma, Berlin Sept. 1996 
Nr. 35 Endbericht zum TA-Projekt "Umwelttechnik und wirtschaftliche 
Entwicklung" 
R. Coenen, S. Klein-Vielhauer, M. Meyer 
Studien des Biiros für Technikfolgen-Abschätzung, Band 1 
"Integrierte Umwelttechnik - Chancen erkennen und nutzen" 
edition sigma, Berlin ]1,1,li 1996 
TAB-Brief Nr. 11 /Oktober 1996 
TAB 
~B 
Jro fi r echni fc lgen AOS! h; liu g 
iim Dei Ische, Bund! stig 
einwe g 121 , 5' 1. 9 Bonn 
lefon: 0228/23 5 63 er 28/23 7 )5 ue o@lab. zk de - - -
